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Stuttgart 21 

Das Bahnprojekt ist so solide geplant wie 
die Elbharmonie oder der Berliner Groß¬ 
flughafen. 
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Die Welt am Abgrund 

Der WWF stellte kürzlich seinen neuen 
Report vor, bleibt aber in seinen Forderun¬ 
gen im Rahmen des Kapitalismus. 
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Thema der Woche 


Krieg gegen die 
Kurden beenden 

Am 13. Oktober begann das türkische Militär 
Luftangriffe gegen angebliche PKK-Stellun- 
gen im Südosten der Türkei. Zugleich hat 
das Erdogan-Regime die Grenze zu Syrien 
weiter abgeriegelt. So können in die von der 
Terrormiliz Islamischer Staat belagerte Stadt 
Kobani (Ain al-Arab) nicht einmal Wasser 
und Nahrung für die kurdischen Verteidiger 
gebracht werden ... Für Kämpfer des IS al¬ 
lerdings ist die Grenze durchlässig. 
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Was hat Kobane mit dem 
Imperialismus zu tun? 


„Was hat Kobane mit der Türkei zu 
tun?“, fragte der türkische Präsident 
Erdogan, um auf die wachsende Kritik 
an seiner Regierung zu antworten. Di¬ 
rekt an der syrisch-türkischen Grenze 
verteidigen die der PKK nahestehen¬ 
den kurdischen Volksverteidigungs¬ 
einheiten (YPG) die Stadt gegen die 
Belagerung des „Islamischen Staates“ 
(IS). In der Türkei haben Polizei und 
Islamisten in den vergangenen zwei 
Wochen über 30 meist kurdische De¬ 
monstranten getötet, die ihre Solida¬ 
rität mit Kobane auch auf der Straße 
zeigten. Für Erdogan wollten sie „den 
Frieden“ in der Türkei angreifen. Hat 
das etwas mit der Türkei zu tun? 

Es hat unter anderem damit zu tun, 
dass die Türkei mit ihren Ansprüchen 
als Regionalmacht den Konflikt in Sy¬ 
rien angeheizt hat, dass Erdogan noch 
immer fordert, vor allem die syrische 
Regierung des Präsidenten Assad zu 
bekämpfen anstatt den IS. Die türki¬ 
sche Regierung will eine „Pufferzone“ 
im syrisch-türkischen Grenzgebiet - 
angeblich, um den IS zu bekämpfen 
und Flüchtlinge zu schützen. Tatsäch¬ 
lich geht es eher darum, die von der 
PKK-Verbündeten PYD kontrollier¬ 
ten Gebiete zu schwächen und die ei¬ 
gene Machtposition auszubauen. Der 
IS kam der Türkei dabei gelegen - 
noch Mitte August konnte ein IS-Füh- 


rer auf türkischem Gebiet ein Inter¬ 
view geben, in dem er der türkischen 
Regierung dafür dankte, dass seine 
Leute in türkischen Krankenhäusern 
behandelt, mit türkischem Nachschub 
ausgestattet und durch türkisches Ge¬ 
biet bewegt werden konnten. 

Die kurdische Befreiungsbe¬ 
wegung mobilisiert dagegen in der 
Region zur Verteidigung West¬ 
kurdistans (Nordsyriens) und in 
Deutschland zu Massendemonstra¬ 
tionen - 80 000 Menschen, die meis¬ 
ten Kurden, demonstrierten am ver¬ 
gangenen Samstag in Düsseldorf. Die 
Vorsitzenden der DKP erklärten ihre 
Unterstützung und forderten unter 
anderem: „Weg mit dem PKK-Verbot! 
Keine Waffen für die IS-Helfer in der 
Türkei, Katar und Saudi-Arabien!“ 

Die kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten kämpfen, die syrische 
Regierung kontrolliert kaum größere 
Teile ihres Landes als der IS. Einige 
10 000 Kurden sind aus Nordsyrien in 
die Türkei geflohen. Der Irak zerfällt, 
im kurdischen Autonomiegebiet im 
Nordirak herrscht die mit der Türkei 
und den USA verbündete und auch 
von Deutschland ausgerüstete Berza- 
ni-Clique, der IS steht nicht weit von 
Bagdad. Die alten, von den Koloni¬ 
almächten gezogenen Grenzen der 
Region haben mit den tatsächlichen 


Machtverhältnissen nur noch wenig 
zu tun. 

Die Politik der Großmächte wirkt 
dabei kaum weniger chaotisch als die 
Lage im Nahen und Mittleren Osten: 
Die USA verkündeten, dass sie nun 
auch von türkischen Flughäfen An¬ 
griffe auf den IS fliegen dürften, die 
Türkei dementierte. Die Fraktionsvor¬ 
sitzende und die Jugendorganisation 
der Grünen wollen die Bundeswehr 
schicken, die Parteivorsitzende der 
Grünen nicht. Angela Merkel erklärt, 
von dem NATO-Land Türkei müsse 
man erwarten, dass es die richtigen 
Prioritäten setze. Sie kritisiert, dass 
Erdogan der Kampf gegen PKK und 
Assad wichtiger sei als gegen den IS. 
Aber die PKK bleibt in Deutschland 
als angebliche Terrororganisation ver¬ 
boten, die syrische Regierung hat auch 
wegen der deutschen Einmischung 
den Islamisten nur wenig entgegen¬ 
zusetzen. Anfang Oktober genehmig¬ 
te die Bundesregierung erneut Waf¬ 
fenexporte nach Saudi-Arabien und 
Katar, die den IS in den Jahren zuvor 
finanziert hatten. Die USA bombar¬ 
dieren den IS und äußern sich ver¬ 
söhnlich über den Iran, während ein 
Pentagon-Sprecher erklärt, dass die 
Rettung Kobanes für die USA keine 
Priorität habe. 

★ 


Condoleezza Rice, die damalige Au¬ 
ßenministerin der USA, sagte 2006 
während des Libanonkrieges bei einer 
Pressekonferenz, dass die Entwick¬ 
lung in der Region - also die Kriege 
und Bürgerkriege - die „Geburtswe¬ 
hen eines Neuen Nahen Ostens“ seien. 
Kritiker beschrieben ihre Haltung als 
„Theorie des konstruktiven Chaos“. 
Denn so chaotisch die Lage im Na¬ 
hen und Mittleren Osten sein mag, so 
chaotisch die Politik der Großmächte 
erscheinen mag - ihre tatsächlichen 
Prioritäten verlieren sie nicht aus dem 
Blick. Eine Reihe von Welt- und Re¬ 
gionalmächten wollen ihre Stellung in 
der Region ausbauen. Dabei arbeiten 
sie heute mit- und morgen gegenein¬ 
ander, und sie alle hoffen darauf, den 
Aufstieg des IS für ihre Zwecke aus¬ 
nutzen zu können - durch Waffenlie¬ 
ferungen an neue Verbündete, durch 
Vorwände für Interventionen und 
durch die Schwächung ihrer Gegner. 
Vielleicht bringen einzelne Bomben¬ 
angriffe der USA eine kurze Atem¬ 
pause für die Verteidiger Kobanes. 
Aber für den Aufstieg des IS haben 
die imperialistischen Mächte die Be¬ 
dingungen geschaffen, sie profitieren 
davon, und sie müssen zurückgedrängt 
werden, um Frieden in der Region zu 
erkämpfen. Olaf Peters 

(Siehe auch Seite 8) 


Arbeit und Frieden 
mit der SPD 

Für ihn ist klar, dass er in der Tradition 
der Arbeiterbewegung steht. Der Kampf 
für Arbeit und Frieden ist da selbstver¬ 
ständliche Verpflichtung - für jeden an 
seinem Platz. 

Sigmar Gabriels Platz ist der des 
Wirtschaftsministers der großen Koali¬ 
tion und SPD-Vorsitzenden, und in die¬ 
ser Funktion weiß er, wie schwer dieser 
Kampf manchmal sein kein - er ist in¬ 
nerlich zerissen: Wenn es um Waffen¬ 
exporte geht, schlagen „zwei Herzen in 
meiner Brust“. Denn wie ein standhaf¬ 
ter Sozialdemokrat weiß, sichern deut¬ 
sche Rüstungsunternehmen Arbeitsplät¬ 
ze - deutsche Waffenexporte aber nicht 
immer ausschließlich den Frieden. Als 
Wirtschaftsminister muss er deshalb 
„die deutsche wehrtechnische Indus¬ 
trie“ fördern, manchmal aber auch 
Waffenlieferungen an Despoten etwas 
einschränken. 

Der prinzipienfeste Arbeiterführer 
kennt die Lösung: In der vergangenen 
Woche schlug er vor, die Entscheidung 
über Waffenexporte ins Außenministeri¬ 
um abzugeben. Dann kann er sich ganz 
darauf konzentrieren, Arbeitplätze zu 
sichern, indem er für Profite der Mo¬ 
nopolkonzerne sorgt. Und Genosse Au¬ 
ßenminister Steinmeier kann weiter mit 
Waffenexporten an islamistische Golf¬ 
diktaturen den Frieden sichern. 0. P. 


chen+++aktenzeichen+++akt 
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Hartz IV-Erhöhung 

Nach Auffassung des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts sind die Hartz IV-Be- 
züge teilweise zu niedrig. Diejenigen, 
die es teilweise betrifft, sind nach Mit¬ 
teilung des Gerichts nur die Hartz IV- 
Empfänger. 

AFD 

Die Regierungsparteien suchen nach 
einer Strategie gegen die rechtspopu¬ 
listische AFD. Spätestens wenn sie da¬ 
mit Erfolg haben, werden sie verblüfft 
feststellen, dass sie selbst wieder einmal 
rechtspopulistisch geworden sind, ohne 
es gemerkt zu haben. 

Entlastung 

Deutsche Sozialrichter haben ab sofort 
für Prozessverfahren ein Jahr Vorbe- 
reitungs- und Bedenkzeit. Das wird 
zweifellos zur Entlastung der Gerich¬ 
te beitragen. Hartz IV-Empfänger, die 
wegen zu geringer Leistungen klagen, 
sind nach einem Jahr verhungert. 

Werner Lutz 
(Deutscher Einheit(z) - Textdienst) 


Großer Erfolg gegen TTIP und CETA 

250 000 Unterschriften am europaweiten Aktionstag gesammelt 


Am 11. Oktober sammelten - vor al¬ 
lem in Deutschland, aber auch in den 
Nachbarländern, in Großbritannien, 
auf Malta, in Spanien (Andalusien) 
usw. - tausende Aktivistinnen insge¬ 
samt eine Viertelmillion Unterschrif¬ 
ten. Auch viele Mitglieder der DKP 
waren aktiv dabei. Das Ziel von ei¬ 
ner Million Unterschriften ist bald 
erreichbar, denn online hat das „Stop 
TTIP“-Bündnis schon weit über 
500 000 Unterschriften aus ganz Eu¬ 
ropa zusammengebracht. 

In einer Reihe von Städten - in 
Berlin, Hamburg, Helsinki, Ljublja¬ 


na, London, Paris und Wien - gab es 
zudem Demonstrationen gegen das 
Freihandelsabkommen. 

Viele Inhaberinnen kleiner Buch¬ 
handlungen beteiligten sich in der Wo¬ 
che zuvor an der bundesweiten Kam¬ 
pagne „Ich bin ein Handelshemmnis“. 
In den Schaufenstern informieren die 
teilnehmenden Buchhandlungen da¬ 
rüber, welche dramatischen Auswir¬ 
kungen die Freihandelsabkommen 
auf den deutschen Buchmarkt haben 
würden. 

Brigitte Zypries (SPD), parla¬ 
mentarische Staatssekretärin im 


Bundeswirtschaftsministerium, leg¬ 
te dagegen - trotz der Widersprüche 
aus der eigenen Partei und trotz des 
beeindruckenden Erfolgs des Akti¬ 
onstages - am Montag im Petitions¬ 
ausschuss des Bundestags ein klares 
Bekenntnis für TTIP ab: „Wir wol¬ 
len die Globalisierung mitgestalten“, 
betonte sie in einer öffentlichen An¬ 
hörung der Petition 48 994 gegen die 
Handelspartnerschaft. 

In der Petition einer jungen Frau 
aus Bayern, die sehr schnell mehr als 
68 000 Mitunterzeichnerinnen ge¬ 
funden hatte, heißt es: „Der Deut¬ 


sche Bundestag möge die Bundes¬ 
regierung auffordern, sich gegen das 
Transatlantische Freihandelsabkom¬ 
men (TTIP) zwischen der EU und 
den USA auszusprechen.“ 

Zypries ist gegen eine solche Auf¬ 
forderung. Die EU müsse dabei sein, 
„wenn Standards gesetzt werden“ 
und diese „in unserem Sinne beein¬ 
flussen“. „Wir wollen größtmögliche 
Offenheit in die Debatte bekommen“, 
versicherte sie. Die Verhandlungen 
könnten aber nicht alle öffentlich 
sein, denn hier müsse „ein gewisses 
Maß an Vertraulichkeit“ gegeben sein. 


Die Mobilmachung gegen TTIP 
ist auch deshalb noch lange nicht be¬ 
endet. TTIP und CETA müssen vom 
Tisch! 

Am 19. Dezember will das euro¬ 
paweite Bündnis Stop TTIP nach ei¬ 
nem Aufruf des belgischen Bündnis¬ 
ses Dl 920 den EU-Gipfel in Brüssel 
blockieren. 

Im nächsten Jahr soll dann in 
Zusammenarbeit mit ähnlichen Be¬ 
wegungen in den USA und Kanada 
eine groß angelegte Aktion stattfin¬ 
den. 

UZ 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Lucas Zeise 


Mehr Staatsausgaben 
sind fällig 



Die Überraschung ist perfekt: 
Neue Wirtschaftsdaten zeigen, dass 
es doch keinen Aufschwung gibt. 
Nicht einmal in Deutschland. Die 
privaten Wirtschaftsforschungsins¬ 
titute stellen fest, dass dieses, dank 
seiner vorzüglichen Regierung vor 
wirtschaftlicher Gesundheit strotzen¬ 
de Land sich „mitten im Abschwung“ 
befindet. Im Rest des Eurogebietes 
ist die Lage nicht besser. Da haben 
beim letzten Gipfeltreffen der Euro¬ 
staaten in Mailand vor zwei Wochen 
die Herren Renzi aus Rom, Hollande 
aus Paris und sogar der erklärte Mer¬ 
kel-Fan Rajoy aus Madrid gebettelt, 
die Regierung in Berlin möge es sich 
und den Partnern doch endlich ge¬ 
statten, ein wenig mehr Staatsausga¬ 
ben zuzulassen. Frau Merkel damals: 
Mehr Investitionen vielleicht, aber 
keinesfalls durch höhere Schulden. 

Ganz ähnlich die Szene eine Wo¬ 
che später in Washington bei der 
Jahrestagung des Internationalen 
Währungsfonds (IWF). Die versam¬ 
melten Finanzminister und Noten¬ 
banker samt IWF-Chefin Christine 
Lagarde flehen, die deutsche Re¬ 


gierung möge doch angesichts des 
riesigen Überschusses in der deut¬ 
schen Leistungsbilanz etwas für die 
Konjunktur im Inland tun. Man sehe 
ja, dass nicht nur die Weltwirtschaft, 
nicht nur die anderen Euro-Länder 
in Stagnation, ja Depression versin¬ 
ken, sogar Deutschland selbst leide 
unter ungenügender Nachfrage und 
fehlenden Investitionen. Misstrauen 
ist immer angebracht, wenn Finanz¬ 
minister und Banker die Lage analy¬ 
sieren und Empfehlungen geben. Im 
aktuellen Fall haben sie recht. Die 
deutsche Wirtschaftspolitik der Ex¬ 
portförderung und Reduzierung der 
Staatsausgaben verschärft die Krise 
der Weltwirtschaft, ganz besonders 
natürlich im Eurogebiet. Die aktuel¬ 
le deutsche Sparpolitik hat ähnliche 
Wirkung in Europa wie 1930 bis 1932 
die von Reichskanzler Heinrich Brü¬ 
ning im Deutschen Reich. 

Um dagegen anzugehen, wäre 
ein kräftiger Schub keynesianischer 
Wirtschaftspolitik fällig. Was ist das? 
Ein Konjunkturprogramm, das ganz 
ähnlich wie 2008/09 den Gemeinden 
und Ländern Geld zur Verfügung 
stellt, wenn sie ihre Schulen und Uni¬ 
versitäten, ihre Straßen, Bürgerhäu¬ 
ser, Theater, Museen, Sportanlagen, 
Asylbewerberheime und Kinderta¬ 
gesstätten renovieren und erweitern. 
Wirksam wäre auch eine sofortige 
und kräftige Aufstockung der Hartz- 
IV-Sätze und Minirenten. Natürlich 
muss ein solches Programm kreditfi¬ 
nanziert sein. Das völlig sinnlose Ziel, 
den Bundeshaushalt 2015 schulden¬ 
frei abzuschließen, müsste aufgege¬ 
ben werden. 

Solches zu erwägen und vor ei¬ 
ner weiteren Rezession in der Krise 
zu warnen, hält der Bundesfinanzmi¬ 
nister für eine „hysterische Diskussi¬ 
on“. Mal sehen, was er in einem Jahr 
dazu sagt. 

Lucas Zeise 


JAV-Wahlen: 
Chancen und Fallstricke 


Von Oktober bis Dezember stehen in 
vielen Betrieben Wahlen zur Jugend- 
und Auszubildendenvertretung (JAV) 
an. Dabei sind die Unterschiede rie¬ 
sengroß. Von Wahlen, die gegen den 
erbitterten Widerstand des Unterneh¬ 
mens durchgesetzt werden müssen, 
bis zu Veranstaltungen, wo es einer 
Selbstverständlichkeit gleichkommt, 
die Wahl durchzuführen, regelmäßige 
Jugendversammlungen zu machen und 
sich als Javi freisteilen zu lassen. 

Trotz all dieser Unterschiede: JAV- 
Arbeit, die sich zur Aufgabe macht, 
nicht nur für „seine Azubis was rauszu¬ 
holen“, sondern die Kollegen selbst für 
ihre Rechte und gegen die Unterneh¬ 
mensleitung in die Aktion zu bringen, 
hat überall ähnliche Schwierigkeiten. 

Aber der Reihe nach. Natürlich 
macht es Sinn, sich selbst zur JAV-Wahl 
aufstellen zu lassen und da wo es bisher 
keine JAV gibt eine zu gründen. Hier 
sind aber nicht nur die jungen Kollegen 
gefragt. Vertrauensleute, Betriebs- und 
Personalräte, aber auch andere klassen¬ 
kämpferische Kollegen sind in der Ver¬ 
antwortung mit Azubis zu diskutieren, 
sie zu bestärken und klar zu machen: 
sie müssen selbst aktiv werden. 

Ist die Wahl mit all ihren Formalien 
dann gelaufen, beginnt für viele kämp¬ 
ferische JAVis erst mal ein Spießruten¬ 
lauf. Von Personalabteilungen, die mei¬ 
nen, die JAV wäre ihr Dienstleister im 
Azubi-Bereich, über ältere Kollegen, 
die jedes mal wenn man sich fr eistel¬ 
len lässt blöde Sprüche klopfen, bis hin 
zu Betriebsräten, die dann auf die JAV- 
Sitzung kommen und klarstellen: Der 
im Betriebsverfassungsgesetz festge¬ 
legte Grundsatz der „vertrauensvollen 


Zusammenarbeit“ mit dem Unterneh¬ 
men - das gilt auch für euch. 

Natürlich gehfis auch anders. Be¬ 
triebsräte, die die JAV unterstützen und 
sie darin bestärken, die Azubis mit ein¬ 
zubeziehen. Aber selbst wenn die Ein¬ 
arbeitung einigermaßen gut gelaufen ist, 
bleiben viele Schwierigkeiten. Genau¬ 
so wie Betriebsräte sind JAVis natür¬ 
lich Versuchen des Unternehmens aus¬ 
gesetzt, sie entweder zu korrumpieren 
oder aber ihnen das Leben ordentlich 
schwer zu machen. Der Unterschied ist 
nur, dass es sich hier um jüngere, uner¬ 
fahrenere Kollegen handelt, die nochmal 
anders unter Druck zu setzen sind. Auch 
deshalb sind alle Kollegen besonders ge¬ 
fordert, ihnen den Rücken zu stärken. 

Die JAV kann ein Mittel sein, um 
Kollegen anhand von Problemen, die 
oft sehr klein erscheinen, zu mobilisie¬ 
ren und Ansätze von Klassenbewusst¬ 
sein zu schaffen. Die gemeinsame Un¬ 
terschriftenaktion für die Übernahme 
der Kosten in der Berufsschule, die 
JAV-Sprechstunde in der nicht nur Pro¬ 
bleme besprochen werden können, son¬ 
dern auch das Berichtsheft geschrieben 
werden kann, weil das Unternehmen 
sich immer noch weigert es in der Ar¬ 
beitszeit zuzulassen. Die Aktion auf der 
Betriebsversammlung in der die Über¬ 
nahmesituation skandalisiert wird und 
vieles mehr sind wesentlich einfacher 
zu organisieren, wenn sich Kollegen 
freisteilen lassen können und es einen 
besseren Kündigungsschutz gibt. Aber 
auch zur Weiterbildung bietet die JAV 
viele Möglichkeiten. Nutzen wir diese 
Chancen, während wir uns gleichzeitig 
der Fallstricke bewusst sind. 

Florian Hainrich 


„TTIP und Co. sind 
prinzipiell abzulehnen“ 

DKP stellt Antrag gegen TTIP, CETA und TiSA 
im Heidenheimer Gemeinderat 




Interview mit Reinhard Püschel, DKP- 
Stadtrat in Heidenheim a.d. Brenz 


UZ: Ihr habt zur Haushaltsberatung 
einen DKP-Antrag unter dem Titel 
„Ablehnung TTIP, CETA und TiSA“ 
an den Gemeinderat der Stadt Heiden¬ 
heim gestellt. Wieso ein Antrag an die 
Kommune, wo TTIP, CETA und TiSA 
doch zwischen der EU und den USA 
verhandelt werden? 

Reinhard Püschel: Bei TTIP, CETA und 
TiSA handelt es sich um eine neue Ge¬ 
neration von Handelsverträgen, die gra¬ 
vierende Auswirkungen auf die verblie¬ 
bene Gestaltungsmacht der Kommunen 
haben. Viele hart erkämpfte soziale und 
ökologische Errungenschaften gelten 
für Konzerne als Handelshemmnisse. 
Mit den Abkommen wollen sie diese 
loswerden. Denn das „frei“ in Freihan¬ 
del bedeutet: Frei von demokratischer 
Kontrolle, frei von Regulierungen, frei 
von allem, das einem guten Geschäft im 
Weg steht. Bei dem zusätzlichen Inves¬ 
titionsschutz geht es nicht nur um den 
Schutz des Privateigentums, sondern 
auch um den Schutz der erwarteten 
Profite, die sich nach einer Investition 
einstellen sollen. In der Folge werden 
Kommunen es sehr schwer haben, ihre 
ureigenen Aufgaben selbst zu regeln. 

Im Juni 2014 haben 16 Bürgermeis¬ 
ter des Kreisverbandes Roth des baye¬ 
rischen Gemeindetages einen Beschluss 
gegen TTIP, CETA und TiSA gefasst. 
Darin wird deutlich formuliert: „Diese 
Art von Verträgen stellen einen massi¬ 
ven Eingriff in unsere kommunale Ge¬ 
staltungshoheit und unsere kommunale 
Selbstverwaltung dar“. Wir, die Heiden¬ 
heimer DKP, haben diesen vierseitigen 
Beschluss in unserem Antrag fast wört¬ 
lich übernommen mit dem Ziel, dass 
auch der Heidenheimer Gemeinderat 
den Mut aufbringen sollte, sich zu die¬ 
sem Thema klar zu positionieren. Die 
Kommunen haben durch diese Freihan¬ 
delsabkommen nichts zu gewinnen. 

UZ: Gibt es Reaktionen auf euren An¬ 
trag bei den anderen Stadtratsfraktio- 
nen? 

Reinhard Püschel: Der Heidenhei¬ 
mer Oberbürgermeister hat z.B. wie¬ 
derholt die Auffassung vertreten, dass 


der Wohnungsbau keine kommunale 
Aufgabe sei. Die Stadträte von CDU 
und SPD haben dieser Auffassung nie 
widersprochen. Entsprechend werden 
private Investoren bei Wohnungsbau¬ 
projekten bevorzugt: z.B. die Stadt¬ 
werke. Sie sind zwar Eigentum der 
Kommune, aber sie wurden zur Akti¬ 
engesellschaft umgebaut, auch hier be¬ 
schneidet sich der Gemeinderat selbst, 
weil er nun kaum noch Einfluss auf die 
Geschäftspolitik nehmen kann. 

Deshalb rechne ich trotz einer 
wachsenden Skepsis gegenüber TTIP 
auch innerhalb der SPD nicht mit einer 
Zustimmung zu unserem Antrag gegen 
TTIP im Gemeinderat. Am 15. Sep¬ 
tember habe ich diesen an Stadtver¬ 
waltung und Fraktionen verschickt, 
und bisher gab es nur eine Anfrage 
aus den Reihen der SPD. Auf Nachfra¬ 
ge bei einigen Grünen musste ich mir 
anhören, sie hätten sich noch nicht so 
richtig mit dem Thema beschäftigt. Bei 
der CDU sind die Verhältnisse noch 
klarer: die CDU steht hinter TTIP, 
hinter der Logik des Freihandels. Sie 
vertritt auch bei uns in der Kommune 
vor allem die Interessen des Kapitals. 

UZ: Nun haben wir gerade ein Wochen¬ 
ende voller Aktionen gegen TTIP und 
CETA hinter uns, europaweit wurden 
Unterschriften gesammelt. Wie schätzt 
du die Wirksamkeit dieser Aktionen 
ein? 

Reinhard Püschel: Unser Antrag auf 
kommunaler Ebene kann nur Wirkung 
entfalten, wenn die darin formulierte 
Ablehnung auch auf die Straße getra¬ 
gen wird. Als Mandatsträger kommt 
uns die Aufgabe zu, die Proteste zu 
unterstützen und sie in die Parlamente 
zu tragen. Gerade diese großen Aktio¬ 
nen, wie sie letztes Wochenende statt¬ 
gefunden haben, sind enorm wichtig. 
Auch für uns als DKP ist es eine gute 
Gelegenheit, Flagge zu zeigen, zu zei¬ 
gen, wofür wir stehen. Im Rahmen die¬ 
ser Aktionen wird dann auch mal ein 
DKP-Infostand gegen TTIP in der Zei¬ 
tung angekündigt, wie letzte Woche in 
Heidenheim geschehen. 

UZ: Was ist an den Abkommen deiner 
Meinung nach besonders problema¬ 
tisch? 

Reinhard Püschel: Besonders prob¬ 
lematisch ist in den Abkommen zum 
Beispiel der Investitionsschutz. Hier 
sollen Schiedsverfahren und ein so 
genannter „Regulatorischer Rat“ die 
Interessen der großen Konzerne absi¬ 
chern, auch gegen eventuelle Einfluss¬ 
nahme von Seiten des Gesetzgebers. 
Profiterwartungen werden über eine 
demokratische Kontrolle gestellt. Da¬ 
mit verlieren die Parlamente auf allen 
Ebenen an Gestaltungsmöglichkeit, 
nicht nur auf kommunaler. 

Versuche der Einschränkung de¬ 
mokratischer Rechte hat es in der Ver¬ 
gangenheit immer wieder gegeben und 


leider auch erfolgreich, in diesem Fall 
ist er allerdings besonders massiv. 

Im nächsten Jahr werden es 40 Jah¬ 
re, die die DKP im Gemeinderat von 
Heidenheim vertreten ist, und immer 
wieder haben wir Anträge formuliert, 
die eine Beschneidung demokratischer 
Einflussmöglichkeit verhindern sollten. 

Diese Anträge wurden vom Gemein¬ 
derat immer abgelehnt. Dazu gehörte 
auch unser Antrag zu einer Aussetzung 
des Schuldendienstes der Kommune, 
das so genannte „Zinsmoratorium“. Da¬ 
mit wollten wir die Kommune finanziell 
entlasten und eine Diskussion in Gang 
bringen darüber, was die Kommune ei¬ 
gentlich gestalten will und nicht nur, was 
sie eventuell noch bezahlen kann. 

Auch unser Antrag zur „Steuer 
gegen Armut“ - also zur Einführung 
einer Vermögenssteuer - wurde ab¬ 
gelehnt mit dem Hinweis, so etwas 
sei keine Angelegenheit der Gemein¬ 
de. Selbstbeschneidung ist leider ein 
Merkmal unserer heutigen Politik. 
Der Kampf dagegen ist ein Merkmal 
der DKP-Politik im Rat. Daran knüp¬ 
fen wir jetzt an, wenn wir uns gegen die 
Freihandelsabkommen wehren. 

Übrigens: die angebliche „fehlende 
Zuständigkeit“ hat den Gemeinderat 
nicht daran gehindert, einem Antrag 
zum Milliardengrab Stuttgart 21 zuzu¬ 
stimmen. 

UZ: Siehst du noch Möglichkeiten der 
Einflussnahme auf die Verhandlungen, 
die ja geheim geführt werden und wie 
geht es weiter nach dem Aktionstag ge¬ 
gen TTIP und Co. ? 

Reinhard Püschel: TTIP, CETA und 
TiSA gehen insgesamt in die falsche 
Richtung, deshalb setze ich nicht auf 
eine Veränderung der Abkommen, son¬ 
dern auf eine prinzipielle Ablehnung. 
Wir müssen jetzt alle Möglichkeiten 
nutzen, um an die Öffentlichkeit zu ge¬ 
hen, an Aktionen teilnehmen oder sie 
initiieren, aber eben auch: Beschlüsse 
herbeiführen. Die Diskussion um die 
Freihandelsabkommen gewinnt an 
Fahrt. Wir müssen uns dafür einsetzen, 
dass sie auch zu sichtbaren Ergebnissen 
führt, in den kommunalen Parlamen¬ 
ten, in denen wir vertreten sind, aber 
auch in Gewerkschaften, Bündnissen, 
Initiativen, usw. in denen Genossinnen 
und Genossen der DKP vertreten sind. 
Und dann müssen wir einfordern, dass 
diese Beschlüsse offensiv nach außen 
vertreten werden: vom Mitglied oder 
Mandatsträger bis hin zum Oberbür¬ 
germeister einer Gemeinde, die sich ge¬ 
gen TTIP und Co. ausgesprochen hat. 

Es ist an der Zeit, sich klar zu po¬ 
sitionieren und zu sagen: diese Ver¬ 
handlungen zwischen den USA und 
der EU sind nicht in unserem Inter¬ 
esse, sie müssen abgebrochen werden 
und zwar sofort. Denn die Idee hinter 
diesem Freihandel ist die Vergröße¬ 
rung der Gewinne der Konzerne auf 
Kosten der Menschen. 

Das Gespräch führte Lars Mörking 
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Eberswalde und Zwickau 
werden abgehängt 

Der Deutsche-Bahn-Konzern will Instandhaltungswerke schließen 


„135 Jahre Eberswalde - Werk mit Zu¬ 
kunft“, dieses Plakat wurde nach Be¬ 
richten der Eisenbahn- und Verkehrs¬ 
gewerkschaft EVG durch Kollegen der 
Spätschicht abgehängt. Die Geschäfts¬ 
führung der DB-Fahrzeuginstandhal¬ 
tung hatte zuvor mitgeteilt, dass das 
Instandhaltungswerk Ende 2016 ge¬ 
schlossen werden soll. In Zwickau ist 
die Schließung bereits für Ende 2015 
vorgesehen. 

Die Öffentlichkeitsarbeit des Toch¬ 
terunternehmens der Deutsche Bahn 
AG war wieder einmal vorbildlich: Die 
Betroffenen erfuhren aus den Medien 
vom geplanten Ende ihres Werks, teil¬ 
weise wurden sie von Verwandten auf 
die entsprechende Berichterstattung 
aufmerksam gemacht. In der Presse¬ 
information heißt es unter anderem: 
„Grund für die Schließung der beiden 
Standorte ist ein erheblicher Rückgang 
von Instandhaltungsleistungen an Gü¬ 
terwagen. Der Güterverkehrsmarkt ist 
sehr konjunkturabhängig und unter¬ 
liegt seit Jahren großen Schwankungen. 
Dem begegnen die Verkehrsunterneh¬ 
men mit einer optimierten Flottenpla¬ 
nung, in deren Folge weniger Fahrzeu¬ 
ge instandgehalten werden müssen.“ 

Übersetzt könnte man sagen: Es 
wird zunehmend auf Kante genäht. 
Allerdings, so Jens Schwarz, Vorsit¬ 
zender des Gesamtbetriebsrates, seien 
Fertigungsstunden ins polnische Werk 
Rybnik vergeben worden: „Wir sehen 
das als klaren Fall von Lohndumping, 
denn Polen hat einen Lohnkostenvor¬ 
teil von 30 Prozent“. Die optimierte 
Flottenplanung beinhaltet also vor al¬ 
lem eins: Entlassung und Schließung. 

In Eberswalde sind laut EVG 511 
Kolleginnen und Kollegen beschäf¬ 
tigt, in Zwickau sind es 80. An beiden 
Standorten soll „den Mitarbeiterin¬ 
nen und Mitarbeitern“ ein möglichst 
„gleichwertiger Arbeitsplatz bei der 
DB Fahrzeuginstandhaltung oder ei¬ 
nem anderen Unternehmen im DB- 
Konzern“ angeboten werden. Das be¬ 
deutet für die Jüngeren, dass sie wohl 
wegziehen werden. Für die Älteren gilt 
es, den eigenen Abschied möglichst 


Alles in Butter im Merkel-Lande? 
Schaut man sich das Ergebnis der neu¬ 
esten Untersuchung des WSI (Wirt¬ 
schafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Instituts) der DGB-nahen Hans-Böck- 
ler-Stiftung zum Thema Atypische Be¬ 
schäftigung an, dann ist die Antwort 
einmal mehr: Nein. 

Wie könnte es anders sein: Aus¬ 
kömmliche Beschäftigung ist in der 
Geschichte des Kapitalismus die Aus¬ 
nahme, nicht die Regel, und muss mit 
gewerkschaftlicher Kraft erkämpft 
und verteidigt werden. Hinter den Pro¬ 
pagandameldungen des amtierenden 
Ausschuss des Kapitals - fälschlich 
und verschleiernd meist Regierung ge¬ 
nannt - und der Arbeitslosendrangsa¬ 
lierungsanstalt entpuppt sich die medial 
gefeierte Zunahme der Erwerbstätig¬ 
keit und der sozialversicherungspflichti¬ 
gen Beschäftigung als Blendschutz, um 
die weitere Zunahme atypischer Be¬ 
schäftigung zu verschleiern. 

In den häufig gepriesen „Golde¬ 
nen Jahren“ des „Rheinischen Kapita¬ 
lismus“ von 1950 bis Mitte der 1970er 
Jahre dominiert das „Normalarbeitsver- 
hältnis“. Das ist längst bis zum Märchen 
verklärte Vergangenheit. Die aktuelle 
Studie des WSI stellt aktuell fest: Aty¬ 
pische Beschäftigung ist weit verbreitet: 

Im Jahre 2013 waren 43,3 Prozent 
aller abhängigen BeschäftigungsVer¬ 
hältnisse Minijobs,Teilzeitstellen oder 
Leiharbeit. Bundesweit sind inzwi¬ 
schen mehr als 40 Prozent aller Jobs 
keine Normalarbeitsverhältnisse. In 
einigen westdeutschen Städten und 
Landkreisen haben Teilzeitstellen, 


teuer zu machen, „damit ich wenigs¬ 
tens mein Häuschen noch abbezahlen 
kann“, wie ein Kollege mit 42 Jahren im 
Betrieb es ausdrückte. 

Die lokalen Politiker sehen die 
Schließungen aber auch als regionales 
Problem. Friedhelm Boginski, Bürger¬ 


meister von Eberswalde bot der Beleg¬ 
schaft einen Schulterschluss zwischen 
Politik, Beschäftigten und Gewerk¬ 
schaft an, vielleicht nicht selbstver¬ 
ständlich für den FDP-Politiker. Und 
auch die Zwickauer Bürgermeiste¬ 
rin Pia Findheiß kündigte laut „Freie 
Presse“ an, die Schließung nicht wider¬ 
spruchslos hinzunehmen, dafür will die 
Sozialdemokratin zur Feder greifen 
und Bahnchef Grube anschreiben: „Ich 
kann mich des Eindrucks nicht erweh¬ 
ren, dass die Deutsche Bahn Zwickau 
und die Region zum Niemandsland er- 


Minijobs und Leiharbeit sogar einen 
Anteil von knapp 60 Prozent an allen 
abhängigen Beschäftigungsverhältnis- 
sen (Beamte und Selbständige wurden 
nicht mitgezählt). 

Die Untersuchung des WSI hat da¬ 
rüber hinaus ergeben, dass der Anteil 
der Minijobs allein seit 2007 um über 
650 000 zugenommen hat. „Häufig ist 
diese Arbeit geringer bezahlt und so¬ 
zial schlechter abgesichert als im Nor¬ 
malarbeitsverhältnis, das gilt insbeson¬ 
dere für Leiharbeit und Minijobs“, sagt 
dazu der WSI-Experte Pusch. 

Atypische Beschäftigungsverhält¬ 
nisse sind vorrangig in bestimmten 
Dienstleistungsbereichen verbreitet, 
in einigen sogar die gebräuchlichste 


klären will“, wird sie zitiert. Das macht 
sie unter anderem auch daran fest, dass 
Zwickau nicht mehr an den Fernverkehr 
der Deutschen Bahn angeschlossen ist. 

Eine persönliche Abneigung ge¬ 
genüber Zwickau oder Eberswalde 
wird dem Bahnchef aber wohl nicht 


nachzuweisen sein. Vielmehr geht es 
der Bahn - wie bei allen Entscheidun¬ 
gen, die die Infrastruktur gefährden - 
ums schnöde Geld. Und dafür hat 
der Bund ja schließlich die Deutsche 
Bahn auf Privatisierung und Börsen¬ 
gang trimmen lassen. Konsequent und 
in der Sprache der Börsennachrichten 
verkündet die Bahn denn auch in ihrer 
Presseerklärung: „Die DB hat zudem 
analysiert, welche Kapazitäten in der 
Instandhaltung künftig noch benötigt 
werden und wie sich das auf die Stand¬ 
orte der DB auswirkt. Dabei hat sich 


Form. Im Gastgewerbe sind 55 Prozent 
der abhängig Beschäftigten atypisch 
beschäftigt, im Gesundheitswesen 
50 Prozent und im Bereich Erziehung 
und Unterricht 47 Prozent. Im verar¬ 
beitenden Gewerbe, im Baugewerbe 
sowie im Bereich Energie- und Wasser¬ 
versorgung sind dagegen über 80 Pro¬ 
zent der Beschäftigten in einem soge¬ 
nannten NormalarbeitsVerhältnis tätig. 
Und es gibt einen Zusammenhang zwi¬ 
schen branchen- und geschlechtsspe¬ 
zifischen Beschäftigungsmustern: „In 
Sektoren mit hohen Frauenanteilen 
sind atypische Beschäftigungsformen 
besonders verbreitet“, so das WSI. 

Die ungleiche Branchenverteilung 
der „Mini- und Midijobs“ belegt auch 


gezeigt, dass eine für den DB Konzern 
nachhaltig wirtschaftliche Lösung nur 
durch die Schließung der Standorte 
Eberswalde und Zwickau möglich ist.“ 
Frau Findheiß wird sich Tinte, Papier 
und Porto also sparen können. 

Aber auch DGB-Landeschefin Iris 
Kloppich hofft auf ein Machtwort der 
Politik. Sie forderte in Richtung neuer 
Landesregierung und Ministerpräsident 
Stanislaw Tillich, er müsse „sich persön¬ 
lich für den Erhalt des Standortes ein- 
setzen, damit Sachsen bei den Planun¬ 
gen der Deutschen Bahn nicht zu einer 
nationalen Randlage verkommt.“ 

Der Betriebsrat des Instandhal¬ 
tungswerkes in Zwickau fordert nach 
Angaben der Freien Presse die Rück¬ 
nahme der Schließungspläne. Die Zwi¬ 
ckauer Betriebsrats Vorsitzende Angela 
Dittrich sagte nach einer Versammlung, 
die Belegschaft sei „wütend und ent¬ 
täuscht“, die Entscheidung angesichts 
einer Auslastung von hundert Prozent 
nicht nachvollziehbar. Die 80 Kollegin¬ 
nen würden um ihr Werk kämpfen. 

Der stellvertretende EVG-Vorsit- 
zende Klaus-Dieter Hommel forderte 
gemeinsam mit dem Vorsitzenden des 
Gesamtbetriebsrats, Jens Schwarz, ein 
umfassendes Gesamtkonzept für Ebers¬ 
walde und Zwickau. Dabei ließen sie 
aber bereits durchblicken, dass sie be¬ 
triebswirtschaftlich Verständnis für die 
Entscheidung aufbringen. Die Rahmen¬ 
bedingungen für den Schienenverkehr 
seien „so schlecht ausgestaltet, dass mit 
Schienengüterverkehr kein Geld zu ver¬ 
dienen ist“ ist bei der EVG zu lesen. 

Sollten die Kolleginnen und Kol¬ 
legen in den Werken Eberswalde und 
Zwickau für den Erhalt ihrer Werke 
wirklich kämpfen, könnte dies eine 
Schließung teuer machen. Vielleicht 
rechnet sich dann ja auch betriebswirt¬ 
schaftlich eine Erarbeitung eines Ge¬ 
samtkonzeptes, welches die Interessen 
des Konzerns, der Beschäftigten und der 
Region berücksichtigt. Ohne betriebli¬ 
che Aktionen bleibt die Schließung 
wohl die einzige „für den DB Konzern 
nachhaltig wirtschaftliche Lösung“. 

Imö 


die verschleierte Subventionierung. 
Warum arbeitet überhaupt ein Be¬ 
schäftigter noch in diesen Branchen? 
Im vorsichtigen WSI-Deutsch lautet 
die Antwort: „Angesichts mangeln¬ 
der Alternativen geht ein nicht uner¬ 
heblicher Teil der Beschäftigten diese 
als suboptimal angesehenen Beschäf¬ 
tigungsverhältnisse gezwungenerma¬ 
ßen 4 ein“. 

Die WSI-Untersuchung belegt 
auch: Wenn Regierung und Kapital 
und die ihnen hörige Presse wider 
besseren Wissens mit dem Verweis auf 
die gestiegenen Beschäftigtenzahlen 
behaupten, die Normalarbeit würde 
nicht durch atypische Arbeit verdrängt 
werden, so ist das gelogen. 

Der Beschäftigungszuwachs der 
vergangenen zehn Jahre resultiert im 
Wesentlichen aus der Zunahme pre¬ 
kärer, also unsicherer und schlecht 
bezahlter Jobs. Um das tariflich ge¬ 
schützte „Normalarbeitsverhältnis“ wo 
immer möglich zu eliminieren, weitet 
das Kapital im Interesse der Profitma¬ 
ximierung trickreich und mit brutaler 
Konsequenz seit Jahren die prekäre 
Beschäftigung (Leiharbeit, Werksver- 
tragsarbeit, befristete Beschäftigung, 
Niedriglohn, Teilzeitarbeit, Arbeit in 
Bereichen ohne Tarifverträge, usw.) 
stetig aus. Allzu oft aber bedeutet eine 
Vollzeitstelle noch lange nicht, dass 
man damit ein auskömmliches Leben 
führen kann. 

Das ist systemisch - also durch 
listigen und konsequenten Klassen¬ 
kampf - veränderbar. 

Manfred Dietenberger 


VW-Strategie 2018: 
Mehr Rendite 

Keine Entlassung von 
Stammpersonal 

Das sogenannte „Effizienzprogamm“, 
mit dem Volkswagen die Kosten um 
fünf Milliarden Euro senken will, wird 
möglicherweise Arbeitsplätze kosten. 
„Wir haben gegenüber der Produk¬ 
tivität von Kernwettbewerbern noch 
Nachholbedarf“, sagt VW-Chef Mar¬ 
tin Winterkorn in einem Interview mit 
dem SPIEGEL. 

Der Wolfsburger Autokonzern wer¬ 
de zwar „kein Stammpersonal abbau¬ 
en“, denn er wachse und könne deshalb, 
wenn die Produktivität steigt, mit der¬ 
selben Mannschaft mehr Autos bauen. 
Aber „vielleicht werden wir weniger 
Leiharbeiter einsetzen“. Winterkorn 
hatte auch das Verhältnis von Arbeits¬ 
kosten und Produktivität kritisiert. 

Zuletzt lag die Rendite der Kern¬ 
marke VW, also der Betriebsgewinn im 
Verhältnis zum Umsatz, bei rund zwei 
Prozent. Bis 2017 sollen es sechs Pro¬ 
zent sein. 

Keine einsamen Entscheidungen 

„Was das im Einzelnen bedeutet, müs¬ 
sen wir abwarten. Aber eines ist klar, 
es darf nicht auf Kosten der Arbeit¬ 
nehmer gehen“, sagte Hartwig Erb, 1. 
Bevollmächtigter der IG Metall Wolfs¬ 
burg. Durch die starke Mitbestimmung 
bei Volkswagen könnten die Beschäf¬ 
tigten sicher sein, dass der Betriebsrat 
und die IG Metall keine einsamen Ent¬ 
scheidungen des Vorstands zuließen. 

Keine Bescheidenheit 

Die verlangten Mühen zur Kosten¬ 
dämpfung sind für den VW-Betriebsrat 
indes kein Grund für falsche Beschei¬ 
denheit bei der nahen Haustarifrunde, 
bei der es von Februar an für mehr als 
100 000 VW-Mitarbeiter um Zuwächse 
geht. „Keine Angst, da lassen wir uns 
vom Vorstand nicht hinter die Fichte 
führen“, sagte der Betriebsratschef. 
Vieles hänge an Managementmängeln 
der Fabrikplaner. Die Mitarbeiter bü¬ 
gelten diese Unwuchten mit Mehrar¬ 
beit und Sonderschichten aus - daher 
sei Bescheidenheit fehl am Platze. 

Keine Berater 

Der Einsatz der Unternehmensbe¬ 
ratung McKinsey beim Renditestei¬ 
gerungsprogramm für die Volkswa¬ 
gen-Kernmarke ist erst einmal vom 
Tisch. Das Hinzuziehen von Beratern 
ohne Wissen der Beschäftigten hatte 
im Sommer den Betriebsrat aufge¬ 
schreckt. McKinsey ist für blinde Spar¬ 
wut und Empfehlungen zum Personal¬ 
abbau bekannt. Osterloh wirft der Be¬ 
raterfirma „Steinzeitdenken“ vor. 

„Wir können das ohne externe Be¬ 
rater am besten“, sagte er der Nach¬ 
richtenagentur dpa. „Die besten Be¬ 
rater im Unternehmen sind die Mitar¬ 
beiter und das Management“. 

Und: „Bis 2018 wollen wir an die 
Spitze der Automobilindustrie kom¬ 
men. (...) Wir als Arbeitnehmersei¬ 
te haben die Strategie von Anfang an 
mitgetragen. Das tun wir auch jetzt. Es 
gibt keinen Grund davon abzurücken. 
Wohl aber genug Gründe gegenzusteu¬ 
ern, damit wir die Ziele auch tatsäch¬ 
lich erreichen“, sagte der Betriebsrats¬ 
chef. 

Keine Sonderwünsche 

Sparen will der VW-Chef auch dadurch, 
dass er die „Komplexität verringert“. So 
will er die Zahl der Modellvarianten 
reduzieren. „Es wird nicht jedes Mo¬ 
dell einen Nachfolger bekommen“, sagt 
Winterkorn. „Unser Volkswagen-Cab¬ 
rio Eos steht ernsthaft auf dem Prüf¬ 
stand“. Auch bei den Sonderausstattun¬ 
gen soll die Vielfalt begrenzt werden. 
Darüber hinaus lassen die Äußerun¬ 
gen vermuten, dass bei VW - ähnlich 
wie bei Daimler - die Fertigungstiefe 
verringert werden könnte. Ziel ist eine 
Steigerung der Umsatzrendite. 

„Wir müssen überlegen, ob wir 
manche Teile sinnvollerweise von 
Lieferanten beziehen, beispielsweise 
die Bremsscheiben“, sagt Winterkorn. 
Man werde dafür aber im Werk Braun¬ 
schweig, wo die Bremsscheiben gefer¬ 
tigt werden, „ein anderes technisch in¬ 
novatives Produkt hersteilen“. 



Sehen in einigen Jahren alle Bahnbetriebswerke so aus? 


Auslaufmodell Normalarbeit 


Was ist im Kapitalismus noch normal? 
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Die Republik strahlt 

Die Kampagne „Atommüll-Alarm - Tatorte in Deutschland“ informiert über die Hinterlassenschaften der AKW 



Wendland: Aktion gegen Atomkraft und Atommülllagerung 


A m 8. Oktober ist die Ausstel¬ 
lung „Tatort Schacht KON- 
RAD“ im Rathaus in Salzgit¬ 
ter-Lebenstedt eröffnet worden. Die 
Ausstellung ist Teil der bundesweiten 
Kampagne „Atommüll-Alarm - Tat¬ 
orte in Deutschland“ Die Ausstellung 
dokumentiert den nunmehr 40-jähri¬ 
gen Widerstand gegen das Atommüll- 
projekt in der alten Erzgrube „KON- 
RAD“ 

„Tatort KONRAD ist ein Krimi 
von Anfang bis zum Ende“, erklärte 
die Politologin Ursula Schöneber¬ 
ger, die auch die Ausstellung konzi¬ 
piert hat. In den 70er Jahren entstand 
die Idee, in der Erzgrube KONRAD 
Atommüll einzulagern. Anfangs ar¬ 
gumentierte man noch, dass es eine 
gute Möglichkeit sei, die Grube für 
den späteren Abbau von Erz offen zu 
halten. Doch bald schon war der Erz¬ 
bergbau vergessen und die Idee eines 
Lagers für Atommüll fest in den Köp¬ 
fen verankert. Schon 1981 wurde der 
Schacht als Entsorgungsnachweis für 
das Atomkraftwerk Grundremmin- 
gen akzeptiert, obwohl noch nicht ein¬ 
mal ein Planantrag gestellt war. Der 
Krimi werde bis heute weitergeschrie¬ 
ben, so Schöneberger. 

Die Ausstellung ist Teil einer groß 
angelegten Kampagne, die noch bis 
Ende Oktober andauert und auf die 
Probleme mit dem Atommüll hin¬ 
weist. Die Bundesregierung wird da¬ 
bei aufgerufen, den gesamten Atom¬ 
müll und die Zwischenlagerung in 
ein umfassendes Konzept einzubezie¬ 


hen, das dem Schutz vor radioaktiver 
Strahlung höchste Priorität einräumt. 
Außerdem soll es den Energiekonzer¬ 


nen unmöglich gemacht werden, aus 
der Haftung für die Ewigkeitslasten 
des Atommülls entlassen zu werden. 


„Entgegen der Behauptung der 
Bundesregierung, es gäbe nur noch 
ein Problem mit dem langfristigen 


Umgang mit dem Atommüll, gibt es 
unzählige akute Probleme und Ge¬ 
fahren im ganzen Land“, meint Kam¬ 
pagnensprecher Peter Dickel. Dazu 
zählen der geplante Export des radio¬ 
aktiven Mülls in die USA, die akuten 
Auseinandersetzungen um Atommüll 
auf Hausmülldeponien, den Abriss von 
Atomkraftwerken und einiges mehr. 
„Wer uns einen langfristig sicheren 
Umgang mit Atommüll verspricht, 
muss erstmal nachweisen, dass er heu¬ 
te alles dafür tut, die akuten Gefahren 
für die Gesundheit und Sicherheit der 
Bevölkerung zu minimieren“, so Dickel 
weiter. 

So macht die Kampagne darauf 
aufmerksam, dass die Bundesregie¬ 
rung plant, 450 Castorbehälter in die 
USA zu exportieren und dafür etwa 
eine Milliarde US-Dollar auszuge¬ 
ben. Außerdem gebe es in den Ge¬ 
bieten Thüringens und Sachsens, in 
denen früher einmal Uran abgebaut 
wurde, außer den offiziellen sieben Sa¬ 
nierungsgebieten etwa 1900 Altlasten, 
um die sich niemand kümmert. Ein an¬ 
deres akutes Problem sei, dass große 
Mengen radioaktiver Abfälle wegen 
geringer Belastung einfach „freige¬ 
messen“ und dann beispielsweise auf 
Deponien für Hausmüll gelagert wer¬ 
den. 

Wo es überall in Deutschland 
Atommüll gibt, hat ein Bündnis von 
Initiativen zusammengetragen und 
veröffentlicht. Man kann die Daten 
auf der Internetseite www.atommu- 
ellreport.de abrufen. Bernd Müller 


Offenbarungseid der Bahn AG 

Planfeststellung für Stuttgart 21 wurde erörtert 


In der vergangenen Woche endete die 
letzte große Erörterung zur Planfest¬ 
stellung für Stuttgart 21. Damit ergab 
sich für die Fachleute aus dem Wider¬ 
stand eine Möglichkeit, der Bahn noch¬ 
mals auf den Zahn zu fühlen und das 
Gesamtprojekt zu hinterfragen. Die 
Deutsche Bahn AG hält es aber offen¬ 
sichtlich nicht für nötig, umsetzbare 
Pläne vorzulegen. Doch wir beginnen 
von Anfang an. 


tes wird durch vollkommen unrealisti¬ 
sche Ablaufpläne erkauft. Noch einmal 
deutlich zu Tage getreten ist das in ei¬ 
nem Gutachten, welches ein CDU-Bür- 
germeister aus einer betroffenen Ge¬ 
meinde in Auftrag gegeben hat. 

Erstaunlich wenig war von der kri¬ 
tischen Begleitung des Projektes durch 
den grünen OB Stuttgarts oder aus der 
Landesregierung zu hören. Nachdem es 
den grünen Kameraden gelungen ist, 



Vor 12 Jahren hat der Bahnvorstand 
beschlossen, das Gesamtvorhaben Stutt¬ 
gart 21 in mehrere Teilprojekte aufzu¬ 
teilen, wohl wissend, dass mit jedem 
Planfeststellungsverfahren das Gesamt¬ 
projekt hinterfragt wird. Damals wur¬ 
de deshalb festgelegt, mit dem Projekt 
erst zu starten, wenn alle Teilabschnitte 
genehmigt sind. Doch dieser Beschluss 
ging in der Planfeststellung zum eigent¬ 
lichen Tunnelbahnhof 2005 verloren. So 
stand in den letzten Wochen zumindest 
offiziell mehr als vier Jahre nach dem 
Baubeginn das Gesamtprojekt noch¬ 
mals auf dem Prüfstand. 

Die Bahn ist offenbar aber weder 
gewillt noch in der Lage, aus den letz¬ 
ten 12 Jahren zu lernen, insbesondere 
will sie offenbar nicht auf Augenhöhe 
mit den Gegnern diskutieren. Im Ge¬ 
genteil: In den 13 Tagen Erörterung 
wurde klar, dass die Planungen zur 
Anbindung des Stuttgarter Flughafens 
an das Tunnelnetz in etwa so solide ge¬ 
plant ist wie die Elbphilharmonie oder 
der Berliner Flughafen. 

Einige Beispiele: Der Brandschutz 
ist nicht genehmigungsfähig. Auf Teilen 
der Strecke sollen ICE, Regionalbah¬ 
nen und S-Bahnen auf denselben Glei¬ 
sen fahren. Dazu braucht es eine Aus¬ 
nahmegenehmigung, deren Erteilung 
unklar ist. Der TU Dresden wurden 
Daten zur Erstellung eines Gutachtens 
bewusst vorenthalten. Die behauptete 
größere Leistungsfähigkeit des Projek¬ 


mittels scheindemokratischen Spiel¬ 
chen einen Teil des Widerstandes ein¬ 
zubinden und einen großen Teil zu des- 
illusionieren, tut man alles, damit dieses 
Wahnsinnsprojekt weitergeht. Die üb¬ 
liche Taktik, hier angewendet von der 
Bahn, trotz Planungsmängeln, hohen 
Risiken und Finanzierungslücken Fak¬ 
ten zu schaffen, um dann nicht mehr 
zurückzukönnen, geht im Moment auf. 

Doch im Vergleich mit der strate¬ 
gischen Bedeutung des Projektes er¬ 
scheinen die zu machenden Profite 
durch den Bau eher als Peanuts. Die 
riesigen Grundstücksflächen, die mit¬ 
ten in der Stadt frei werden, locken die 
Immobilien- und Bankenmafia, ihre 
Pläne zur Unterordnung aller Städte 
unter das Profitprinzip zu stellen. Der 
jetzt schon überteuerte Wohnungs¬ 
markt wird dadurch in Stuttgart eine 
Preisexplosion erleben. 

Mit dem Rückbau von Bahninfra¬ 
struktur an dem wichtigen Knotenpunkt 
Stuttgart und seiner Ersetzung durch 
ein Nadelöhr wird Bahnfahren weiter 
unattraktiv. Die Autoindustrie nicht nur 
in unserer Region wird sich freuen. 

Doch die Region lässt sich vom 
Monopolkapital nicht kampflos unter¬ 
kriegen. Nach wie vor gehen Montag 
für Montag an die tausend Menschen 
auf die Straße. Anfang Dezember zum 
250. Mal. Diese Hartnäckigkeit und die 
Sachkompetenz kann sich auszahlen. 

Björn Blach 


Doppelleben? Doppelnutzen! 

Österreichische Fachzeitschrift bringt Titelstory über Lucas Zeise (DKP) 


„Das irre Doppelleben des Lucas Zei¬ 
se“ titelt die in Salzburg erscheinen¬ 
de Fachzeitschrift „Wirtschaftsjour¬ 
nalist“ in ihrer jüngsten Ausgabe: „Er 
war mehr als 20 Jahre lang Finanzjour¬ 
nalist. Er war Ressortleiter bei ,FTD‘ 
und ,Börsenzeitung 4 . Dabei ist er seit 
mehr als 40 Jahren Kommunist und 
Mitglied der DKP“ 

Wie das zusammen gehen soll, woll¬ 
te der Chefredakteur Markus Wiegand 
in einem Gespräch ganz persönlich aus 
Lucas Zeise herauskitzeln: „Das ver¬ 
stehe ich nicht. Sie lehnen doch das 
System ab.“ „Hat Sie das nicht belas¬ 
tet während der Arbeit?“ „Haben Sie 
nicht selbst manchmal eine innere Zer¬ 
rissenheit gespürt?“ „Konnten Sie sich 
eine eigene Meinung leisten?“ „Hat es 
Sie nie gestört, dass Sie den Profiteuren 
des Systems zugearbeitet und damit 
das System unterstützt haben?“ ... 

Soviel Sorge um das Seelenheil 
von Kommunistinnen hört und liest 
man selten. Aber was für ein Bild von 
DKP-Mitgliedern steckt hinter den 
Fragen? Und was für ein Bild will die 
Story vermitteln? Die Irritation des 
Fragestellers springt ins Auge, Irrita¬ 
tion darüber, dass da einer, der nach¬ 
lesbar in renommierten Finanzblättern 
über Jahrzehnte Qualitätsjournalis¬ 
mus abgeliefert hat, nun ausgerech¬ 
net Kommunist war und ist. Ich hätte 
ob dieser - Entschuldigung! - Unbe- 
darftheit, zurückgefragt, ob mein Ge¬ 
genüber z.B. noch nie etwas von Be¬ 
rufsverboten und deren Auswirkungen 
auf Berufsalltag und Biografie - nicht 
nur von Journalistinnen und nicht nur 
von Kommunstinnen in der BRD - ge¬ 
hört hat. Aber Lucas Zeise hat all diese 
Fragen in der ihm eigenen Art beant¬ 


wortet, - mit stoischer Ruhe, höflich, 
ehrlich und manchmal ironisch, aber 
immer „Klartext“. 

Den Profiteuern des Systems zuar¬ 
beiten? Lucas Zeise: „Wenn Sie arbei¬ 
ten, egal wo, tun Sie das immer. Das 
hat mich nie gestört.“ Und natürlich 
habe er seine ethischen Maßstäbe und 
Beurteilungen als Kommunist beim 
Börsenblatt und der FTD nicht ein- 
bringen können. Lucas Zeise: „Aber 
es geht in der Finanzberichterstattung 
ja nicht um Ethik.“ Chefredakteur Wie¬ 
gand hakt nach: „Aber für Sie doch.“ 
Lucas Zeise: „Aber zunächst mal 
kommt das Verstehen. Das hat doch 
gar nichts damit zu tun, dass ich das 
System ablehne und als dem Tod ge¬ 
weiht betrachte. Wichtig war mir und 
ist mir bis heute, dass Richtiges oder 
die Wahrheit in der Zeitung steht. Das 
ist ja nicht selbstverständlich. Außer¬ 
dem müssen sich ja die Unternehmer 
und Manager auch darüber verstän¬ 
digen, wie der deutsche Kapitalismus 
sich weiter entwickeln sollte, welche 
Wirtschaftspolitik man anstrebte. Das 
ist für die Wirtschaftslenker eine intel¬ 
lektuelle Herausforderung, an der sie 
sich ständig abarbeiten. Daran teilzu¬ 
haben und darüber zu schreiben, wie 
sich das Herrschaftssystem entwickelt 
und funktioniert, ist intellektuell ein 
höchst befriedigendes Erlebnis.“ Wie¬ 
der Wiegand: „Das heißt, Sie wollten 
das System zum Besseren verändern?“ 
Lucas Zeise: „Natürlich.“ Und nochmal 
Wiegand: „Das ist dann aber die Politik 
der ganz kleinen Schritte. Dabei pflegt 
die DKP ja bis heute die Rhetorik der 
Revolution.“ Lucas Zeise: „Ich habe 
mir nicht vorgestellt, bei der Börsen¬ 
zeitung oder der FTD die Revolution 


voranzutreiben. Das ist etwas ganz an¬ 
deres. Aber ich habe das System durch 
meine Arbeit viel besser verstanden. 
Und deshalb war ich meiner Meinung 
nach in der Lage, aufklärerische Arti¬ 
kel zu schreiben.“ 

Soweit ein kleiner Ausschnitt aus 
dem Gespräch. Wer wegen des reiße¬ 
rischen Titels eine wirkliche Enthül¬ 
lungsstory im „Wirtschaftsjournalist“ 
erwartet hatte, sieht sich enttäuscht. 
Das gibt die Vita von Lucas Zeise 
so wenig her, wie das Gespräch mit 
ihm. Aber als Porträt eines nun schon 
70-Jährigen, ganz normalen kommu¬ 
nistischen Intellektuellen, der trotz 
Widrigkeiten auf ein erfülltes Berufs¬ 
leben zurückblickt, ist diese Titelsto¬ 
ry charmant (und in einer bundes¬ 
deutschen Wirtschaftszeitschrift kaum 
denkbar.) 

Wobei: Eine einzige Enthüllung 
enthält die Story doch. „Früher habe 
ich in den Marxistischen Blättern un¬ 
ter Pseudonym geschrieben“, gesteht 
Lucas Zeise beiläufig. Und das über 
Jahrzehnte! Sozusagen nebenberuflich. 
Mit seinen „aufklärerischen Artikeln“ 
wandte er sich also nicht erst als Rent¬ 
ner an jene, die die Welt erkennen und 
verändern wollen. Insofern hatte sein 
mutiges, kluges, listiges „Doppelleben“ 
als um Wahrheit bemühter Journalist 
einen nachhaltigen Doppelnutzen. 
Wer also gerätselt hat, warum Margit 
Antesberger und Manfred Szameitat 
nicht mehr für die Marxistischen Blät¬ 
ter schreiben, seit Lucas Zeise im Im¬ 
pressum steht, ist jetzt auch in dieser 
Frage aufgeklärt. 

Nachsatz: „Wirtschaftsjournalisten 
lesen keine Marxistischen Blätter“, 
sagt Lucas Zeise im „Wirtschaftsjour¬ 
nalist“. Dem werten Kollegen Markus 
Wiegand - aber nicht nur ihm allein - 
sei darum an dieser Stelle Bert Brechts 
Text „Fünf Schwierigkeiten beim 
Schreiben der Wahrheit“ empfohlen. 
Vielleicht lindert das Irritationen, 
wenn ihm demnächst mal ein anderer 
Kommunist - auch in Österreich - den 
Weg kreuzt, der sein Handwerk und 
den Kapitalismus versteht und selbst 
unter widrigen Bedingungen keines¬ 
wegs irre wird. Lothar Geisler 


Wer heute die Lüge und Unwissenheit bekämpfen und die Wahrheit schrei¬ 
ben will, hat zumindest fünf Schwierigkeiten zu überwinden. Er muss den 
Mut haben, die Wahrheit zu schreiben, obwohl sie allenthalben unterdrückt 
wird; die Klugheit, sie zu erkennen,obwohl sie allenthalben verhüllt wird; die 
Kunst,sie handhabbarzu machen als eine Waffe;das Urteil,jene auszuwäh¬ 
len, in deren Händen sie wirksam wird; die List sie unter diesen zu verbreiten. 
Diese Schwierigkeiten sind großfür die unter dem Faschismus Schreibenden, 
sie bestehen aber auch für die, welche verjagt wurden oder geflohen sind, 
ja sogar für solche, die in den Ländern der bürgerlichen Freiheit schreiben. 
(Bert Brecht) 
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unsere zeit 


Innenpolitik 


DGB, GEW und Betroffene 
fordern Rehabilitierung 

Berufsverbote-Anhörung im Niedersächsischen Landtag 



A m 9. Oktober fand im Nieder¬ 
sächsischen Landtag in Hanno¬ 
ver eine Anhörung des Ausschus¬ 
ses für Inneres und Sport zum Thema 
„Radikalenerlass“ und Berufsverbote 
statt. Vorher hatte eine Initiative von 
Betroffenen zu einem Anti-Beruf sver- 
bote-Meeting am Denkmal der Göttin¬ 
ger Sieben eingeladen. 

Auf der Kundgebung, bei der zwölf 
Betroffene anwesend waren, sprachen 
die Landtagsabgeordneten Meta Jans- 
sen-Kucz (Bündnis 90/Die Grünen) und 
Michael Höntsch (SPD) sowie Rüdiger 
Heitefaut (DGB Bezirk Niedersachsen- 
Bremen-Sachsen-Anhalt), die vom Be¬ 
rufsverbot betroffene Lehrerin Cornelia 
Booß-Ziegling und der ehemalige han¬ 
noversche Ratsherr Ludwig List charak¬ 
terisierten einmütig die Berufsverbote 
als ein großes Unrecht. 

Die anschließende Anhörung vor 
dem Innenausschuss wurde wegen des 
starken öffentlichen Interesses in den 
Plenarsaal des Niedersächsischen Land¬ 
tags verlegt. 

In der Landtagsanhörung gaben Lea 
Arnold vom DGB und Rüdiger Heite¬ 
faut von der GEW ihre Stellungnahme 
zu den Berufsverboten ab und stellten 
sich den Fragen der Abgeordneten. Sie 
machten konkrete Vorschläge zur poli¬ 
tischen Aufarbeitung sowie zur materi¬ 
ellen Entschädigung der Betroffenen. 


Cornelia Booß-Ziegling stellte die 
Praxis, die gesellschaftlichen und indi¬ 
viduellen Folgen der verfassungswidri¬ 
gen Berufsverbote dar und formulierte 
vom Rednerpult des Niedersächsischen 
Landtages aus die Forderungen der Be¬ 
troffenen nach historischer Aufarbei¬ 
tung, Rehabilitierung und Entschädi¬ 
gung. 


Die zahlreichen Anwesenden und 
auch die Medienvertreter reagierten 
fassungslos und betroffen, als sich der 
CDU-Abgeordnete Götz an die DGB- 
Vertreterin wandte mit der Frage: „Wie 
stehen Sie zur freiheitlich demokrati¬ 
schen Grundordnung?“ Hier lebte noch 
einmal der Geist des sog. „Radikalener¬ 
lasses“ auf. 


Für die Arbeit der einzurichtenden 
Landtagskommission zum Thema Be¬ 
rufsverbote boten der DGB, die GEW 
sowie Betroffene ihre konstruktive Mit¬ 
arbeit an. Die von der CDU-Fraktion 
vorgeschlagenen und zur Anhörung 
geladenen Professoren Isensee, Ba¬ 
ckes und Jesse waren nicht erschienen, 
letzterer ohne Angabe von Gründen. 


Durchmarsch auf die Regierungsbänke 

Regierungskoalition in Brandenburg wird fortgesetzt. Thüringer Parteien 
befragen Mitglieder über „rot-rot-grünes“ Regierungsbündnis 


Die Brandenburger Landesorganisati¬ 
on der Partei „Die Linke“ zieht ganz 
offensichtlich keinerlei Konsequenzen 
aus ihrer Schlappe bei der vergange¬ 
nen Landtagswahl, die Mitte September 
stattgefunden hatte, sondern setzt auf 
ein „Weiter so“. Mehr als acht Prozent 
der Stimmen hatten die Genossen bei 
der letzten Wahl verloren, in absoluten 
Zahlen hatte sich das Wahlergebnis im 
Vergleich zu 2009 sogar halbiert. Trotz¬ 
dem hat die Linkspartei beschlossen, 
die Landesregierung in Brandenburg 
mit der SPD fortzusetzen. 

Ende der vergangenen Woche stell¬ 
ten die Landesvorsitzenden von SPD 
und Linkspartei, Dietmar Woidke und 
Christian Görke das Ergebnis der „rot¬ 
roten“ Koalitionsverhandlungen vor. 
Christian Görke zeigte sich dabei mit 
dem ausgehandelten Koalitionsver¬ 
trag sichtlich zufrieden. „Von den elf 
Projekten, mit denen wir in den Wahl¬ 
kampf gegangen sind, konnten wir vie¬ 
les durchsetzen“, behauptete er. Görke 
zufolge sollen etwa 4 300 neue Lehrer 


eingestellt werden, der Betreuungs¬ 
schlüssel an den Kitas für alle Alters¬ 
stufen verbessert und der Weg zum län¬ 
geren gemeinsamen Lernen durch die 
Möglichkeit freigemacht werden, Schul¬ 
zentren zu bilden. „Kompromisse“ habe 
die Verhandlungsgruppe der Linkspar¬ 
tei hingegen beim Thema Braunkoh¬ 
le eingehen müssen, sagte Görke. Ein 
festes Ausstiegsdatum ist im Koalitions¬ 
vertrag nicht festgehalten, obwohl nicht 
nur die Umweltschutzorganisation 
Greenpeace die Linkspartei aufgefor¬ 
dert hatte, endlich ihrem Wahlverspre¬ 
chen von 2009 Folge zu leisten und aus 
dem Braunkohletagebau auszusteigen. 
Mit der Neuauflage der Regierungsko¬ 
alition von SPD und Linkspartei dürfte 
der weitere Niedergang der prinzipien- 
und charakterlosen brandenburgischen 
Regierungslinken noch näher rücken. 
Dass sie bei zukünftigen Wahlen noch 
mehr Stimmen verlieren, dürfte zuneh¬ 
mend als ausgemacht gelten. 

In Thüringen, wo mit Bodo Ra¬ 
melow das erste Mal in der Geschichte 


der Bundesrepublik ein demokratischer 
Sozialist Ministerpräsident werden soll, 
spricht derzeit einiges dafür, dass dieses 
Ziel aufgehen wird. Zwar kam es bei 
den Sondierungsgesprächen zwischen 
Linkspartei, SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen zu zaghaften Debatten, inwie¬ 
fern die DDR als „Unrechtsstaat“ klas¬ 
sifiziert werden solle, die Partei „Die 
Linke“ knickte jedoch umgehend ein 
folgte der Bedingung der Grünen, die¬ 
ser Einordnung der DDR Folge zu leis¬ 
ten (UZ berichtete). 

Ähnliches zeichnet sich auch schon 
jetzt in der Frage der Abschaffung des 
Landesamtes für Verfassungsschutz ab, 
für die die Linkspartei stets geworben 
hatte. „In den nächsten fünf Jahren geht 
es nicht um die Abschaffung“, stellte Su¬ 
sanne Hennig-Wellsow, Landesvorsit¬ 
zende der Linkspartei in Thüringen, 
plötzlich klar. 

★ 

Unabhängig von einzelnen Streit¬ 
punkten wollen alle Parteien nach 
derzeitigem Stand einen Mitglieder¬ 


entscheid durchführen und damit in 
Erfahrung bringen, ob ihre Anhänger 
mehrheitlich für ein künftiges „rot-rot- 
grünes“ Regierungsbündnis in Thü¬ 
ringen votieren. Anke Hofmann, Lan¬ 
desgeschäftsführerin der Linkspartei, 
kündigte an, dass sich außerdem ein 
für das letzten Oktober-Wochenende 
in Leimbach bei Bad Salzungen vorge¬ 
sehener Landesparteitag mit den Er¬ 
gebnissen der Sondierungsverhand¬ 
lungen mit SPD und Grünen beschäf¬ 
tigen werde. 

Auf Distanz zu einem „rot-rot-grü- 
nen“ Regierungsbündnis ging unter¬ 
dessen kürzlich Baden-Württembergs 
Regierungschef Winfried Kretsch- 
mann (Bündnis 90/Die Grünen): „Ge¬ 
nerell bin ich ein Gegner irgendeiner 
Ausschließeritis“, sagte der Grünen- 
Politiker. „Dass ich kein Freund der 
Linken bin, ist bekannt“, betonte der 
zum rechten Flügel seiner Partei zäh¬ 
lende Ministerpräsident jedoch gleich¬ 
sam. 

(bern) 


Wie hältst Du’s mit der DDR? 


Der deutsche Bundespräsident Joa¬ 
chim Gauck hat seinem zweifelhaften 
Ruf erneut alle Ehre gemacht. Bei ei¬ 
nem Festakt, der am 9. Oktober an¬ 
lässlich des 25. Jahrestages der soge¬ 
nannten „Friedlichen Revolution“ im 
Leipziger Gewandhaus stattfand, ließ 
sich der selbsternannte „DDR-Bürger- 
rechtler“ im Kreise von Gesinnungsge¬ 
nossen feiern. 

Während das Gros der Leipziger 
Öffentlichkeit an besagter Veranstal¬ 
tung bestenfalls mäßiges Interesse zeig¬ 
te, machte Gauck einmal mehr gegen 
die DDR mobil. Der maßgeblich von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen ins 
Amt beförderte Gauck fabulierte nicht 
nur, dass „Repressalien der Machtha¬ 
ber, die Verweigerung von Grundrech¬ 
ten, die Militarisierung der Gesell¬ 
schaft, der Verfall der Städte und die 
Zerstörung der Umwelt“ in der DDR 
vorgeherrscht hätten, sondern woll¬ 
te auch „ein Klima der Angst und der 


Ohnmacht“ in dem von ihm erneut als 
„Unrechtsstaat“ bezeichneten vormals 
sozialistischen Teil Deutschlands aus¬ 
gemacht haben, in dem „keine unab¬ 
hängige Gerichtsbarkeit, Verwaltungs¬ 
gerichte oder ein Verfassungsgericht 
existierten“. „Willkür“ hätte die DDR 
regiert. 

Dass die Menschen, die in der DDR 
gelebt haben, mehrheitlich andere Er¬ 
innerungen an den nicht mehr exis¬ 
tenten Staat haben, ficht den jetzigen 
BRD-Staatsmann und Kriegsprediger 
hingegen nicht weiter an. Im krassen 
Gegensatz zu dem, was man heute ge¬ 
meinhin - jedoch fälschlicherweise - 
als Demokratie, Rechtsstaat und frei¬ 
heitliches System bezeichnet, existierte 
in der DDR schließlich ein Recht auf 
Arbeit und gesellschaftliche Teilhabe, 
waren Frauen den Männern gleichge¬ 
stellt, gab es eine flächendeckende Kin¬ 
der- und Gesundheitsbetreuung, war in 
der DDR Antifaschismus Staatsräson 


und vor allem - und das darf in die¬ 
sen Zeiten niemals vergessen werden - 
ging von der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik nie Krieg aus. 

Selbst diejenigen, die der Existenz 
der DDR früher eher ablehnend ge¬ 
genüberstanden, müssen heute ein¬ 
gestehen, dass alleine deren Existenz 
dafür Sorge trug, dass der Westen 
Deutschlands sich aufgrund der da¬ 
mals bestehenden Systemkonkurrenz 
in Sachen Ausbeutung und Krieg mä¬ 
ßigen musste. Nach der Einverleibung 
der DDR existierte hingegen kein po¬ 
litisches Korrektiv mehr. 

Die damaligen Teilnehmer an den 
„Montagsdemonstrationen“ in der 
DDR hätten, so Gauck in seiner Rede 
in Leipzig weiter, „errungen, wonach 
sich Menschen in vielen Ländern noch 
immer sehnen, wie es zum Beispiel die 
Protestbewegung des Kiewer Maidan 
gezeigt hat“. Ein Wort über die maß¬ 
gebliche Beteiligung von lupenreinen 


Faschisten bei den Maidan-Protesten 
verlor er dabei nicht. War Österreich 
noch von den EU-Ländern boykottiert 
worden, als es zur ersten Regierungsbe¬ 
teiligung der im Verhältnis zu den uk¬ 
rainischen Faschisten harmlosen FPÖ 
gekommen war, ist heute das nahezu 
letzte Tabu, nämlich die Ächtung und 
Bekämpfung von Faschisten, auch be¬ 
reits gefallen. Was wird dem noch fol¬ 
gen? 

An der Frage „Wie hältst Du’s mit 
der DDR?“ wird sich - auch deshalb - 
in den kommenden Jahren für die po¬ 
litische Linke einiges entscheiden. Da¬ 
bei geht es keineswegs um Ostalgie. 
Die Antwort gibt dabei keineswegs nur 
Auskunft über eine historische Bewer¬ 
tung des ersten Sozialismusversuches 
auf deutschem Boden, sondern zeigt 
vielmehr auf, auf welcher Seite der Bar¬ 
rikaden der Antwortende zukünftig zu 
stehen gedenkt. 

Markus Bernhardt 
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Prozess wird fortgesetzt 

München. Der vom Ehrenvorsit¬ 
zenden der Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschisten (VVN-BdA), Prof. 
Dr. Heinrich Fink, gegen das baye¬ 
rische „Landesamt für Verfassungs¬ 
schutz“ angestrengte Prozess wird in 
den kommenden Monaten fortgesetzt. 
Die Behörde hatte in mehreren von 
ihr herausgegebenen „Verfassungs¬ 
schutzberichten“ über Aktivitäten 
des ehemaligen VVN-Bundesvorsit- 
zenden berichtet und ihn bezichtigt, 
„besonders häufig Belege für den 
kommunistisch gefärbten linksextre¬ 
mistischen Antifaschismus, Antimili¬ 
tarismus und Antikapitalismus, der in 
großen Teilen der VVN-BdA vertre¬ 
ten wird“, zu liefern (UZ berichtete). 
Der Prozess war am 2. Oktober vor 
dem Verwaltungsgericht München 
eröffnet worden. Infolge dessen teil¬ 
ten die Richter kürzlich mit, dass die 
mündliche Verhandlung wieder eröff¬ 
net werde und Unterlagen des Bun¬ 
desbeauftragten für Stasi-Unterlagen 
hinzugezogen würden. Der sogenann¬ 
te Verfassungsschutz hatte zuvor auch 
das politische Engagement Finks in 
der von der BRD annektierten DDR 
moniert. 

Protest gegen deutsches 
Großmachtstreben 

Berlin. Mehrere Hundert Menschen 
haben am 3. Oktober in Berlin an der 
traditionellen Protestveranstaltung 
anlässlich des sogenannten Tages der 
deutschen Einheit teilgenommen, die 
vom Ostdeutschen Kuratorium von 
Verbänden e.V. organisiert wurde. 
Das OKV In einer einhellig verab¬ 
schiedeten Willenserklärung wandten 
sich die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer „gegen deutsche Großmachtpo¬ 
litik und Auslandseinsätze der Bun¬ 
deswehr“ und sprachen sich „für Frie¬ 
den und internationale Solidarität“ 
aus. „Von Berlin, zu DDR-Zeiten als 
Stadt des Friedens geehrt, werden 
wieder großdeutsche Forderungen 
nach Beteiligung an internationalen 
Kriegshandlungen gestellt“, kritisier¬ 
ten die Anwesenden. Den deutschen 
Bundespräsidenten Joachim Gauck 
bezichtigten die Teilnehmer, sich in 
Kriegsrhetorik zu üben und damit 
grob seine Amtspflicht zu verletzen, 
„Schaden vom deutschen Volk abzu¬ 
wenden“. Die Erklärung kann im In¬ 
ternet nachgelesen werden, http:// 
www.okv-ev.de 

LL-Demonstrationsaufruf 

Berlin. Das Vorbereitungsbündnis zur 
Liebknecht-Luxemburg-Demonstra- 
tion 2015 hat jüngst den Aufruf für 
die im Januar des kommenden Jah¬ 
res anstehenden Proteste veröffent¬ 
licht. „Gerade im 70. Jahr der Befrei¬ 
ung vom Faschismus sagen wir Nein 
zu Kriegen und Militärinterventio¬ 
nen sowie deren Vorbereitung und 
Begleitung durch das Trommelfeuer 
der Mainstream-Medien. Wir sagen 
Nein zu ideologischer Kriegstreibe¬ 
rei, die durch verharmlosende Begrif¬ 
fe verschleiert werden soll. Kriege zu 
führen heißt nicht, Verantwortung zu 
übernehmen, sondern bedeutet Ver¬ 
antwortungslosigkeit, bedeutet Mord 
und Zerstörung. Wir sagen Nein zu 
jeglichen Auslandseinsätzen der Bun¬ 
deswehr, Nein zu weiteren NATO- 
Stützpunkten in Osteuropa. Wir sagen 
Nein zu Rüstungsexporten und Droh¬ 
nenmorden“, heißt es in dem Aufruf 
des Bündnisses unter anderem, der 
direkt auf dessen Internetseite unter¬ 
zeichnet werden kann. Die traditionel¬ 
le Demonstration startet am 11. Janu¬ 
ar, ab 10 Uhr, am Frankfurter Tor in 
Berlin und führt wie gewohnt zur Ge¬ 
denkstätte der Sozialisten in Fried¬ 
richsfelde. www.ll-demo.de 

DGB-Berufsschultour 
hat begonnen 

Berlin. Die diesjährige Berufsschultour 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) hat begonnen. Bundesweit be¬ 
suchen Mitarbeiter der Gewerkschaft 
in den kommenden Wochen verschie¬ 
dene Beufsschulen und informieren 
Auszubildende über ihnen zustehende 
Rechte.www.kurzlink.de/berufsschul- 
tour. (bern) 
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Aufständische fordern 
Aufklärung 

In der Ostukraine ist die Suche nach 
möglichen Leichenteilen und dem Ei¬ 
gentum von Opfern des Fluges MH17 
wieder aufgenommen worden. Mitar¬ 
beiter des ukrainischen Katastrophen¬ 
schutzes hätten das Gebiet untersucht, 
meldeten niederländische Reporter am 
Montag. Fast drei Monate nach dem 
Absturz des malaysischen Verkehrs¬ 
flugzeugs in der Ost-Ukraine ruft die 
„Donezker Volksrepublik“ die Führung 
in Kiew auf, endlich Ermittler zur Ab¬ 
sturzstelle zu schicken. 

Krankenhauspersonal streikt 

Beim ersten Streik im britischen Ge¬ 
sundheitssystem NHS seit 30 Jahren ha¬ 
ben Tausende Mitarbeiter am Montag 
in England für vier Stunden die Arbeit 
niedergelegt. Das Personal protestierte 
damit gegen die Entscheidung der Re¬ 
gierung, eine nach zwei Jahren eigent¬ 
lich fällige Gehaltserhöhung um ein 
Prozent zu streichen. Gewerkschaften 
und Krankenhausgesellschaft hatten 
vorab vereinbart, dass keine Patienten 
mit ernsten Erkrankungen oder Ver¬ 
letzungen unter dem Streik leiden soll¬ 
ten. Ärzte und Zahnärzte hatten sich 
an dem Ausstand nicht beteiligt. Dafür 
legten Krankenschwestern, die Fahrer 
von Krankenwagen und erstmals auch 
Hebammen die Arbeit nieder. 

KP-Treffen im 
Europaparlament 

Die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands hatte zum Treffen Europäischer 
Kommunisten ins Europäische Parla¬ 
ment nach Brüssel geladen und 32 Par¬ 
teien folgten am 2. Oktober dieser Ein¬ 
ladung. Thema des Treffens war „Europa 
100 Jahre nach dem 1. Weltkrieg - Kapi¬ 
talismus: Krise, Faschismus, Krieg.“ 

Der Generalsekretär der KKE, Dimit- 
ris Koutsoumpas, begründete in einem 
einleitenden Beitrag noch einmal den 
Austritt der KKE aus der linken Gruppe 
GUE/NGL im Europäischen Parlament. 
Der Rückzug aus GUE/NGL sei „ab¬ 
solut notwendig“ geworden, und habe 
keineswegs dafür gesorgt, dass die KKE 
weniger Möglichkeiten durch die Vertre¬ 
tung im Europäischen Parlament hätten. 

Das kommunistische Treffen im Eu¬ 
ropaparlament zu veranstalten und sich 
gerade hier über die Erfahrungen mit 
dem Imperialismus in Europa auszu¬ 
tauschen, hatte einen gewissen Charme. 
Kein Beitrag ließ Zweifel über den Cha¬ 
rakter der Europäischen Union aufkom- 
men, kaum ein Beitrag, der nicht die ag¬ 
gressive Politik der EU in der Ukraine 
benannte und verurteilte. 

Insgesamt machten die Beiträge aber 
deutlich, dass es innerhalb Europas sehr 
starke Unterschiede gibt, sowohl sozia¬ 
ler und wirtschaftlicher Natur, als auch 
in Bezug auf die politische Situation mit 
der sich Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten konfrontiert sehen. Starke und 
in der Gewerkschaftsbewegung veran¬ 
kerte Kommunistische Parteien wie die 
KKE, die Portugiesische KP oder die 
Partei der Arbeit Belgiens waren eben¬ 
so vertreten wie kleine Parteien aus Mit¬ 
tel- sowie besonders aus Osteuropa, die 
sich auch angesichts einer zunehmend 
aggressiven staatlichen Repression neu 
ausrichten müssen. Gemeinsam ist ihnen 
das Bedürfnis, Sozialismus angesichts 
der verheerenden kapitalistischen Kri¬ 
sen- und Kriegspolitik wieder bzw. stär¬ 
ker ins Bewusstsein der Arbeiterklasse 
zu bringen. Wie dies geschehen kann, 
hängt zu einem nicht unerheblichen Teil 
von den konkreten Bedingungen in den 
jeweiligen Ländern ab, auch dies wurde 
in den Redebeiträgen deutlich. 

In einer abschließenden gemeinsa¬ 
men Erklärung wurde der Bezug zum 
Thema „Europa nach dem 1. Weltkrieg“ 
deutlich hervorgehoben: „Die Wider¬ 
sprüche zwischen den Imperialisten, 
die Aggressivität der imperialistischen 
Bündnisse, vor allem der EU und der 
NATO, schaffen den Nährböden für 
neue Kriege“ heißt es da. 

Die KKE will die Treffen Europäi¬ 
scher Kommunisten fortsetzen und die 
dafür vorhandenen Möglichkeiten nut¬ 
zen, die ihr durch die Vertretung im Eu¬ 
ropäischen Parlament gegeben sind. 

Lars Mörking 


Auf Augenhöhe 

Bolivien: Klarer Sieg für Evo Morales 



G anz bedeutungslos ist die Fest¬ 
legung eines Wahltermins auf 
einen 12. Oktober in einem la¬ 
teinamerikanischen Land nicht. Am 
wenigsten vielleicht noch in Bolivien, 
dem Land Amerikas mit dem höchs¬ 
ten Anteil an Ureinwohnerschaft. Die 
Spanische Krone hatte den 12. Okto¬ 
ber (an dem 1492 „Amerika“ von Ko¬ 
lumbus „entdeckt“ wurde) als Dia de 
la Raza, als Tag der Rasse, eingeführt. 

Die „Rasse“ schlägt seit Anfang 
des Jahrtausends in Kämpfen und 
Wahlen zurück. Evo Morales ist am 
Sonntag zum zweiten Mal wiederge¬ 
wählt worden. Genaue Ergebnisse 
sollten erst ab Donnerstag vorliegen, 
aber die Nachwahlbefragungen ließen 
schon am Montag keinen Zweifel: Um 
die sechzig Prozent bedeuten den Sieg 
für den beliebten Präsidenten schon 
im ersten Wahlgang. In acht von neun 
Departements lag Morales vorn. Auf 
Platz 2 landete der Unternehmer Sa¬ 
muel Dorina mit geschätzt 25 Prozent, 
der in einer ersten Stellungnahme zu¬ 
sammenfasste, was Morales größtes 
Verdienst gewesen sei, nämlich „die 
Einbeziehung eines wichtigen Teils 
der Indigenen in das nationale Leben 
in Bolivien als sein wichtigster Bei¬ 
trag.“ Damit gestand der Zementher¬ 
steller Dorina gleichzeitig ein, dass die 
Jahrhunderte alte Politik der Weißen 
nicht nur falsch, sondern bei einem 
Indigenenanteil von über siebzig Pro¬ 
zent auch nicht mehr wiederholbar 
ist. Denn die Völker begegnen sich in 
Bolivien jetzt auf Augenhöhe. Dritter 
wurde mit knapp 10 Prozent weit ab¬ 
geschlagen Jorge Quiroga, rechtsge¬ 
richteter Ex-Präsident des Landes. 

Nach 53,7 Prozent im Dezember 
2005 und 64,1 Prozent im Dezember 
2009 schaffte Evo Morales, selbst Ay- 
mara-Indianer, zum dritten Mal eine 
absolute Mehrheit. Nachdem 2009 


eine neue Verfassung verabschiedet 
wurde, ist diese Wahl jedoch offiziell 
die erste Wiederwahl - Evo Morales 
ist damit bis Anfang 2020 gewählt und 
wird dann vierzehn Jahre an der Spit¬ 
ze des Staates gestanden haben. Sein 
Stellvertreter bleibt der Intellektuelle 
Älvaro Garcfa Linera. Evo Morales er¬ 
klärte nach der Wahl, dass er die Op¬ 
position einbeziehen möchte. Zu den 
herausragenden Erfolgen der Links¬ 
regierung zählen die Reduzierung der 
Armutsrate, die Nationalisierung der 
Vorkommen von Gas und Öl sowie 
die antiimperialistische Außenpolitik. 
Entsprechend widmete Morales den 
Sieg Fidel Castro und dem Geden¬ 


ken an Hugo Chävez. Auch an ande¬ 
rer Flanke konnte Morales punkten: 
der Rohstoff verkauf bescherte Boli¬ 
vien ein überdurchschnittliches Wirt¬ 
schaftswachstum. So stiegen das Brut¬ 
toinlandsprodukt von 2005 bis 2013 
von 1 010 auf 2 757 US-Dollar. 

Im Wahlkampf konnte der Präsi¬ 
dent sich sogar die Offenheit leisten 
den Einstieg in die Nukleartechnik 
anzukündigen - eigentlich ein Wider¬ 
spruch. Denn dass ein Atomkraftwerk 
mit den Interessen der „Pachamama“ 
(Mutter Erde) in Einklang zu brin¬ 
gen ist, kann wohl mit Fug und Recht 
bezweifelt werden. Eher schon mit 
dem Konzept des „Buen Vivir“, dem 


„Guten Leben“, wenn auch die atom- 
ausstiegsorientierte Linke in Europa 
Schwierigkeiten damit haben dürfte, 
dass vierundzwanzig Stunden täglich 
Strom zu haben durchaus einen Ein¬ 
druck von gutem Leben vermittelt. 
Worauf in Europa deshalb auch nie¬ 
mand verzichten mag. 

Außer dem Präsidenten wurden 
auch die 130 Abgeordneten und die 
36 Senatsmitglieder bestimmt. Nach 
ersten Umfragen lag die regierende 
„Bewegung zum Sozialismus“ (MAS) 
von Evo Morales auch hier weit vorn, 
mit der Möglichkeit einer Zwei-Drit- 
tel-Mehrheit. 

Günter Pohl 


Neuer Schritt in der eurasischen 
Wirtschaftsintegration 

Am i. Januar tritt die Eurasische Wirtschaftsunion in Kraft 


Am vergangenen Wochenende fand 
in Minsk ein Gipfeltreffen der GUS- 
Staaten und im Anschluss daran eine 
Tagung der Präsidenten der neuen Eu¬ 
rasischen Wirtschaftsunion (EAWU) 
statt, die am ersten Januar 2015 Kraft 
treten soll. 

Beim Gipfel der GUS wurden von 
den Staatschefs der ihr angehörenden 
Länder eine Reihe von Dokumenten 
in den Bereichen Grenzkontrolle, Be¬ 
kämpfung von Drogen- und Menschen¬ 
handel sowie Finanzaufklärung unter¬ 
zeichnet. Der nächste GUS-Gipfel soll 
im Herbst 2015 in Astana stattfinden. 
Natürlich kam auch die Ukraine-Fra¬ 
ge ins Gespräch. Der ukrainische Prä¬ 
sident Poroschenko nahm allerdings 
nicht am Gipfel teil. 

Usbekistans Präsident Karimow 
erklärte in diesem Zusammenhang, er 
finde es sonderbar, dass Kiew die Uk¬ 
raine-Krise beilegen wolle, ohne echte 
Freunde um Hilfe zu bitten. Der Krieg 
im Herzen Europas müsse beendet 
werden, und die Konfliktparteien im 
Südosten der Ukraine sollten nicht nur 
eine Einigung erreichen, sondern das 
Blutvergießen auch tatsächlich stoppen 
und die Minsker Vereinbarungen über 
Waffenruhe einhalten. 

Der belarussische Staatschef Lu¬ 
kaschenko betonte: „Es ist unzulässig, 
lebenswichtige Fragen, die die Ukrai¬ 
ne betreffen, an einem weit entfernten 
Ort, etwa in Berlin oder Mailand zu 
entscheiden. Dann stellt sich die na¬ 
türliche Frage: Wozu sollte man sich in 
anderen Fragen - wirtschaftlichen, po¬ 
litischen und diplomatischen - an uns 
wenden? Auch diese Fragen sollten 
dann in Berlin oder Mailand geklärt 
werden.“ 

Russlands Präsident Putin wider¬ 
sprach in Minsk den Behauptungen 


der EU, Kiews und der Machthaber 
der Republik Moldowa, dass Moskau 
die Eurointegration der Ukraine und 
Moldawiens behindere. Er stellte fest: 
„Wir waren nie gegen eine verstärk¬ 
te Kooperation mit der Europäischen 
Union. Das wollen auch wir selber. Es 
kommt aber auf die Bedingungen un¬ 
serer Kooperation an. Die Probleme 
hängen nicht mit unseren Gegenreak¬ 
tionen zusammen. Sie gehen vielmehr 
darauf zurück, dass unsere Partner es 
nicht für nötig halten, die Risiken, die 
der russischen Wirtschaft drohen kön¬ 
nen, wenn sie anderen handelswirt¬ 
schaftlichen Organisationen beitreten, 
mit uns rechtzeitig, sachlich und offen 
zu besprechen.“ 

Nachdem das russische, das us¬ 
bekische und das belarussische Par¬ 
lament den Verträgen über die Eu¬ 
rasische Wirtschaftsunion (EAWU) 
zugestimmt und sie von den Präsiden¬ 
ten dieser Staaten ratifiziert wurden, 
steht dem Start dieser neuen Stufe 
der Wirtschaftsintegration im eurasi¬ 
schen Raum nichts mehr im Wege. Er 
soll am 1. Januar 2015 erfolgen. Mit 
großer Wahrscheinlichkeit wird bis zu 
diesem Zeitpunkt auch die Aufnahme 
der Republik Armenien in die Union 
erfolgt sein. Später kommt Kirgistan 
hinzu. Dafür ist allerdings noch einige 
Zeit erforderlich. Wie Leonid Sluzki, 
der Vorsitzende des russischen Duma- 
Komitees für Fragen der GUS und der 
eurasischen Integration, vor Journalis¬ 
ten erklärte, gibt es Interesse weiterer 
Staaten an der EAWU, und dies sowohl 
im postsowjetischen Raum als auch da¬ 
rüber hinaus. Prinzipiell sei die EAWU 
für die Teilnahme weiterer Staaten of¬ 
fen. 

Nach dem Beitritt Armeniens han¬ 
delt es sich bei der EAWU um einen 


wirtschaftlichen Integrationsraum 
mit einer Bevölkerung von mehr als 
190 Millionen Menschen. Die Fläche 
wird fast 20,5 Millionen Quadratki¬ 
lometer betragen. Die EAWU ist äu¬ 
ßerst reich an Bodenschätzen wie Erd¬ 
öl, Erdgas und Kohle sowie an Edel¬ 
metallen. 

Die EAWU soll einen einheitlichen 
Markt für Waren und Dienstleistungen 
bilden. Die bereits auf dem Weg dahin 
in der Zollunion und der Eurasischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EAWG) er¬ 
reichten Vereinbarungen über einheit¬ 
liche Zollregulierungen und Tarife so¬ 
wie die freie Warenbewegung gelten 
weiter. Auch die Quoten zur Vertei¬ 
lung der Einnahmen aus den Einfuhr¬ 
zöllen bleiben zunächst in Kraft. Sie 
müssen natürlich mit der Aufnahme 
neuer Mitgliedstaaten jeweils modi¬ 
fiziert werden. Im Vertragswerk über 
die Bildung der EAWU sind auch Ver¬ 
fahren zum Schutz gegen Importe ge¬ 
regelt. Die Investitionsrichtlinien der 
Mitgliedsländer werden angeglichen. 
Ebenso soll es es um einheitliche ma¬ 
kroökonomische, Kartell-, Währungs¬ 
und finanzpolitische Standards gehen. 
Ein Übergang zu einer einheitlichen 
Währung ist allerdings, soweit bekannt, 
nicht vorgesehen. 

Das höchste Organ der EAWU 
wird der Oberste Eurasische Wirt¬ 
schaftsrat sein, der aus den Präsiden¬ 
ten der Teilnehmerstaaten besteht. 
Außerdem gibt es den Rat der Eura¬ 
sischen Regierungen, dem die Premi¬ 
ers der Teilnehmerstaaten angehören, 
die Eurasische Wirtschaftskommission, 
die für die laufende Arbeit zuständig ist 
und zunächst aus je zwei Vertretern der 
Teilnehmerstaaten besteht und das Ge¬ 
richt der EAWU. Als Sitz für die Eura¬ 
sische Wirtschaftskommission ist Mos¬ 


kau, für das Gericht der EAWU Minsk 
und für den Finanzregulator Alma-Ata 
vorgesehen. 

Obwohl die Eurasische Wirt¬ 
schaftsunion im Verhältnis zu ihrer 
Vorstufe, der Eurasischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft mit ihrem einheitlichen 
Wirtschaftsraum, nur einen weiteren 
Integrationsschritt und nichts qualita¬ 
tiv völlig Neues bedeutet, ist sie doch 
eine bittere Pille für Washington, Brüs¬ 
sel und Berlin. Besteht doch deren er¬ 
klärte und mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln betriebene Zielstel¬ 
lung darin, eine Reintegration ehema¬ 
liger Sowjetrepubliken unter Führung 
Russlands um jeden Preis zu verhin¬ 
dern. Die Konzeption dafür hat Brze- 
zinski bereits in seinem 1999 erschie¬ 
nenen Buch „Die einzige Weltmacht“ 
entwickelt. Im Kern geht es bis heute 
darum, jedes „Aufkommen eines Ri¬ 
valen“ für die „einzige Weltmacht“ 
zu verhindern. Russland soll auf sei¬ 
ne eigenen Grenzen beschränkt und 
zugleich durch Assoziierungsverträge 
zwischen der EU und Nachfolgestaa¬ 
ten der Sowjetunion sowie durch die 
NATO-Osterweiterung wirtschaftlich 
und militärisch eingekreist werden. 
Die reichen Rohstoffressourcen des 
eurasischen Raumes sollen unter die 
Kontrolle der USA gebracht werden. 
Wobei die EU-Staaten und nicht zu¬ 
letzt ihre Hauptmacht Deutschland 
sich dabei ebenfalls ein Stück vom 
Kuchen abschneiden wollen, was zu 
Widersprüchen zwischen den imperi¬ 
alistischen Räubern führt. Diese Stra¬ 
tegie und ihre Gemengelage ist letzt¬ 
lich auch der tiefste Hintergrund für 
die gegenwärtige Ukraine-Krise und 
ihre möglichen dramatischen Folgen 
für den Frieden in Europa und in der 
Welt. Willi Gerns 
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Die „vernachlässigbare“ Krankheit Nach Mod t eii hem 

„Die Pharmafirmen interessieren sich nicht für eine Krankheit, die nur Arme befällt“ Protest gegen Abbau der 

Arbeiterrechte in Italien 


D ie Ebola-Epidemie, die aktu¬ 
ell in Westafrika wütet, ist die 
schlimmste Epidemie, die Afri¬ 
ka je gesehen hat. Am 26. September 
zählt man bereits 6 263 Infizierte, von 
denen 2 917 gestorben sind. Aber die 
Folgen sind weittragender. Sämtliche 
Gesundheitssysteme in den betreffen¬ 
den Ländern sind zusammengebro¬ 
chen. Ärzte und Pflegepersonal sind 
aus Angst vor Ansteckung geflohen: 
Denn es gibt nicht ausreichend Hilfs¬ 
mittel sich zu schützen. So konnte man 
in den letzten Monaten einen Anstieg 
anderer Krankheiten wie zum Beispiel 
Malaria feststellen. Was ist also dieser 
Virus, der so viele Tote verursacht und 
warum gelingt es nicht, die Epidemie 
unter Kontrolle zu bringen? 

Ebola, eine Krankheit 
der Armut 

Die ansteckenden Krankheiten wie 
Ebola werden „Krankheiten der Ar¬ 
mut“ genannt: Sie brechen grundsätz¬ 
lich in den armen Ländern, Regionen 
oder Bevölkerungsgruppen aus. Es ist 
kein Zufall, wenn die aktuelle Ebola- 
Epidemie genau in drei der ärmsten 
Länder der Welt ausbricht. Liberia, 
Guinea und Sierra Leone stehen an Po¬ 
sition 175,179 und 183 auf der Liste von 
187 Ländern des Entwicklungsindexes 
der UN. Mehrere Faktoren machen die¬ 
se Länder eher anfällig. 

Als erstes ist anzuführen, dass all¬ 
gemein die Bevölkerung in Westaf¬ 
rika weniger widerstandsfähig gegen 
Krankheitskeime ist. Denn die Men¬ 
schen leiden an Unterernährung, was 
ihr Immunsystem schwächt. Dann wird 
die Verbreitung durch den Mangel an 
sauberem Wasser und dem wenig hygi¬ 
enischen Alltagsleben begünstigt. Und 
schließlich ist das Gesundheitssystem 
äußerst unterentwickelt. Aber das ist 
der Schlüssel in der Behandlung die¬ 
ser Seuche. Die wirksamste Strategie, 
um die aktuelle Ebola-Epidemie aus¬ 
zulöschen, ist die Identifikation der infi¬ 
zierten Personen, damit sie isoliert und 
geheilt werden können, gefolgt von der 
Suche und Untersuchung der Kontakt¬ 
personen, um die Übertragungskette zu 
unterbrechen. In dieser Weise wurde 
das frühere Auftreten von Ebola be¬ 
kämpft. Es handelt sich also, wenn man 
so will, um einfache Maßnahmen, aber 
die eine perfekte Koordination verlan¬ 
gen. Ausschlaggebend ist hier die Infra¬ 
struktur der Notfall-Medizin. 

Mit anderen Worten, den westafri¬ 
kanischen Ländern fehlen die Mittel. 
Die Mittel, aber auch Personal. „Ärzte 
ohne Grenzen“ war die erste Organi- 


Der für das Siedlungsterritorium Kiry- 
at Arba (nahe Hebron im Westjordan¬ 
land) zuständige Oberrabbiner Dov Lior 
sprach sich am 30. September auf einer 
Veranstaltung in der neu bezogenen 
Siedlung Givat Oz V’Gaon dafür aus, die 
unter israelischer Kontrolle stehenden 
Territorien generell von arabisch-paläs¬ 
tinensischen Bewohnern zu „säubern“. 
Denn Israel werde „niemals in der Lage 
sein, eine Friedensvereinbarung mit den 
Palästinensern zu erreichen, weil die 
palästinensische Bevölkerung nur dar¬ 
an interessiert sei, gegen den jüdischen 
Staat Krieg zu führen“, sagte er. „Es gab 
keinen Frieden und es wird niemals Frie¬ 
den geben, nicht weil wir nicht wollen, 
sondern weil da niemand ist, mit dem 
Frieden zu machen wäre.“ Dies berichte¬ 
te die religiös-zionistische Website Kipa. 


sation, die die Alarmglocken läutete. 
Schon am 24. Juni rief sie Alarm: die 
Epidemie war außer Kontrolle und das 
medizinische Personal vor Ort an den 
Grenzen seiner Möglichkeiten. Sie rief 
auf zu einer massiven Mobilisierung 
von Hilfsmitteln und Personal in der 
Region. 

Aber die Stille blieb „ohrenbetäu¬ 
bend“. Erst am 31. Juli reagierte die 
Weltgesundheitsorganisation WHO. 
Der Westen gab widerwillig Finanzmit¬ 
tel frei, aber diese waren nicht ausrei¬ 
chend. Am 28. August sandte die WHO 


und ihre Generaldirektorin Margaret 
Chan einen neuen Appell um Hilfe aus: 
„Geld und Hilfsmaterial sind wichtig, 
aber das allein wird nicht die Ebola- 
Epidemie stoppen.“ 

Das einzige Land, das sofort re¬ 
agierte, war Kuba. Eine herzerwärmen¬ 
de Neuigkeit - ganz so wie anlässlich 
der Überschwemmungen in Pakistan 
oder nach dem Erdbeben in Haiti - 
das kleine Land der Dritten Welt zeigte, 
was eine solidarische Gesellschaft ma¬ 
chen kann. 165 Personen an medizini¬ 
schem Personal werden für ein halbes 
Jahr nach Sierra Leone gehen, um an 
der Basis die staatlichen Bemühungen 
zu unterstützen - was vor Ort die Zahl 
an ausländischem medizinischen Per¬ 
sonal verdoppelt. Margaret Chan hatte 
den Kubanern gedankt und ihr Enga¬ 
gement gewürdigt: „Kuba ist weltweit 
bekannt dafür, exzellente Ärzte und 
Pfleger auszubilden wie auch für seine 
Großzügigkeit, anderen Entwicklungs¬ 
ländern zu helfen.“ 

„Vernachlässigbare" Krankheiten 

Amit Sengupta von der internati¬ 
onalen Hilfsorganisation „People’s 
Health Movement“ hat aus der Nähe 


Der religiöse Amtsträger, vom Staat 
bezahlt, erläuterte, die israelische Regie¬ 
rung solle die Palästinenser ermuntern, 
aus der Region zu emigrieren. „Wir müs¬ 
sen bestrebt sein, das ganze Land zu säu¬ 
bern“. Offensichtlich knüpfte er damit an 
Vorstellungen an, die er schon 2011 von 
sich gegeben hatte. Da hatte er die Ara¬ 
ber als „Kamelreiter“ und „Wölfe“ titu¬ 
liert, die „Frieden hassen“, und erklärt, 
man solle ihnen das „Recht auf Rück¬ 
kehr“ zu Orten in Saudi-Arabien geben. 
Im Oktober 2013 wiederholte er dies, als 
er erklärte, arabische „Terroristen und 
ihre Unterstützer“ (!) sollten nach Sau¬ 
di-Arabien gehen. 

Dem ursprünglich aus Polen stam¬ 
mende Rabbi sei „Rassismus nicht 
fremd“, fügte die KP Israel in ihrer 
Veröffentlichung hinzu. Vor vier Jah- 


die Ereignisse verfolgt. „Die Proble¬ 
me liegen nicht in der Pathologie der 
Krankheit, sondern in der Pathologie 
unserer Gesellschaft und der Archi¬ 
tektur der globalen Politik und Wirt¬ 
schaft“, erklärte er. Wie zum Beispiel 
das Desinteresse der pharmazeuti¬ 
schen Forschung, das er anführt. „Wir 
kennen den Ebola-Virus schon seit 
40 Jahren. Trotzdem wurde nie ein 
Serum oder Heilmittel auf den Markt 
gebracht. Kein pharmazeutisches Un¬ 
ternehmen ist an einem Medikament 
gegen eine Krankheit interessiert, die 


nur Arme bekommen.“ Ein einziges 
Medikament gegen Ebola wurde in 
den letzten Jahren entwickelt, das be¬ 
rühmte ZMapp, die ganze Zeit im Ver¬ 
suchsstadium. 

Denn Ebola gehört zu den Krank¬ 
heiten, die man als „zu vernachläs¬ 
sigen“ etikettiert. Wie Malaria, Tu¬ 
berkulose, Kala Azar, die Chagas- 
Krankheit und noch andere. Diese 
Krankheiten blieben von der For¬ 
schung unbeachtet, weil sie nicht ver¬ 
sprachen, den Durst der multinatio¬ 
nalen Pharmaindustrie auf Profit zu 
löschen. Die Frauenärztin Marleen 
Temmerman, Leiterin der Abteilung 
Geburtenheilkunde und Forschung 
der WHO, die jahrelang in Afrika ar¬ 
beitete, reagierte Ende Juli in der Zei¬ 
tung „De Morgen“: „Man muss noch 
mehr Aufmerksamkeit auf diese ,ver¬ 
nachlässigbaren Krankheiten 4 ver¬ 
wenden, die Afrika heimsuchen. Und 
das nicht erst, wenn sie den Höhe¬ 
punkt erreichen. Aktuell gewährt der 
Westen Ebola große Aufmerksamkeit, 
weil die Krankheit durch die Globa¬ 
lisierung auch zu uns kommen kann. 
Und wenn in zwei Jahren ein neues 
Virus ausbricht, wird es erneut diese 


ren war er einmal kurz festgenommen 
worden, weil er sich geweigert hatte, 
sich einer Befragung der Polizei zu 
stellen, bei der es um seine Befürwor¬ 
tung des Buches „Torat Hamelech“ 
gehen sollte. Dieses Buch ist, wie die 
KP Israel vermerkt, ein Kompendium 
jüdisch-religiöser Vorschriften über 
die Beziehungen zwischen Juden und 
Nicht-Juden Es enthält zahlreiche ras¬ 
sistische Beschimpfungen und Aufrufe 
zur Gewalt gegen Nicht-Juden. Unter 
anderem wird darin ausgeführt, unter 
welchen Bedingungen Juden Nicht-Ju¬ 
den töten dürfen. 

Offensichtlich gehört der Rabbiner 
seit Jahren zu den zionistischen Scharf¬ 
machern. Laut „Wikipedia“ vertrat er 
unter anderem die Auffassung jüdische 
Frauen dürften bei einer künstlichen 
Befruchtung keine Samenspenden von 
Nichtjuden verwenden, weil ein derar¬ 
tig erzeugtes Mischlingsbaby „die ne¬ 
gativen genetischen Eigenschaften ei¬ 
nes Nichtjuden in sich tragen würde. 
Das Sperma von Ungläubigen würde 
zu barbarischen Nachkommen führen.“ 

Nach Aussagen führender Rab¬ 
biner soll Lior auch die Quelle jener 
religiösen Rechtsauffassungen gewe¬ 
sen sein, die den 1994 ermordeten is¬ 
raelischen Ministerpräsidenten Rabin 
als „Roder“ und „Moser“ (ein Verrä¬ 
ter, der jüdisches Leben gefährdet) 
gebrandmarkt hatten. Rabins Mörder 


Panikreaktion geben. Man wird sich 
um die Probleme kümmern müssen.“ 

Verantwortung 

Die Langsamkeit der Reaktion der 
WHO ist auch ein Symptom für eines 
der größten Probleme. Die berühmte 
Medizinzeitschrift „The Lancet“ gibt 
dazu den Mitgliedstaaten die Verant¬ 
wortung, die die WHO finanzieren. In 
den letzten Jahren haben sie das Bud¬ 
get der WHO reduziert. Mit der Folge, 
dass die letzten zwei Jahre das Bud¬ 
get für Krisen und Epidemien auf die 
Hälfte vermindert war, von 469 Mil¬ 
lionen Dollar in den Jahren 2013- 
2013 auf 228 Millionen Dollar 2014- 
2015. Die Ebola-Krise demonstriert, 
was geschieht, wenn die öffentliche 
Gesundheit für den Staat nicht mehr 
Priorität besitzt. 

Die Verantwortlichkeit des Wes¬ 
tens kann nicht genug unterstrichen 
werden: für die Reduzierung der Bei¬ 
tragszahlungen an die WHO, für die 
mangelnden Investitionen der Phar- 
maforschung, für das Nichtbeachten 
der Hilferufe der Ärzte ohne Gren¬ 
zen, der WHO und der betroffenen 
Länder. Aber vor allem: für die jahr¬ 
hundertelange Geschichte der Aus¬ 
beutung, des Kolonialismus und Neo¬ 
kolonialismus. Ohne die ökonomische 
Zwangslage der Verschuldung und 
der ungleichen Handelsbeziehungen 
könnten sich diese Länder seit lan¬ 
gem entwickeln. 

Eine neue Krankheit? 

Ebola ist keine neue Krankheit. Sie 
wurde zum ersten Mal 1976 im Sudan 
und in der heutigen Demokratischen 
Republik Kongo registriert. Die In¬ 
fektion trat in Kongo nahe dem Fluss 
Ebola auf, der dem Virus den Na¬ 
men gab. Seit 1976 wurden 24 Infek¬ 
tionsherde registriert. Ebola beginnt 
typischerweise durch ein abruptes 
Ansteigen des Fiebers, Schüttelfrost 
und allgemeines Unwohlsein. Ande¬ 
re Anzeichen und Symptome sind ein 
Gefühl der Schwäche, Verminderung 
des Appetits und starke Kopfschmer¬ 
zen. Der Ausbruch der Krankheit ist 
spektakulär mit einem raschen Fort¬ 
schritt der Infektion bis zum Abster¬ 
ben von Zellen und Symptomen wie 
innere und äußere Blutungen, Über¬ 
geben und Durchfall. Die Sterblich¬ 
keitsziffer ist hoch, zwischen 50 und 
90 Prozent. 

Tim Joye, Lien Mertens und Jakob Christaens 

(aus „Solidaire“ Zeitung der Partei der 
Arbeit Belgiens. Übersetzung: G. Haller¬ 
mayer; red. Geh.) 


Jigal Amir hatte Lior vor der Tat be¬ 
sucht. Auch der Terrorist Baruch Gold¬ 
stein aus Hebron, der 1994 blindwütig 
auf muslimische Gläubige am Grab des 
Patriarchen in Hebron geschossen hat 
und dabei 29 Menschen ermordete, be¬ 
vor er sich selbst tötete, hatte mit Lior 
in Kontakt gestanden. Der Rabbi hatte 
den Mörder Goldstein jedoch als „hei¬ 
liger als alle Märtyrer des Holocaust“ 
verherrlicht. 

Laut der „Jerusalem Post“ vom 
2.3.2012 verglich Lior in einer Rede im 
Westjordanland im Jahr 2012 den US- 
Präsidenten Obama mit Haman, einem 
Feind der Juden im Buch Esther, und 
bezeichnete ihn als „kushi“ des Wes¬ 
tens, ein abfälliger Begriff, der von is¬ 
raelischen Zionisten für Menschen af¬ 
rikanischer Abstammung gebraucht 
wird. In der gleichen Rede beschimpf¬ 
te Lior die führenden EU-Politiker als 
„Nazi-Kollaborateure“. 

Laut der Website der „Times of Is¬ 
rael“ ist Lior mit der rechtsextremen 
Partei Tekumah verbunden, die mit 
der „nationalreligiösen“ Siedler-Partei 
„Jüdisches Heim“ zur Parlamentswahl 
2013 eine gemeinsame Liste gebildet 
hat. Das „jüdische Heim“ gehört mit 
vier Ministern neben der ultranationa¬ 
listischen Partei Beitenu zu den wich¬ 
tigsten Stützen der von Netanjahu ge¬ 
führten Koalitionsregierung. 

Dirk Grobe 


Eine Abstimmung in Senat und Par¬ 
lament über seinen umstrittenen und 
von den Gewerkschaften, aber auch in 
seiner eigenen Demokratischen Partei 
(PD) heftig kritisierten Jobs Act (die 
sogenannte Arbeitsmarktreform) hat 
Premier Renzi nur durch Stellen der 
Vertrauensfrage gewonnen. Seit seinem 
Amtsantritt im Februar musste er dazu 
bereits 21 mal Zuflucht nehmen. Das ist 
selbst für Italien etwas zu viel. Im Se¬ 
nat war er auf die Stimmen der rechts¬ 
extremen Forza Italia (FI) von Berlus¬ 
coni angewiesen. Dass er sich vorher zur 
Absprache mit dem Ex-Premier traf, der 
derzeit im Sozialdienst eine Haftstrafe 
wegen Steuerbetrugs verbüßt, rief hefti¬ 
ge Kritik in seiner PD, deren Vorsitzen¬ 
der er ist, hervor. Im Falle seines Schei- 
terns drohten Neuwahlen mit einem un¬ 
gewissen Ausgang. Für Renzi stimmte 
auch die von der FI abgespaltene soge¬ 
nannte Neue Rechte Mitte (NCD), die 
in der Regierungskoalition mit ihrem 
Vorsitzenden, Angelino Alfano, den Vi¬ 
zepremier und Innenminister stellt. Der 
von dem früheren rechten Christdemo¬ 
kraten Renzi geplante ungeheuerliche 
Abbau von sozialen und Arbeiterrech¬ 
ten stößt auf scharfe Proteste. Der Vor¬ 
sitzende der FIOM (Metallarbeiter) in 
der CGIL drohte mit Betriebsbesetzun¬ 
gen. PD-Senator Walter Tocci erklärte 
nach der Abstimmung seinen Rücktritt, 
andere kündigten ihn an. Die Nach¬ 
richtenagentur ANSA zitierte den Vi¬ 
zepräsidenten der Abgeordnetenkam¬ 
mer, Luigi di Marie von der Protestbe¬ 
wegung M5S, der vor der Abstimmung 
von „Reaktionen eines empörten Vol¬ 
kes“ sprach. Dass sich Bundeskanzlerin 
Merkel auf einem EU-Beschäftigungs- 
gipfel in Mailand lobend über Renzis 
Reform äußerte, heizte die Proteste zu¬ 
sätzlich an. 

Mit dem Jobs Act sollen der im Ar¬ 
tikel 18 des Arbeitsgesetzes bisher weit¬ 
gehend garantierte Kündigungsschutz 
faktisch beseitigt, die Tarifverträge aus¬ 
gehebelt, Mini-Jobs nach deutschem 
Vorbild eingeführt und zahlreiche Ar¬ 
beiterrechte in den Betrieben aufge¬ 
hoben oder eingeschränkt werden. An 
Stelle der bisher zu 50 Prozent als Ar¬ 
beitslosengeld gezahlten Löhne, der 
sogenannten Cassa Integrazione, soll 
Sozialhilfe nach deutschem Hartz-IV- 
Modell treten. Neue Arbeitsverträge 
werden eine dreijährige Probezeit fest¬ 
legen. In den Betrieben wird es dann 
problemlos möglich sein, Entlassungen 
durchzusetzen. Wenn Renzi ankündi¬ 
ge, die Unternehmen würden neue Be¬ 
schäftigte einstellen, heiße das allenfalls, 
dass an Stelle von auf die Straße gesetz¬ 
ten Arbeitern andere ohne die bisheri¬ 
gen sozialen Rechte und mit niedrigeren 
Löhnen eingestellt würden, kommentie¬ 
ren Gewerkschafter. Von einem Abbau 
der Arbeitslosenquote, die ANSA of¬ 
fiziell gerade mit 13,7 Prozent angege¬ 
ben hat, könne keine Rede sei und für 
die über 40 Prozent der arbeitslosen 
Jugendlichen unter 25 Jahren Arbeits¬ 
plätze zu schaffen sei ein leeres Verspre¬ 
chen. Renzi begehe mit dem Jobs-Act 
„eine Sauerei der extremen Rechten“, 
die zu einer „allgemeinen Prekarisie- 
rung“ führen werde, prangerte der Vor¬ 
sitzende der Linkspartei SEI, Nicchi 
Vendola, das Zurückweichen des Re¬ 
gierungschefs vor dem Druck des In¬ 
dustriellenverbandes Confindustria, der 
die Arbeitsmarktreform nachdrücklich 
als Voraussetzung eines Wirtschaftsauf¬ 
schwungs fordert, an. 

„La Repubblica“ führt den Wider¬ 
stand in der PD auf den unter ihrer Basis 
gewachsenen Einfluss der CGIL zurück. 
Die mit etwa fünf Millionen Mitgliedern 
stärkste Gewerkschaft war früher eng 
mit der IKP verbunden und steht heute 
der über Etappen aus ihr hervorgegan¬ 
genen sozialdemokratischen PD nahe. 
CGIL-Generalsekretärin Susanna Ca- 
musso bezeichnete Renzis Reform als 
„Thatcher-Modell“. Sie kündigte ent¬ 
schiedenen Widerstand an. Auch ein 
achtstündiger Generalstreik werde er¬ 
wogen. Die FIOM rief für den 8. No¬ 
vember zu einer „nationalen Manifes¬ 
tation“ in Rom auf. Gerhard Feldbauer 


Ein rassistischer Rabbi 

Dov Lior will die besetzten Gebiete 
von Palästinensern „säubern“ 

Das nachfolgende Beispiel ist natürlich nicht auf das gesamte Spektrum der etablier¬ 
ten politischen Kreise Israels zu verallgemeinern. Es wirft aber ein grelles Schlaglicht 
darauf welche extremistischen Kräfte heute nicht nur die israelische Öffentlichkeit 
beeinflussen können, sondern auch darauf auf welche Partner sich Israels Regie¬ 
rungschef Netanjahu stützt, um seine expansive Siedlungs- und Annexionspolitik 
gegen die Palästinenser zu praktizieren. Wir entnehmen die Darstellung einer Veröf¬ 
fentlichung der Kommunistischen Partei Israels auf ihrer Internetseite (http://maki. 
org.il/en/? p=2934), ergänzt durch einige weitere Angaben. 



Der Kampf gegen Ebola wird mit unzureichenden Mitteln geführt. 
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Gastkolumne von Sevim Dagdelen 

Krieg gegen 
die Kurden beenden 


Am 13. Oktober begann das türki¬ 
sche Militär Luftangriffe gegen an¬ 
gebliche PKK-Stellungen im Südos¬ 
ten der Türkei. Zugleich hat das Er- 
dogan-Regime die Grenze zu Syrien 
weiter abgeriegelt. So können in die 
von der Terrormiliz Islamischer Staat 
belagerte Stadt Kobani (Ain al-Arab) 
nicht einmal Wasser und Nahrung für 
die kurdischen Verteidiger gebracht 
werden, weil die Türkei einen Boy¬ 
kott der Enklave im Norden Syriens 
durchsetzt. Für Kämpfer des IS aller¬ 
dings ist die Grenze durchlässig. Sie 
werden in türkischen Krankenhäu¬ 
sern behandelt. Kommandeure der 
kurdischen Selbstverteidigungsein¬ 
heiten befürchten, dass der IS, wie in 
der Vergangenheit mehrfach gesche¬ 
hen, ihre Stellungen über türkisches 
Territorium angreift. 

Erdogan hat sich klar entschie¬ 
den: Er setzt weiterhin auf einen Re¬ 
gime Change in Syrien mit Hilfe ra- 
dikal-islamistischer Terrorgruppen. 
Die kurdischen Enklaven im Norden 
Syriens will er beseitigen. So warten 
türkische Panzer jenseits der syrisch¬ 
türkischen Grenze auf einen mili¬ 
tärischen Sieg des IS. Im Anschluss 
könnte die Türkei dann ihre Pläne 
einer Schutzzone auf syrischem Ge¬ 
biet umsetzen, die als Aufmarschplatz 
für den Sturz Assads dienen soll. Es 
ist wohl mehr als Zufall, dass ausge¬ 
rechnet die Grünen eine UN-manda- 
tierte Invasion im Irak und in Syrien 
mit sogar eventueller Beteiligung der 
Bundeswehr befürworten, obwohl so 
eine Militärintervention gerade von 
den Kurden abgelehnt wird, da dies 
vor Ort lediglich zu einer Legitima¬ 
tion der türkischen Zerstörungsplä¬ 
ne der kurdischen Selbstverwaltung 
durch die Vereinten Nationen führen 
würde. 

Erdogan hat den Friedensprozess 
mit den Kurden seinen Plänen geop¬ 
fert. Nachdem er als Präsident fest 
im Sattel sitzt, meint er hier keinerlei 
Rücksichten mehr nehmen zu müs¬ 
sen. So werden Demonstranten, die 
gegen den Boykott Kobanis auf die 
Straße gehen, brutal niedergeknüp¬ 
pelt oder sogar getötet. Über 40 Op¬ 
fer hat es schon gegeben, auch durch 
Gruppen im Südosten der Türkei, die 
der NATO-Organisation Stay behind, 
der türkischen Hizbullah, nahestehen 
und jetzt gegen IS-Kritiker im Südos¬ 
ten der Türkei Vorgehen. 

Trotz einzelner kritischer Bemer¬ 
kungen von Koalitionspolitikern aus 
der zweiten Reihe, die wohl nur die 
deutsche Bevölkerung beruhigen sol¬ 
len, stützt die Bundesregierung Er- 
dogans Kurs. Mit der fortgesetzten 
Entsendung von Bundeswehrsolda¬ 
ten in die Türkei, die mit ihren Patri¬ 
otraketen das Erdogan-Regime vor 
Syrien schützen sollen, setzt man ein 


klares Zeichen der Unterstützung 
ohne Wenn und Aber. Nach Koba¬ 
ni hat man nicht einmal eine einzige 
Mullbinde geliefert und schließt sich 
dem Boykott der Türkei an. Während 
man die PKK in Deutschland weiter 
als terroristische Organisation ver¬ 
folgt, hat man sich gerade einmal 
durchgerungen den IS am 12. Sep¬ 
tember 2014 in Deutschland zu ver¬ 



bieten. Insgesamt wurde Erdogans 
Unterstützung für den Terror in Sy¬ 
rien mit einer Intensivierung der EU- 
Beitrittsgespräche belohnt. Beson¬ 
ders hat dabei Staatsminister Roth 
von der SPD auf sich aufmerksam 
gemacht. 

Wem wirklich das Schicksal der 
Menschen in Syrien am Herzen liegt, 
der muss jetzt Druck auf die Bun¬ 
desregierung machen, damit diese 
endlich die brutale Allianz mit Er¬ 
dogan kündigt und dieser gezwun¬ 
gen ist, wenigstens den Boykott Ko¬ 
banis aufzugeben. Es gilt allerdings 
auch die fortgesetzte Unterstützung 
der Massaker- und Regime Change 
Politik der syrischen bewaffneten 
Opposition durch die Bundesregie¬ 
rung mit in den Blick zu nehmen. Die 
Ausbildung von so genannten mode¬ 
raten Aufständischen in Saudi-Ara¬ 
bien und der Türkei, die die Scharia 
in Syrien einführen wollen, schafft le¬ 
diglich ein neues Frankensteinmons¬ 
ter der NATO und der Golfdiktatu¬ 
ren. Zu den Massakern dieser Leute 
an Armeniern, Alawiten, Jesiden, sy¬ 
risch-orthodoxen Christen oder auch 
säkularen Sunniten und Kurden, hat 
die Bundesregierung beharrlich ge¬ 
schwiegen und ihre Unterstützung 
in den von der Opposition besetzten 
Gebieten durch den Treuhandfonds, 
den Deutschland gemeinsam mit der 
Golfdiktatur der Emirate verwaltet, 
sogar noch intensiviert. Es gilt dieser 
schändlichen Politik ein Ende zu be¬ 
reiten. Wer wirklich den Kurden hel¬ 
fen will, sollte wenigstens aufhören 
ihren Unterdrückern in der Türkei 
und den Helfershelfern des IS Waf¬ 
fen zu liefern. 



Demonstration am n. Oktober in Düsseldorf. 



Karikatur: Bernd Bücking 


Militärische Intervention 
ist keine Lösung 

Interview mit Karin Binder, Mitglied der Linksfraktion im Bundestag 
und deren Parlamentarische Geschäftsführerin 


UZ: Sie sind in der vergangenen Woche 
gemeinsam mit anderen Linken in das 
türkisch-syrische Grenzgebiet gereist. Wo 
waren Sie genau? 

Karin Binder: Wir sind von der Pro¬ 
vinzhauptstadt Sanliurfa aus mit unse¬ 
rer Delegation in die Kleinstadt Surug 
gereist, die knapp 60 000 Einwohner hat 
und kaum 10 Km von Kobane (arabisch 
„Ayn al Arab“) entfernt nahe der syri¬ 
schen Grenze liegt. Ich war zusammen 
mit meinen Fraktionskolleginnen An¬ 
nette Groth und Sabine Leidig (beide 
Bundestagsabgeordnete) und Cansu Öz¬ 
demir von der Linksfraktion der Ham¬ 
burger Bürgerschaft unterwegs. Unsere 
Delegation wurde von zwei Genossen 
der dortigen DBP (Partei der Demokra¬ 
tischen Regionen - Nachfolge der Partei 
für den Frieden und Demokratie/BDP), 
ihrem Vorsitzenden Celahattin Erkmen 
und dem Rechtsanwalt und Vorstands¬ 
mitglied Farak Yaygin begleitet. 

UZ: Was genau war das Ziel Ihrer Reise? 

Karin Binder: Wir wollten uns ein rea¬ 
listisches Bild von der Situation vor Ort 
machen, von der Situation der Bevöl¬ 
kerung und der Flüchtlinge. Wir haben 
unter anderem die junge Bürgermeis¬ 
terin von Surug, Zühal Ekmez, getrof¬ 
fen, die seit den Kommunalwahlen im 
Frühjahr in dieser verantwortungsvollen 
Funktion arbeitet, und wir haben viele 
Gespräche mit Flüchtlingen aus Koba¬ 
ne und den umliegenden Dörfern, mit 
Mitgliedern von Flüchtlingsräten und 
ehrenamtlichen Helferinnen geführt. 
Auch eine Delegation von Frauen aus 
der ganzen Türkei, aus unterschiedlichs¬ 
ten Frauenorganisationen („Frauen für 
den Frieden“, feministische Sozialistin- 
nen, kurdische Frauenorganisationen) 
war zum Helfen vor Ort und hat sich 
mit uns ausgetauscht. 

UZ: Und was haben Ihre Gesprächspart¬ 
nerinnen und -partner berichtet? 

Karin Binder: Surug wird, wie die an¬ 
deren kurdischen Gemeinden auch, 
mit all den Problemen allein gelassen. 
Ohne jede Unterstützung des türkischen 
Staats kümmert sich die Kommune mit 
Hilfe vieler ehrenamtlicher Helferinnen 
um die 35 000 bis 40 000 Flüchtlinge, 
die sich bis zu diesem Zeitpunkt in Su¬ 
rug aufhielten. Inzwischen sind es schon 
einige tausend mehr. Weitere 15 000 bis 
20 000 Flüchtlinge wurden von anderen 
Kommunen in der Umgebung aufge¬ 
nommen. Ohne die selbstorganisierten 
Flüchtlingsräte, die in dieser kurdischen 
Kleinstadt riesige Zeltlager aufgebaut 
haben, sich um Matratzen, Decken, Le¬ 
bensmittel oder Medikamente wie auch 
medizinische Versorgung kümmern, 



wäre dies alles nicht zu leisten. Die eh¬ 
renamtlichen Flüchtlingsräte kümmern 
sich um die Unterbringung und Versor¬ 
gung von traumatisierten Kindern und 
Frauen, Kranken und alten Menschen. 
Aber bis in vier Wochen ist der Winter 
da. Spätestens dann müssen die Men¬ 
schen in winterfesten Containern unter¬ 
gebracht werden, brauchen Sanitärein¬ 
richtungen und noch weit mehr psycho¬ 
logische und medizinische Versorgung. 

UZ: Und die Türkei hilft den Menschen 
nicht? 

Karin Binder: Nein! Viele Flüchtlinge, 
die sich noch auf syrischen Gebiet vor 
den Terroristen der IS in den Hügeln der 
Wüste verstecken, haben derzeit keine 
Chance, sich in Sicherheit zu bringen. 

Das türkische Militär hat die Grenze 
dicht gemacht. Panzer und Militärfahr¬ 
zeuge stehen in Kolonnen auf den Hü¬ 
geln und beobachten lediglich, was auf 
der anderen Seite der Grenze geschieht. 
Anhand der vielen leeren Tränengasgra¬ 
naten, die in einem Streifen von 500 bis 
1000 m vor der türkischen Grenze zu 
finden sind, wird deutlich, wo das türki¬ 
sche Militär seine Hauptgegner sieht. Mit 
allen Mitteln wird versucht, junge Kur¬ 
dinnen und Kurden von einem Grenz¬ 
übertritt nach Syrien abzuhalten, um die 
kurdischen Kämpferinnen in Kobane 
zu unterstützen. Wie uns berichtet wur¬ 
de, würde vom türkischen Militär dabei 
auch scharf geschossen. 

Aus einem kurzen Gespräch mit Ab¬ 
geordneten des türkischen Nationalpar¬ 
laments wissen wir, dass dies alles dem 
türkischen Parlament offenbar keine De¬ 
batte wert ist. 

UZ: Es scheint, dass wieder einmal Frau¬ 
en und Kinder das größte Leid in diesem 
Krieg auszuhalten hätten? 

Karin Binder: Das ist offensichtlich der 
Fall. Frauengruppen, die sich in den La¬ 
gern um die traumatisierten Frauen und 
Kinder bemühen, haben von den Flücht¬ 
lingen erfahren, dass von der Terroror¬ 
ganisation entführte Frauen von der IS 
sogar in die Türkei hinein verkauft wür¬ 
den. Spätestens hier muss internationa¬ 


le Politik sich endlich einschalten und 
dem IS und seinen Unterstützern die 
Konten sperren und den Nachschub ab¬ 
schneiden. Die internationale Hilfe muss 
organisiert werden. Bis auf Ärzte ohne 
Grenzen wurden in Surug bisher weder 
der UNHCR (der Hohe Kommissar für 
Flüchtlingsfragen der Vereinten Natio¬ 
nen) noch andere große internationale 
Organisationen gesichtet. Internationale 
Hilfe muss direkt geleistet werden, über 
Ankara wird sie in Surug nicht ankom¬ 
men. 

Was wir in Kurdistan gesehen haben, 
zwingt uns schnell zu handeln. Einige 
hundert Wohncontainer müssen schnells¬ 
tens angeschafft werden. Dafür braucht 
Surug Geld. Deshalb haben wir einen 
Spendenaufruf gestartet (auch auf www. 
karin-binder.de zu finden). Wir sammeln 
Geld, um es als Winterhilfe an die tür¬ 
kisch-syrische Grenze zu schicken - di¬ 
rekt nach Surug, dort wo Frauen, Kinder, 
Alte und Kranke Zuflucht finden. 

UZ: Wie bewerten Sie die in Ihrer Frakti¬ 
on und Partei angestoßene Debatte der 14 
Finkspartei-Politiker, die sich jüngst für 
Waffenlieferungen und ein UN-Mandat 
ausgesprochen hat? 

Karin Binder: Das türkische Militär hat 
bisher junge Kurdinnen und Kurden mit 
Gewalt daran gehindert, ihre Freun¬ 
de und Familien auf der anderen Seite 
der Grenze im Kampf unterstützen, was 
dem IS in die Hände gespielt hat. Das 
muss aufhören. Die Grenze muss auf¬ 
gemacht werden zur Unterstützung der 
kurdischen Kämpferinnen und umge¬ 
kehrt für die Flüchtlinge. Sonst schleift 
der IS, mit dem die türkische Regierung 
mehr oder weniger offen sympathisiert, 
als Erfüllungsgehilfe die selbstverwaltete 
Kurdenregion. Zusätzlich fordert die tür¬ 
kische Regierung eine sogenannte Puf¬ 
ferzone einzurichten. Das wäre ein mi¬ 
litärisch besetztes Gebiet, in dem auch 
nur noch Militärrecht gelten wird. Mit 
einem Schlag wären alle Ansprüche der 
Kurden auf demokratische, soziale und 
geschlechtergerechte Selbstverwaltung 
erledigt. Dieses Ansinnen würde von ei¬ 
nem UN-Mandat und militärischer Be¬ 
setzung der Region noch befördert wer¬ 
den. 

Gegen diese Bestrebungen müssen 
Deutschland und Europa ausdrücklich 
intervenieren. Deshalb muss auch end¬ 
lich das PKK-Verbot in Deutschland auf¬ 
gehoben werden, damit die Rechte der 
Kurden gestärkt werden und der begon¬ 
nene Dialog zwischen Türkei und Kur¬ 
den weitergeführt wird. 

Ganz abgesehen davon, hat bisher 
jede militärische Intervention von au¬ 
ßen die Probleme einer Region nur ver¬ 
schärft, nie aber gelöst. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 























Dokumentiert: 

DKP: Solidarität mit den 
Verteidigern von Kobane! 


Bild oben links: Demonstration in Düsseldorf am 11. Oktober. 

Bild oben rechts: Flüchtlingsdrama an der türkisch-syrischen Grenze im kurdi¬ 
schen Gebiet Kobane 

Bilder unten: Die türkischen Sicherheitskräfte sind nahe der Grenze zu Syrien bei 
der Stadt Suruc gegen Kurden vorgegangen, die Zivilisten auf der Flucht vor der 
Terrormiliz IS aus Syrien zur Hilfe eilen wollten. 

Verschossene Tränengaskartusche: Datum: 21. September 2014 


Die Vorsitzenden der DKP rufen zur dringenden Solidarität mit den Verteidigern der kurdischen Stadt Kobane 
(Nordsyrien) auf, die sich gegen die bereits in die Stadt eingerückten Mörderbanden des IS - Islamischer Staat - 
verteidigen. 

Wir klagen den US-lmperialismus und seine Bündnispartner in der NATO-vor allem die BRD und die Türkei-an, 
nicht nur die Entstehung der IS gefördert zu haben, sondern bis heute die IS zu unterstützen. 

Die IS wurde hochgepäppelt durch die Angriffe auf die territoriale Integrität des Irak und Syriens. Die IS wird 
mit Waffen und Infrastruktur u.a. aus Saudi-Arabien, Katar und der Türkei beliefert. Die Bundesregierung liefert 
Waffen in diese Länder. Sie trägt Mitschuld an dieser Situation. Die friedliebenden Menschen in unserem Land 
stehen in der Pflicht den Druck auf die Bundesregierung, die NATO und das NATO-Land Türkei zu erhöhen. 

• Stoppt die Mörderbanden der IS! 

• Hände weg von den kurdischen Siedlungsgebieten! 

• Hände weg von Syrien! 

• Weg mit dem PKK-Verbot! 

• Keine Waffen, keine Unterstützung für die IS-Helfer in der Türkei, in Katar und Saudi-Arabien! 

Gehen wir dafür auf die Straße! 

8. Oktober 2014 





Bild links: Waffenausbildung im 
Nordirak: Beginn der Einweisung 
(Multiplikatoren-Ausbildung) der 
kurdischen Peschmerga in die Hand¬ 
habung des G3-Sturmgewehrs durch 
Soldaten der Bundeswehr auf einer 
Schießanlage nahe der nordirakischen 
Stadt Erbil am 2.10.2014. 
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Alptraum der Totalüberwachung 

Dave Eggers: „Der Circle“ • Von Klaus Wagener 



Ein „Meilenstein" im Prozess zunehmenderTotalüberwachung? Google bietet seit einiger Zeit einen 
als „Brille" tragbaren Minicomputer an. Er kann Informationen in das Sichtfeld einblenden und aufge¬ 
nommene Umgebungsbilder versenden. Datenschützer sehen auch in diesem Fall große Gefahren für 
die Privatsphäre der Nutzer und die Menschen in ihrer Umgebung. 


„WAHNSINN, DACHTE MAE, ich bin im Him¬ 
mel.“ Der US-Autor Dave Eggers beginnt seinen 
neuen Roman geradezu programmatisch mit ei¬ 
nem euphorischen Ausbruch. Seine 24-jährige Hel¬ 
din Mae Holland hat soeben beim „Circle“ ange¬ 
heuert. Ein Traumjob, wie sie meint, nachdem sie 
einige triste Jahre in einem der typischen Linole¬ 
um-Büros der städtischen Strom- und Gaswerke 
zugebracht hatte. Und nun ein Wahnsinnsladen 
mit 11 000 Beschäftigten, den „Circlern“ in dem 
Geld keine Rolle zu spielen scheint. Mae ist schier 
erschlagen von der Architektur der diversen, vor¬ 
wiegend transparenten Gebäude, die nach histori¬ 
schen Epochen benannt, auf dem Campus sorgfäl¬ 
tig arrangiert sind und dem umfassenden kulturel¬ 
len, medizinischen, kulinarischen und sportlichen 
Angebot, welches für die „Circler“ sozusagen eine 
Rundumversorgung bietet. 

Die nahe liegende Assoziation zum projek¬ 
tierten 260 000-Büro-Quadratmeter großen, fünf 
Milliarden Dollar teuren Apple „Spaceship“ in 
Cupertino dürfte nicht ungewollt sein. „Der Cir¬ 
cle“ ist eine Art Kautskysches Ultramonopol, ein 
Konglomerat aller bisherigen Internetgiganten mit 
der Tendenz, sich krakenartig, unter den Apple- 
Enthusiasmus seiner User, in alle Lebensbereiche 
vorzuarbeiten. „Der Circle“ scheint einer Vor- 
Snowdon-Zeit entsprungen: „Vertraut uns, wir tun 
nur Gutes!“ Die Firmen-„Philosophie“ wirkt wie 
aus den zehn „Google-Grundsätzen“ abgekupfert. 
„Der Circle“ ist geradezu die Inkarnation des Fort¬ 
schritts, der Transparenz, der Offenheit und Infor¬ 
mation. In etwa das, was Norman Foster mit dem 
Apple-Headquarter wohl ebenfalls auszudrücken 
beabsichtigte. 

★ 

Leider bleibt Eggers etwas karg, was die Vor- 
„Circle“-Zeit seiner Heldin angeht. Scheinbar 
reicht die Aversion gegen die Tristesse der Strom- 
und Gaswerke und die Begeisterung für die schöne 
neue Welt des „Circle“, um sich mit Feuereifer in 
ihre neue Arbeit zu stürzen. Man hätte gern Nä¬ 
heres über die Motivationen und Gefühlslagen der 
Nerds erfahren, die den Computerverkäufer Jobs 
wie einem Messias anzuhimmeln in der Lage wa¬ 
ren. 

Ein wirklich leistungsfähiger totalitärer Staat 
sei jener, in der die Sklaven ihre Sklaverei lieb¬ 
ten, meint Aldous Huxley. Maes allmähliche Zu¬ 
richtung und Selbstzurichtung zu einem devot¬ 
gehorsamen Mitglied der leistungsbewussten 
„Circle-Community“ geschieht denn auch durch 
eine Art Suggestionssitzungen, in denen Schu¬ 
lungsteams, später die führerähnlichen Firmen¬ 
bosse eine quasi religiöse Konditionierung auf 
die Firmen-„Philosophie“ vornehmen: „Alles was 
passiert muss bekannt sein“ (82), „Geheimnisse 
sind Lügen“ (339), „Alles Private ist Diebstahl“ 
(345), heißen einige der „Circle“-Selbstoffenba¬ 
rungsbefehle. 

Auf dieser autosuggestiv verstärkten, von eu¬ 
phorisch-ekstatischer Begeisterung getragenen 
Basis wirkt der „sanfte“, „objektive“ Druck der 
allgegenwärtigen Ratings (Bewertungen, Einstu¬ 
fungen). Sie setzen alles und alle in Relation zuein¬ 
ander, üben, von jedem einsehbar, einen perma¬ 
nenten Formierungsdruck aus. Ein nicht endendes 
Wettrennen der „Circler“ zur Verbesserung ihres 
Score (Messergebnisses, Wertes), um das Ansehen 
in der Firmenhierarchie. Eggers verfolgt diesen 
sekten-analogen Transformations- und Entindivi- 
dualisierungsprozess seiner Heldin Mae. Er ist das 
eigentliche Thema seines Buches. 

Es geht natürlich nicht nur um die Arbeit. Mae 
erfährt, dass die großzügige Rundumversorgung 
durch den „Circle“ nicht als Angebot misszuverste¬ 
hen ist. Nichtteilnahme an den vielfältigen Veran¬ 
staltungen oder auch nur Passivität löst regelmäßig 
große Enttäuschungsreaktionen der Veranstalter 
aus. Der pflicht- wie erfolgsbewusste „Circler“ will 
Erwartungen erfüllen, nicht enttäuschen. Gleiches 
gilt für die diversen digitalen Kontakte, Kommen¬ 
tare, Bilder, Videos. Der „Circler“ hat sich mitzu¬ 
teilen, sich öffentlich zu machen. (Natürlich nur 
die unteren Ebenen. Das Führungstrio, „die drei 
Weisen“, umgeben sich mit einer ebenso geheim¬ 
nisvoll-abgeschiedenen Aura der Intransparenz 
wie die Jobs und Zuckerbergs unserer Tage.) Und 
natürlich wird auch hier gerankt. Mae, schuldbe¬ 
wusst ob ihrer bisherigen gesellschaftlichen Passi¬ 
vität, arbeitet dann auch wild an ihrem „Partizipa- 
tions-Ranking“ (Parti-Rank), das sie durch zahllo¬ 
se Zings, Kommentare und Hinweise zu allem und 
jedem zu einem der Besten im ganzen Unterneh¬ 
men hochpostet. 

Gleich zu Beginn wird Maes eigener Laptop 
gegen ein hyperhippes firmeneigenes Tablet ausge¬ 
tauscht, alle Daten überspielt und in der Cloud, für 
alle, verfügbar gemacht. Während ihre Kontakte zu 
ihren hilfebedürftigen Eltern und ihrem boden¬ 
ständigen Ex angesichts ihrer Veröffentlichungs¬ 
wut und ihrem schrumpfenden Zeitbudget schließ¬ 


lich abbrechen, ihr Privatleben generell langsam 
gegen Null tendiert, hat Maes Weg in die „ völlige 
Transparenz“ begonnen. Mit einer permanent mit¬ 
laufenden Minikamera um den Hals werden ihr 
Handeln und ihre Gespräche am Ende von Mil¬ 
lionen begeistert verfolgt und kommentiert wer¬ 
den. Mae wird zu einer globalen öffentlichen Per¬ 
son, einer Art Frontgirl des alles beherrschenden 
„Circle“ werden. 

Der gesellschaftliche Alptraum 

Egger zeichnet eine düstere, geradezu ausweglose 
Perspektive des sich so glitzernd-transparent und 
demokratisch gebenden gegenwärtigen Kapitalis¬ 
mus. (Das dürfe zumindest einige seiner Verrisse 
motiviert haben.) Aber damit ist er bekanntlich 
nicht der Erste. Die Frage, was es mit einer kom¬ 
menden Gesellschaft auf sich haben kann, in der 
das Geld, „das nackte Interesse, die gefühllose 
,bare Zahlung’“ regiert, hatte schon Shakespeare 
vor einem halben Jahrtausend im Kaufmann von 
Venedig umgetrieben. 

Spätestens mit den 1848er Revolutionen ist 
die rückwärtsgewandte, zuletzt die romantische 
Lösung, die sehnsuchtsvolle Verklärung der Ver¬ 
gangenheit versperrt. Literatur, die sich mit der 
gesellschaftlichen Perspektive beschäftigt, muss 
die brutale Realität des Kapitalismus in den Blick 
nehmen. Der sich entwickelnde Imperialismus 
stellt den Autor immer deutlicher vor die epocha¬ 
le Entscheidung: imperialistische Ausbeutung oder 
Sozialismus. 

Für alle, die ihr Herz nicht über die Klassen¬ 
hürde zu werfen vermochten und vermögen, ein 
schweres Dilemma. Gelingt nicht die nietzsche- 
anische „Umwertung aller Werte“, der „blonden 
Bestie“ ein Denkmal „auf den Marmorklippen“ zu 
errichten, oder angesichts der Todeslager und „der 
Stahlgewitter“ nicht die Flucht in die Innerlichkeit, 
die Irrationalität und/oder Trivialität, bleibt der 
Blick in eine ausweglose Düsternis nicht erspart. 

Unter dem Eindruck des Petersburger Blut¬ 
sonntags 1905 antizipiert Jack London in der „Ei¬ 
sernen Ferse“ die repressive Entwicklung eines 
monopolkapitalistischen Amerika, das jede sozia¬ 
le Bewegung brutal zu unterdrücken entschlossen 
ist. Bei Ausbruch des ersten Weltkrieges beginnt 
Franz Kafka die Arbeit an seinem „Process“. 1932, 
kurz vor der Machtübertragung an den Hitlerfa¬ 
schismus, erscheint Aldous Huxleys „Brave New 
World“ und 1946, nach Winstons Churchills Eiser- 
ne-Vorhang-Rede in Fulton, beginnt George Or- 
well seinen Roman „1984“. 

Um einige dieser negativen Utopien, der dys¬ 
topischen Romane zu nennen. 

Und nun, nur ein paar Monate nach Edward 
Snowdon, erscheint „Der Circle“. Ein beklemmen¬ 
des Buch über den unaufhaltsamen Aufstieg eines 
IT-Giganten. 

„1984“ 

„1984“ gehört natürlich nicht in diese Reihe. Or- 
well schreibt mit „Animal Farm“ und „1984“ die 
Kalte-Kriegs-Literatur schlechthin. Vom CIA ge- 
featured, prägte sie das Sozialismus-Bild von Mil¬ 
lionen Gymnasiasten. Der trotzkistische (PUOM-) 
Kämpfer des Spanischen Bürgerkriegs war zum li¬ 
terarischen Sturmgeschütz von Winston Churchill 
und Allen Dulles geworden. Seine letzten Texte 
gehören zur Gattung der indirekten Apologetik. 
Die kapitalistische Ordnung wird zur „besten al¬ 
ler Welten“, nicht weil sie humane Verhältnisse ge¬ 
neriert, sondern weil ihre Überwindung noch viel 
repressivere hervorbringen würde. Später erfolgte 
dann eine zusätzliche Aufladung, indem dem „Sta¬ 


linismus“ totalitarismustheoretisch gleich auch 
noch die Vernichtungslager des (ordinär kapitalis¬ 
tischen) Faschismus hinzugeschlagen wurden. 
Angesichts von „ewigem“ War on Terror, Abu Gu- 
raib und Guantanamo, von Drohnen und Killer¬ 
kommandos, NSA und GCHQ ist jedoch in letzter 
Zeit von „1984“ nur noch ungern die Rede. Der 
Text erscheint im Zweifel immer mehr als eine 
frühe, noch recht plumpe Vision heutiger Über- 
wachungs-, Bewusstseinssteuerungs- und Repres¬ 
sionsmethoden. Angesichts dessen taugt das Ge¬ 
spenst „Stasi“ allenfalls noch zum Kleine-Kinder- 
Erschrecken. Orwell hat seine Mission erfüllt. 

Die glücklichen Sklaven 

Betrachten London, Kafka (und Orwell) vor al¬ 
lem die alptraumhaft-repressiv empfundene Seite 
herrschaftlicher Machtausübung, interessiert sich 
Huxley und nun auch Eggers für den integrativen 
Prozess, die Produktion und (Selbst-)Zurichtung 
der „glücklichen Sklaven“. Huxley schreibt in einer 
Phase der tiefen Systemkrise bei gleichzeitig dy- 
namisch-prosperierender Systemherausforderung. 

Die Sowjetunion war dabei, mit der Erfüllung 
des ersten Fünfjahresplans (1928-33) die Basis ih¬ 
rer Industrialisierung zu legen. 

Huxleys „Integrations“-Vision kann sich da¬ 
her nicht auf eine, mehr oder weniger freiwillige, 
individuelle Entscheidung stützen, sondern setzt 
ein komplexes gentechnisches, biochemisches und 
psychotechnisches Konditionierungsverfahren 
voraus. Die „Brut- und Normenzentrale Berlin- 
Dahlem“ (deutsche Übersetzung) produziert am 
Fließband, in vitro, „in Flaschen“, den normierten, 
je nach Klasse, genetisch weitgehend identischen 
menschlichen Nachschub für ein hochdifferenzier¬ 
tes Kastensystem von Alpha Plus bis Epsilon mi¬ 
nus. „Und darin“, warf der Direktor salbungsvoll 
ein, „liegt das Geheimnis von Glück und Tugend: 
Tue gern was Du tun musst! Unser ganzes Nor¬ 
mungsverfahren verfolgt das Ziel: die Menschen 
lehren, ihre unumstößliche soziale Bestimmung zu 
lieben.“ (Huxley 1953/32) 

80 Jahre später ist die Systemherausforderung 
vorerst passe, sind die Fähigkeiten der Bewusstseins¬ 
und Überwachungsindustrie dagegen um Quanten¬ 
sprünge gesteigert. Plumper Biologismus scheint 
nicht erforderlich. Eggers’ Heldin erwägt nicht ein¬ 
mal eine Alternative. Eggers beschreibt einen Pro¬ 
zess begeisterter Selbstversklavung an die schöne 
neue Welt der IT-Industrie. 

Die Grundlage dieser Selbstzurichtung ist ihr 
verborgener Charakter und die vermutete Erlö¬ 
sungsmission. Auf der Erscheinungsebene präsen¬ 
tiert sich Google und Co. vor allem als hilfreicher, 
teilweise unverzichtbarer Dienstleister. Ihre Pro¬ 
dukte erleichtern bzw. ermöglichen ganz unmittel¬ 
bar die Bewältigung der Arbeit, des Alltags. Man¬ 
che Produkte (Apple) befriedigen zusätzlich das 
Bedürfnis nach Sozialstatusrepräsentation. Manche 
(facebook) das Bedürfnis nach Ausbruch aus der 
individuellen, kapitalistisch-urbanen Isolation und 
Bedeutungslosigkeit. Im Kern stehen diese Firmen 
für eine (dritte industrielle) „digitale“ Revolution, 
welche die Lebens- und Arbeitsverhältnisse auf dem 
Globus tiefgreifend verändert hat und weiter verän¬ 
dert. Und das kostengünstig, vielfach gratis. 

Diese digitale Revolution wird nicht nur mit ei¬ 
ner Informations- und Wissenserweiterung, mit ei¬ 
ner Befreiung von der Mühsal zahlreicher repeti- 
tiver, aber auch komplexer, ansonsten kaum oder 
gar nicht realisierbarer Arbeiten identifiziert, son¬ 
dern auch mit einem allgemeinen Transparenz-, 
Freiheits- und Demokratieversprechen verbunden. 
Alles scheint erfahrbar, alles machbar, realisierbar, 


jeder erreichbar und mit jedem vernetzbar. Den bis¬ 
her Stimmlosen scheint endlich eine, mit anderen 
zusammenschließbare Stimme zugewachsen zusein. 

„Der Circle“ verspricht denn auch so etwas wie 
die Lösung aller Menschheitsprobleme schlechthin. 
„Wir können perfekt, oder nahezu perfekt sein (...) 
Wir können jedes Problem lösen. Wir können jede 
Krankheit heilen, den Hunger besiegen, alles weil 
wir uns nicht mehr von unsern Schwächen behin¬ 
dern lassen, von unseren trivialen Geheimnissen, 
unserem Horten von Informationen und Wissen“, 
verspricht der Firmenguru Bailey seiner eifrigen 
Schülerin Mae. (333) So perfekt, dass wir sogar die 
Zahl der Sandkörner in der Sahara wissen, wie Eg¬ 
gers ironisch seinen „Circle“ in einem Projekt her¬ 
ausfinden lässt. (272) 

★ 

Natürlich zieht das, was da vom „Circle“ als „Phi¬ 
losophie“ angeboten wird, das herrschende Ge¬ 
sellschaftssystem nicht in Zweifel. Die simpel ge¬ 
strickte Weltverbesserungsidee folgt, wenn man 
es anspruchsvoll möchte, einer Art IT-basierter, 
neokantianischer Verhaltensethik, die sich auf die 
gängige, alles umfassende Transparenzmanie stützt: 
wenn alle alles wissen, kann es kein Fehlverhalten, 
kein Abweichen geben. Oder umgekehrt, in die sug¬ 
gestiv-demagogische Forderung des „Circle“ nach 
Selbstentblößung gekleidet: „Wenn Du nicht trans¬ 
parent bist, was hast Du zu verbergen?“ (274) Kurz: 
Die Omnipräsenz der Kameras und Mikrophone 
zwingt jeden immerfort Gutes zu tun. Eine Idee, die 
der Omniscientia-Vorstellung der katholischen Kir¬ 
che entlehnt scheint: Gott sieht und weiß alles. Dum¬ 
merweise haben sich die Menschen in den letzten 2 
000 Jahren trotzdem die Schädel eingeschlagen. Die 
Transparenzforderung des „Circle“ mündet letztlich 
in eine Art Political Correctness des („Circle“-ge¬ 
steuerten) Mobs. 

Wie Mae an ihrem Ex, Mercer, demonstriert, ist 
das Internet, wie sich in Zeiten des permanenten 
Krieges ohnehin vermuten lässt, alles andere als 
ein herrschaftsfreier Raum. Da der bodenständige 
Handwerker sich ihrer „fürsorglichen“ Veröffent¬ 
lichungsmanie durch Untertauchen entzogen hat, 
mobilisiert sie nun, in einer Art digitalem Eduard- 
Zimmermann-Aufguss, das gesamte Netzpotential 
inklusive Kamerateam und Drohnenverfolgung, um 
ihn ausfindig zu machen und zu stellen. Am Ende 
kann sich Mercer ihren Bedrängungen nur noch 
durch Selbstmord entziehen. (523) 

Eggers zeigt: Die IT-Revolution stellt die Herr¬ 
schaftsverhältnisse nicht auf den Kopf, sondern trägt 
(bei der historischen Schwäche der demokratischen 
und sozialistischen Kräfte) in hohem Maße dazu bei 
sie zu reproduzieren. Ohne starke, ideologisch ge¬ 
festigte, strategisch denkende Organisationen sind 
auch im IT-Zeitalter substantielle Veränderungen 
nicht erreichbar. 

Und gelänge es solchen Organisationen im Ge¬ 
genzug tatsächlich nennenswerten Einfluss im Netz 
zu gewinnen, stünde vermutlich die Gretchenfrage 
recht schnell. 

Unter den Bedingungen der imperialistischen 
Weltordnung sind auch die herrschenden Netz- 
Gedanken die Gedanken der Herrschenden. Ein¬ 
schließlich der wie immer gut instrumentalisierba¬ 
ren sozialdemokratischen Hoffnungen sowie der 
klein- und spießbürgerlichen Borniertheiten. 

NSA & Co? 

Dave Eggers sind vom Feuilleton seine begrenzten 
Ausdrucksmittel und der holzschnittartige Charak¬ 
ter seiner Protagonisten vorgeworfen worden. Da 
ist einiges dran. Wer die subtile Darstellung liebt, ist 
woanders besser aufgehoben. Nur, nimmt man die 
Realität der Apple, Google und Facebook, so ließe 
sich argumentieren, Eggers entspräche mit seiner 
schlichten Form durchaus dem dargestellten Gegen¬ 
stand - mit dem Inhalt seiner Erzählung in jedem 
Fall. Auch wenn sich an der konkreten Vision Eg¬ 
gers, 4 der Übernahme der Staatsfunktion durch den 
Ultramonopolisten „Circle“ einiges einwenden lie¬ 
ße, die Darstellung der immensen Ausbreitung der 
global agierenden IT-Konzerne über alle Lebens¬ 
bereiche sowie der soghaften Anziehungskraft und 
sektenartigen Einbindungsfähigkeit ist lehrreich. 

Nach der Erfahrung des II. Weltkrieges schreibt 
Huxley über die „chronische Zerknirschung“, die 
ihn angesichts der „beträchtlichen Mängel“ seines 
Buches ankomme. 

Ähnliches könnte Eggers möglicherweise emp¬ 
finden, nachdem nun die Fähigkeiten der staatlichen 
Überwachungs- und Repressions-Organe durch Ed¬ 
ward Snowdon (siehe auch Glenn Greenwald, „Die 
globale Überwachung“) nicht mehr zu ignorieren 
sind. NSA & Co. kommen bei ihm ebenso wenig 
vor wie der militärisch-industrielle Komplex, die Fi¬ 
nanz- und auch die sonstige Industrie. Auch das Wa¬ 
shingtoner Politpersonal erscheint als hilflose Figu¬ 
ren angesichts der Manipulationsmöglichkeiten des 
„Circle“. Aber das mindert nicht den Erkenntniswert 
des vorgelegten Romans. 
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Verdichtete Erinnerungen 

Die Stockholmer Akademie ehrt Patrick Modiano mit dem Nobelpreis 



Patrick Modiano, der Autor von „La 
Place de l’Etoile“ hat den Literatur-No¬ 
belpreis verliehen bekommen. Er stand 
seit langem auf der Liste der Nobel¬ 
preiswürdigen, so lange, dass man ihn 
fast vergessen hatte. Die Schwedische 
Akademie hatte die Spur dieses zu¬ 
rückhaltenden Romanciers nicht ver¬ 
loren, der gerade einen Roman publi¬ 
ziert hat, dessen Titel „Damit du dich 
nicht in deinem Viertel verlierst“ wie 
eine Einladung erscheint. Der Preis 
gilt Modianos Kunst der Erinnerung, 
mit der er menschliche Schicksale be¬ 
schrieben und die Zeit der Besetzung 
Frankreichs durch die Wehrmacht ins 
Gedächtnis ruft. 

Patrick Modiano ist am 30. Juli 1945 
in Boulogne-Billancourt geboren. Sei¬ 
ne Kindheit, seine Herkunft ließ er 
lange im Dunkeln, und man musste 
auf „Un pedigree“ (dt.: „Ein Stamm¬ 
baum“) im Jahr 2005 warten, bis er die¬ 
se Fragen offen behandelte, er, der sein 
Leben als einen in seinem Werk zu ver¬ 
arbeitenden Rohstoff verstand. 

Man erfuhr, dass er der Sohn ei¬ 
nes Juden und einer Flämin ist, die 
sich in Paris unter der Besatzung ken¬ 
nengelernt hatten: Albert, genannt 
Aldo Modiano, aus einer Familie aus 
Saloniki stammend, und Louisa Col- 
pijn, genannt Colpeyn, „ein hübsches 
Mädchen mit sprödem Herzen“, eine 
flämische Schauspielerin, die im Pari¬ 


ser Büro der Continental Film, einer 
deutschen Gesellschaft, arbeitet. Al¬ 
bert Modiano, der sich weigerte, sich 
als Jude registrieren zu lassen, betreibt 
Schwarzmarktgeschäfte mit den Be¬ 
satzern und wird damit ziemlich reich, 
wird in „Un pedigree“ präzisiert. Sehr 
bald lassen sie das Kind im Stich. Sei¬ 
ne Mutter geht wieder auf ihre Tour¬ 
neen und bei seinem Vater häufen sich 
geheimnisvolle Zeiten der Abwesen¬ 
heit. Er wird seinen flämischen Groß¬ 
eltern anvertraut, dann in ein Internat 
gestreckt. Zum Fehlen elterlicher Lie¬ 
be kommt der Verlust seines jüngeren 
Bruders Rudy, der 1947 stirbt. Nach 


einer revoltierenden Jugend taucht er 
in das Milieu von Saint-Germain-des- 
Pres, des Pariser Künstlerviertels ein, 
begegnet dem surrealistischen Schrift¬ 
steller Raymond Queneau. Mit 21 Jah¬ 
ren veröffentlicht er seinen ersten Ro¬ 
man „Place de PEtoile“ (dt.: „Sternen- 
platz“). 

Modiano hat „Un pedigree“ ge¬ 
schrieben, „um mit einem Leben 
Schluss zu machen, das nicht das mei¬ 
ne war“. Dieses Leben beschreibt er in 
seinen Romanen als eine hartnäckige, 
schmerzhafte Suche, wo persönliche 
Ursprünge und die kollektive Erinne¬ 
rung gleichermaßen hinterfragt wer¬ 


den. „Place de TEtoile“ entleiht seinen 
Titel einer jüdischen Geschichte, die 
im Vorspann seines ersten Buches er¬ 
zählt wird. 

Es wäre missbräuchlich, das Werk 
Modianos auf die Kartographie von Pa¬ 
ris unter der Besatzung zu reduzieren. 
Mit Nachdruck dasselbe Gedächtnis¬ 
material zwischen Vergessen, Lüge und 
Nicht-Gesagtem immer wieder zu bear¬ 
beiten, das bedeutet auch, den Begriff 
der Variation in die Form einzuführen. 
Manchmal spöttisch, immer virtuos, mit 
Hartnäckigkeit und Schlichtheit, hat er 
eigene Erinnerungen verdichtet, um¬ 
geformt, verschmolzen. Man erinnert 
sich vielleicht des Satzes von Marx im 
„18. Brumaire“: „Die Tradition aller 
toten Geschlechter lastet wie ein Alp 
auf dem Gehirne der Lebenden.“ Vor 
allem, könnte man sagen, wenn die Le¬ 
benden unter Amnesie leiden. 

Modiani hatte bereits zahlreiche 
Auszeichnungen vor dem Nobelpreis 
bekommen, so den großen Roman¬ 
preis der Academie frangaise und im 
Jahr 1978 den Prix Goncourt für „Die 
Gasse der dunklen Läden“. 

Dieser Mann mit der zögerlichen 
Sprechweise, unbeholfen vor den Ka¬ 
meras, wird reden und eine Botschaft 
über den Sinn von Literatur aussenden 
müssen. Und auch dabei wird er uns in 
Erstaunen versetzen. 

UZ 


Die Kommunistische Partei Frankreichs zum Nobelpreis für Modiano 


Patrick Modiano wurde heute der No¬ 
belpreis der Literatur zuerkannt für „die 
Kunst des Erinnerns, mit der er die un¬ 
begreiflichsten menschlichen Schicksa¬ 
le wachgerufen und die Welt der Besat¬ 
zungszeit enthüllt hat“. 

Sechs Jahre nach Jean-Marie Le Clezio be¬ 
stätigt diese Auszeichnung die Vitalität des 
französischen Romanschaffens und eine 
gleichartige Sensibilität seiner Schriftstel¬ 
ler, den Lebensraum und das mensch¬ 
liche Bewusstsein zu sondieren und zu 
erkunden, wenn sie mit den Zuckungen 
der Welt und der Geschichte konfrontiert 
sind. Aber während Le Clezio die großen 
Räume wählte, bevorzugte Modiano den 
Schatten der anrüchigen Stadtviertel und 
der schwarzen Perioden, wo alle Bezugs¬ 
punkte verloren gegangen sind. 

Seit seinem Eintritt in die Literatur 1968 
verankert er seine Erzählung im Herzen 
Frankreichs der Besatzungsjahre, wo die 
Grenze zwischen Heroismus und Kapitu¬ 


lation off brüchig ist, wie es die Person von 
„Lacombe Luden“ perfekt illustriert, den 
Louis Malle wunderbar dem Film anpasste. 
Mit „La place de FEtoile“, „La ronde de 
nuit“ und „Les boulevards de ceinture“ si¬ 
gniert der Schriftsteller eine erste Trilogie, 
die sein ganzes Werk strukturiert. Es fin¬ 
det sich darin ein gerade dem Jugendalter 
entwachsenen Erzähler auf der Suche nach 
seinem unbekannten Vater auf der ständi¬ 
gen Flucht, man spürt darin die unvollen¬ 
dete Suche nach einer Abstammung, die es 
erlauben würde, sich in eine menschliche 
Ahnenreihe einzureihen, man ist davon 
berührt, aber ohne dass jemals etwas über 
die universelle Tragödie der Shoah gesagt 
wird. Für diesen 1945 geborenen Schrift¬ 
steller, dessen standesamtlicher Name Mo¬ 
digliani ist, ergibt sich das sicherlich aus 
einer ganz persönlichen Suche. 

Patrick Modiano hat manchmal den Sta¬ 
tus eines regionalistischen Schriftstellers 
in Anspruch genommen, denn die meis¬ 


ten seiner Romane spielen in Paris, einem 
dunklen Paris, entblößt von historischen 
Bezugspunkten. Das Eindringen in die 
große Geschichte vollzieht sich bei ihm 
mittels der kleinen Geschichte mit einer 
beinahe intimen Musik. Ganz natürlich. 
Seine Personen sind die, die man in der 
Wandelhalle eines Bahnhofs, hinten in 
einer Bar des Pariser Gürtels findet, wäh¬ 
rend alle Welt schläft, Männer und Frau¬ 
en, von denen keine greifbare Spur blei¬ 
ben wird, wenn nicht als Nummer, die 
nicht mehr existiert, hinten in einem al¬ 
ten Telefonregister. 

So konstruiert er von Buch zu Buch eine 
der reichsten literarischen Landschaften, 
die es heute in der französischen Literatur 
gibt. Erwähnt seien: „Rue des boutiques 
obscures“, Prix Goncourt 1978 („Gasse 
der dunklen Buden“),„Une jeunesse“ 1981 
(„Eine Jugend“), das eine andere dunkle 
Periode erforscht, die des Algerienkrieges, 
„Dora Bruder“ 1955, das uns in die 40er 


Jahre zurückversetzt. Gerade geschrieben 
hat er „Pour que tu ne te perdes pas dans 
le quartier“ („Damit du dich nicht in dei¬ 
nem Viertel verlierst“) 

Der Mann ist auch leidenschaftlich be¬ 
geistert für den Film und hat sich als 
Drehbuchautor betätigt, er liebt das Chan¬ 
son und das Variete, eine Welt, in der seine 
Mutter verkehrte. Er hat ein Buch Fran- 
goise Dorleac, der Schwester von Catheri¬ 
ne Deneuve, gewidmet. Mit dem Zeichner 
Pierre Le Tan hat er die „blonde Puppe“ 
und „Memory Lane“ geschaffen. 

Selten hat sich Patrick Modiano öffentlich 
engagiert, er war jedoch präsent an der 
Seite der „Sans-Papiers“, der Menschen 
ohne Papiere“. Eine Art, sein Menschsein 
zu bekräftigen. 

Die Stockholmer Akademie feiert einen 
großen Schriftsteller und einen guten 
Menschen. Sie hat sich auch dafür ent¬ 
schieden, eine Arbeit des Erinnerns zu be¬ 
lohnen. Ein Zeichen der Zeit, hoffen wir! 


Abschiedsgala für Elfriede Brüning 



Film, Brief und Arbeitsno¬ 
tiz, „Stempellied“ und „Än¬ 
dere die Welt“ begleiteten 
die werkbiografischen Erin¬ 
nerungen an Elfriede Brü¬ 
ning (8.11.1910-5.8.2014), 
eine Schriftstellerin, die aus 
einfachen Verhältnissen in 
Berlin-Prenzlauer Berg her¬ 
vorging. Gina Pietsch und 
Grit Diaz de Arce waren als 
Sängerinnen dabei, als die 
VVN-BdA gut 150 Gäste 
ins Kino „Babylon“ zu einer 
künstlerischen und famili¬ 
ären Abschiedsgala einlud. 

Zwei Monate nach ihrem 
Loslassen vom Leben - mit 
103 Jahren und acht Mona¬ 
ten - warfen Tochter Chris¬ 
tiane Barckhausen-Canale, 

Enkelin Jasmina Barckhau- 
sen, Zeitzeuginnen wie Vera 
Friedländer, Lizzie Libera 
und andere Schlaglichter auf 
eine bekennende, erfolgreiche DDR- 
Autorin. 

An den wiederaufgeführten Do¬ 
kumentarfilm „Und außerdem werde 
ich hundert“ (2010) von Sabine Kebir 
und Wolfgang Herzberg ließ sich gut 
anknüpfen. Die jugendliche Schreib¬ 
wut zwischen ersten Berlin-Reporta¬ 


gen mit 16, 17 und dem Romansujet 
„Kleine Leute“ mit 22 Jahren führte 
Elfriede in die KPD und in den Bund 
proletarisch-revolutionärer Schrift¬ 
steller. Mittelbar zu verdanken war 
das auch dem Vorbild des verehrten 
Münzenberg-Journalisten Heinz Pohl, 
der in seiner Freizeit Flugblätter ver¬ 


teilte. Nach dem Erlebnis 
der faschistischen Bücher¬ 
verbrennung vom 10. Mai 
1933 war die junge Frau il¬ 
legal tätig. 1935-1937 setzte 
die Gestapo sie fest. Freiwil¬ 
lig gab sie das Schreiben von 
unten nie auf. 

Bei an die dreißig veröf¬ 
fentlichten Büchern mit über 
1,5 Millionen Auflage, die 
meisten davon ab 1949 in der 
DDR, galt Elfriede Brüning 
als eine der erfolgreichsten 
deutschen Autorinnen des 
20. Jahrhunderts. In realisti¬ 
schen Romanhandlungen ge¬ 
staltete sie gegen allzu enge 
Vorgaben, wie alleinstehen¬ 
de werktätige Mütter ihren 
Alltag in den Anfangsjahren 
meisterten. Reportagen über 
das Schicksal vernachlässig¬ 
ter und darum in gesellschaft¬ 
liche Obhut gegebener Kin¬ 
der kamen hinzu. In Veröffentlichun¬ 
gen der 90er Jahre widersprach sie der 
neudeutschen Medienschelte zu angeb¬ 
lichen Zwangsadoptionen in der DDR. 
Gegen eine Gesellschaft, die nur aufs 
Geld fixiert ist, und gegen den Verlust 
von DDR-Identität setzte sie beharr¬ 
lich gelebte Solidarität. 


Hans Coppi jr., Vorsitzender der 
Berliner Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes, erinnerte sich sei¬ 
nes hohen persönlichen Vermächtnis¬ 
drucks als Pflege-Waisenkind von er¬ 
mordeten Widerstandskämpfern, als 
ihm Elfriede Brüning in den 50er Jah¬ 
ren ihr Buch zum Gedächtnis der El¬ 
tern Hans und Hilde Coppi widmete. 
Hildes nachgestaltete moralische Kraft, 
die hoffnungsvolle Geburt des Sohnes 
im Frauengefängnis gehört zu Brünings 
fortgesetzten „Porträts vergessener 
Frauen“ aus der „Roten Kapelle“. Ein 
anderes galt der mutigen Außenamts- 
Mitarbeiterin Ilse Stöbe, die die Ber¬ 
liner UdSSR-Botschaft vor dem dro¬ 
henden Wehrmachts-Überfall auf die 
Sowjetunion warnte und 1942 eben¬ 
falls hingerichtet wurde. Nach neuerem 
Forschungsstand dazu veröffentlichten 
Historiker Hans Coppi und Sabine Ke¬ 
bir eine detailliertere Darstellung. Als 
dann nachträglich Ilse Stöbes Name 
auf die Ehrentafel für ermordete Na¬ 
zi-Gegner im Berliner Außenminis¬ 
terium aufgenommen wurde, wurde 
auch Elfriede Brüning als Erstautorin 
in dieser Sache gewürdigt. Es war ihr 
letzter öffentlicher Auftritt am 10. Juli. 
Ihre Urne ist auf dem Dorotheenstäd¬ 
tischen Friedhof beigesetzt. 

Hilmar Franz 


Putziges aus den soern 

Brüsseler Agentenstory 

Englischer Humor ist nicht immer auf 
den ersten Blick erkennbar und zu ver¬ 
stehen. Schon gar nicht in deutscher 
Übersetzung - mag sie auch noch so 
gut sein wie die von Jonathan Coes Ro¬ 
man „Liebesgrüße aus Brüssel“. So ist 
zum Beispiel der vom deutschen Ver¬ 
lag gewählte Titel eine nett gemeinte 
Anspielung auf eine James-Bond-Ge- 
schichte. Allerdings heißt der Roman 
im Original nicht etwa „From Brussels 
With Love“, sondern schlicht „Expo 
58“ - eben eine Art britischen Under¬ 
statements ... 

Im Sommer 1954 teilte die Regie¬ 
rung Belgiens der staunenden Weltöf¬ 
fentlichkeit mit, dass man beabsichtige, 
im Jahre 1958 in Brüssel eine Weltaus¬ 
stellung zu veranstalten. Es gehe um 
„einen Vergleich der mannigfaltigen 
Aktivitäten verschiedener Völker auf 
den Gebieten des Denkens und der 
Kunst, der Wirtschaft und Technologie“, 
hieß es in der offiziellen Einladung, so¬ 
wie um „die Förderung der Eintracht 
unter den Menschen“. 

In Britannien fand man die Idee zu¬ 
nächst höchst absonderlich, nicht nur 
angesichts des nötigen Aufwands und 
der unabsehbaren Kosten. Immerhin 
befand man sich in einer Zeit erhöh¬ 
ter Spannungen zwischen den beiden 
Militärpakten, vor allem aber in einer 
Zeit, da die Entwicklungen auf dem 
Gebiet der Kernenergie und deren mi¬ 
litärischer Nutzung zu einem scharfen 
Wettbewerb zwischen den USA, Bri¬ 
tannien und der Sowjetunion geführt 
hatten. Dennoch entschied die britische 
Regierung bereits ein knappes halbes 
Jahr nach Erhalt der Einladung, diese 
positiv zu beantworten. 

Eine Folge dieser Entscheidung 
war, dass der stille und bescheidene 
Beamte Thomas Foley, seit 14 Jahren 
Mitarbeiter des Zentralen Informati¬ 
onsbüros, den Auftrag erhielt, die Auf¬ 
sicht über die dem britischen Pavillon 
zugehörige Kneipe zu übernehmen. 
Das „Britannia“ sollte in Brüssel von 
der weltberühmten britischen Gast¬ 
lichkeit, Gastronomie und Braukunst 
künden, was aus bekannten Gründen 
keine ganz einfache Aufgabe zu wer¬ 
den versprach. 

Foley macht sich mit Eifer an seine 
Arbeit und geht schließlich für sechs 
Monate aus London ins ferne Brüssel, 
wo er sich nicht nur mit einem höchst 
einfachen Quartier anfreunden muss, 
sondern auch mit einer Menge Heraus¬ 
forderungen konfrontiert wird - darun¬ 
ter die Reize der hübschen belgischen 
Hostess Anneke und das einnehmende 
Wesen eines sowjetischen Journalisten, 
von dem der aufmerksame Leser recht 
bald den Eindruck bekommt, dass er 
keineswegs wegen der britischen Cui- 
sine Stammgast des „Britannia“ wird. 

Thomas Foley gerät, ohne es zu 
merken, in einen Strudel internationa¬ 
ler Spionage, denn auch die Schlapp¬ 
hüte aus seiner Heimat haben ihn im 
Visier. Irgendwann kommt er an ei¬ 
nen Punkt, an dem er nicht nur Gefahr 
läuft, den Kopf zu verlieren, sondern 
auch sein trautes Heim samt Eheweib 
und Tochter. 

Jonathan Coe taucht den geneigten 
Leser in die heute beinahe absonder¬ 
lich scheinende Welt der Fünfziger, in 
der Briefe noch mit der Hand geschrie¬ 
ben und mit der Post befördert wurden, 
und in der Agenten noch wie „Agen¬ 
ten“ agierten. 

Uli Brockmeyer 



Jonathan Coe: Liebesgrüße aus Brüs¬ 
sel. Roman, Verlag DVA Belletristik, 
320 Seiten, 19,99 Euro 
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Konjunkturpolitik in Kriegszeiten 

„Deutschland geht es gut“ war gestern 



E s kam so plötzlich wie die Rüs¬ 
tungslücke. Gestern noch galt das 
Kanzlerinnenwort: „Deutschland 
geht es gut 4 . 4 Und nun Heulen und Zäh¬ 
neklappern. „Konjunkturschock: Wir 
sind Euro-Krise“ alarmiert das Han¬ 
delsblatt (HB). „Das German Wunder 
ist zu Ende“ glaubt die Süddeutsche. 
Und die FAZ sieht „Deutschland vor 
der Rezession 4 . 4 

Selbstredend haben die Qualitäts- 
medien die Schuldigen sofort ausge¬ 
macht: „Putins Werk und Merkels Bei¬ 
trag 44 brachte Focus-online die Sache 
auf den Punkt. Nun gibt es ja in diesen 
Kriegszeiten kaum etwas, woran der 
russische Präsident nicht die Schuld 
trägt. Warum nicht auch an den Sank¬ 
tionen gegen ihn, respektive gegen die 
Russische Förderation, um etwas ge¬ 
nauer zu formulieren. Aber nun auch 
die Kanzlerin, der geliebte Darling des 
Boulevard wie der Nadelstreifenabtei¬ 
lung, die doch immer für alles und jedes 
die Mehrheiten organisiert hat. 

„Die wirtschaftsfeindliche Politik“ 
der schwarz-roten Regierung mache 
„alles schlimmer“, rügt die Welt der 
Frau Springer. Darunter ein nicht sehr 
freundliches Photo der Kanzlerin und 
ihres Wirtschaftsministers. Die hätten 
„hier eine soziale Wohltat, dort ein teu¬ 
reres Wahlgeschenk“ verteilt. Wir leben 
in neoliberalen Zeiten, da steht der 
Versuch, das Leben der Menschen zu 
erleichtern, prinzipiell unter dem Ge¬ 
neralverdacht proütschmälernd und 
damit moralisch verwerflich zu sein. 
So ziemlich das Mieseste, was sich ein 
„Politiker“ zuschulden kommen lassen 
kann. Die Rente mit 63, die Mütterren¬ 
te, der Mindestlohn - Milliardengräber 
mit Arbeitsplatzvernichtungspotential 
im Hunderttausenderbereich. Und die 
Konjunktur rauscht in den Keller. Ein 
einziger Skandal. 

„Doch nun ist es vorbei mit Friede, 
Freude, Eierkuchen“, droht die Welt , 
„die Zeit des fröhlichen Umverteilens 
ist endlich vorbei“, atmet, ebenfalls in 
der Welt , die „Maggie Thatcher des 
deutschen Journalismus“, Dorothea 
Siems, erleichtert auf, „Deutschland 
braucht kein kurzfristiges Konjunktur¬ 
programm, sondern eine neue Agenda.“ 
Es riecht nach einem Schröder-Moment 
für Schwarz-Rosa. Auch der „Genosse 
der Bosse“ hatte versucht, mit „hier ei¬ 
ner sozialen Wohltat, dort einem teu¬ 
ren Wahlgeschenk“, ein wenig PR beim 
Wahlvolk zu treiben, bevor die Herr¬ 
schenden ihm über ihre Medien das 
Ende von „Friede, Freude, Eierkuchen“ 
verkündeten und „den Gerd“ an den 
Kernauftrag des Unternehmens Rosa- 
Oliv erinnerten: Die Agenda 2010. 

Das Ende des „German Wunder“? 

Was war passiert? „Die führenden 
Wirtschaftsforschungsinstitute“ ( Ta¬ 
gesschau) hatten sich vertan. Oder 
besser, nicht richtig gewürfelt. Mit 
den, natürlich streng mathematisch¬ 
wissenschaftlich geweissagten 1,9 Pro¬ 
zent BIP-Wachstum in diesem Jahr ist 
es wohl Essig. Nun hat die führende 
Forschungselite 1,3 Prozent ausgekno- 
belt. Aber auch wenn die hochdotierten 
Großkopfeten aus Ifo, DIW, RWI und 
IWH gerade unter Beweis gestellt hat¬ 
ten, dass sie von so etwas wie Konjunk¬ 
turverlauf eigentlich keine Ahnung ha¬ 
ben, so wollten sie doch wissen können, 
wer an dem Schuld trägt, wovon sie 
nichts wussten: Putin und die schwä- 
chelnden Chinesen. Und natürlich: Das 
Rentenpaket und der Mindestlohn. 

Wir wollen uns an dieser Stelle der 
eigentlich notwendigen Bemerkung 
zu den systematischen Fragwürdigkei¬ 
ten der BIP-Konstruktion und ihrer 
Berechnung enthalten. Die aufgereg¬ 
te Debatte über den Kommastellen¬ 
bereich ist angesichts des erheblichen 
Schätzungsvolumens, sowie der neuer¬ 
dings, durch wen auch immer erfassten 
Schwarzmarktaktivitäten, ein schlech¬ 
ter Witz. Aber einmal ernst genommen, 
so hätte allein die Meldung des Statis¬ 
tischen Bundesamtes (Destatis) vom 
1.9.2014 die nun betätigten Alarmglo¬ 
cken klingen lassen müssen. Mit minus 


0,2 Prozent zum Vorquartal befindet 
sich danach schon im zweiten Quartal 
das saisonbereinigte reale BIP deutlich 
jenseits dessen, was der Mainstream 
weiterhin unbekümmert gebetsmüh- 
lenhaft als „German Wirtschaftswun¬ 
der“ abfeierte. 

Menschen, die vom Verkauf ihrer 
Arbeitskraft leben, dürfte der gefeier¬ 
te „Deutschland-Boom“ (HB) ohnehin 
herzlich gleichgültig sein. Selbst an je¬ 
nen, die nicht zu den mittlerweile bun¬ 
desweit 43,3 Prozent gehören, die mehr 
oder weiniger gezwungenermaßen ei¬ 
ner atypischen Beschäftigung nachge¬ 
hen, ist der „Aufschwung“ fast spurlos 
vorüber gegangen. Die bundesdeutsche 
Brutto-Lohnsumme ist in den letzten 
14 Jahren real gerade einmal um sechs 
Prozent gestiegen. Im Schnitt um „kräf¬ 
tige“ 0,4 Prozent pro Jahr. Mit einer sich 
vergrößernden Spreizung. Während es 
den wichtigen Kernbelegschaften noch 
vergleichsweise gut geht, können offi¬ 
ziell 1,3 Million Aufstocker, die Zahl 
derjenigen, die sich aus Scham nicht 
melden, ist unbekannt, von ihrer Ar¬ 
beit nicht mehr leben. Noch trister sieht 
es bei der Netto-Lohnsumme aus. Hier 
bewegen wir uns auf dem Niveau von 
vor der Rückeroberung der DDR. 

Entsprechend flach wie ein Brett ist 
die Nachfragekurve, massenmedial als 
Kauflust psychologisiert. Seit 2000: plus 
neun Prozent. Einen klareren Statistik- 
Beleg für den engen Zusammenhang 
von Lohn(!)-Einkommen und Konsu¬ 
mausgaben gibt’s kaum. Ohne Zweifel 
gab es in diesem (Agenda-)Zeitraum 
tatsächlich einen Boom. Nur eben wo¬ 
anders: Die realen Exporte stiegen seit 
2000 um 91 Prozent. Dafür haben nun 
(fast) alle gespart. Doch in die schöne 
heile Welt des Exportweltmeisters, der 
ewigen Exportsteigerungen platzt De¬ 
statis nun auch noch mit einem Minus. 
Minus ein Prozent Exporte im August 
zum Vorjahresmonat. Und das nach dem 
Allzeithoch von Juli mit 101 Mrd. Euro. 
Da herrscht Aufregung im Hühnerstall. 

Geldruckmaschinen und 
„Dicke Berthas“ 

Natürlich konnten nur jene von dieser 
Meldung „überrascht“ werden, die ihr 
Wissen ausschließlich aus den einlau¬ 
fenden Daten und/oder neoliberalen 
Glaubenssätzen beziehen. Wer sich 
der schlichten Überlegung anheim gibt, 
dass Überschüsse nun einmal zwingend 
Defizite erzeugen und dass Warenströ¬ 
me in Zeiten der Geld-Ware-Bezie¬ 
hung ebenso zwingend gegenläufige Fi¬ 
nanzströme auslösen, der konnte auch 
vorher ahnen, dass dieser Zustand der 
Glückseligkeit für die deutsche Export¬ 
wirtschaft ein begrenzter sein dürfte. 

Richtig, es gibt Kredite und es gibt 
Gelddruckmaschinen. Diese wunderba¬ 
ren Einrichtungen haben ein gutes Jahr¬ 
zehnt recht zuverlässig verhindert, dass 


der Export-Krug vorzeitig bricht. Doch 
aus Krediten werden Schulden. Aus 
ständig neuen Krediten immer höhere 
Schulden. Die verlangen immer mehr 
und tendenziell immer höhere Zinsen. 
Und die Euro-Staaten beispielswei¬ 
se hatten nun zu allem Überfluss nun 
keine Gelddruckmaschine mehr, ihre 
Schulden auch zu zahlen Hätte Herr 
Draghi dem Treiben tatenlos zugese¬ 
hen, wäre die Euro-Zone schon vor 
zwei Jahren auseinandergeflogen. Aber 
so, nachdem der EZB-Chef angekün¬ 
digt hatte, ersatzweise mit richtigem 
Geld in die Bresche springen zu wollen, 
haben die Spekulations-Aasgeier erst 
einmal Wartestellung bezogen. Gegen 
EZB kann im Zweifel keiner. Erst recht 
nicht, wenn sie mit der britischen und 
japanischen und vor allem der US-No- 
tenbank (fast) auf einer Linie liegt. Die 
„Dicken Berthas“ wurden abgefeuert, 
die Kurse knallten durch die Decke, die 
Reichen wurden noch reicher und die 
Welt war wieder in Ordnung. 

Konsument China 

Fällt doch jemanden auf, dass perma¬ 
nente Handelsungleichgewichte gewis¬ 
se Probleme mit sich bringen könnten, 
der Titel des Exportweltmeisters allen¬ 
falls dann etwas Positives ausdrücken 
würde, wenn er gleichzeitig mit dem 
des Importweltmeisters in gleicher 
Größenordnung verbunden wäre, dann 
kommt gewöhnlich China ins Spiel. Die 
Volksrepublik ist in der medialen Wirt¬ 
schaftsdarstellung eine Art mystischer 
Ort, eine Art gieriger Schlund, der alle 
Waren jederzeit folgenlos verschlingt 
und dafür harte Dollar ausspuckt. Chi¬ 
na steht in dieser Sicht prototypisch 
für alle aufstrebenden Schwellenlän¬ 
der. Leider ist die Wirklichkeit etwas 
komplizierter. 

Die Volksrepublik steckt inmitten 
einer grandiosen nachholenden Indus¬ 
trialisierung. Mit einer Investitionsquo¬ 
te von 47 Prozent/BIP (ca. fünf Bio. 
Dollar) ist China, trotz aller Umsteue¬ 
rungsversuche, immer noch auf einem 
extremen Wachstumspfad. Ein Wachs¬ 
tumspfad, der sich auf eine, nach 2009, 
massive Ausweitung der gesamtge¬ 
sellschaftlichen Verschuldung, aktuell 
265 Prozent/BIP, stützt. Diese enormen 
Investitionen brauchen Absatzmärkte. 
Blasen, Fehlallokationen sind kaum 
zu vermeiden. Auch dieser Prozess hat 
Grenzen. Deutschland exportiert Wa¬ 
ren im Wert von 67 Mrd. Euro nach 
China. Davon chemische Erzeugnisse 
(sechs Prozent); elektrische Ausrüs¬ 
tungen (neun Prozent); Datenverarbei¬ 
tung, elektrisch-optische Erzeugnisse 
(10 Prozent); Maschinen (25 Prozent) 
und Fahrzeuge (32 Prozent). 

Nebenbei sollte vielleicht noch ein¬ 
mal erwähnt werden, dass die Volksre¬ 
publik im Ranking der deutschen Ex¬ 
portziele den 5. Rang einnimmt. Nach 


den Niederlanden (70 Mrd.); Großbri¬ 
tannien (75 Mrd.); USA (88 Mrd.) und 
dem deutlichen Spitzenreiter, dem viel¬ 
gescholtenen Frankreich (100 Mrd.). 
Konjunkturpolitisch würde es im eige¬ 
nen Interesse durchaus mehr Sinn ma¬ 
chen, bspw. Herrn Hoflande zu einem 
weiteren Konjunkturprogramm aufzu¬ 
fordern, als ihn zu drängen den Schrö¬ 
der zu geben. 

Erstaunlicherweise wird die Volks¬ 
republik fast ausschließlich als Export¬ 
ziel und Investitionsstandort betrachtet. 
Dass dort mit dem Aufbau riesiger Ka¬ 
pazitäten eine wuchtige Konkurrenz ent¬ 
steht, und zwar nicht nur bei Solarpane- 
len sondern explizit auch in den deut¬ 
schen Paradedisziplinen Automobil- und 
Maschinenbau, scheint dem deutschen 
Überlegenheitsgefühl nicht zugänglich. 
Irgendein China, so die Hoffnung wird 
es immer geben, denen wir unsere tollen 
Autos und Maschinen verkaufen kön¬ 
nen. Dass die chinesische Produktion die 
deutsche in fast allen Sektoren quantita¬ 
tiv längst übertroffen hat, die reale Basis 
für den Exportwahn auch von dieser Sei¬ 
te immer mehr schwindet, entzieht sich 
offenbar der Wahrnehmung. 

Ins eigene Knie geschossen 

Mit ihrem sicheren Gespür, das (nicht 
nur) konjunkturell Falsche zu tun, hat 
sich die nun endlich bellizistische Bun¬ 
desregierung in einen Wirtschaftskrieg 
mit Russland hineinmanövrieren las¬ 
sen, um das von den USA mit fünf Mrd. 
Dollar installierte Putschistenregime in 
der Ukraine zu stabilisieren. Die Ex¬ 
porte nach Russland lagen bei 36 Mrd. 
Euro. Sie sind nach russischen Anga¬ 
ben um bislang 20 Prozent (annuali- 
siert 7,2 Mrd. Euro) eingebrochen. Da¬ 
mit wäre dann schon der größte Teil des 
Exportrückgangs erklärt. Russland ist 
allerdings ein unverzichtbarer Energie¬ 
lieferant. Noch hat die Auseinanderset¬ 
zung, dank der besonnenen russischen 
Reaktionen, diese Ebene nicht erreicht, 
aber dann könnte es in jeder Hinsicht 
unerfreulich werden. 

Unerfreulich ist jetzt schon die öko¬ 
nomische Lage der Putschisten. Der 
Krieg kostet, die Zerstörungen sind 
enorm, die ohnehin marode Wirtschaft 
bricht zusammen. Die Staatsschulden 
haben sich seit 2007 mehr als verneun- 
facht. Will man das Land aus geostrate- 
gischen Erwägungen dauerhaft bei der 
EU-Stange halten, wird es mit Bundes¬ 
wehreinsätzen nicht getan sein. Die EU 
respektive Deutschland wird um eine 
umfassende Finanzierung nicht umhin 
kommen. Im Gegensatz zu Griechen¬ 
land hat die Ukraine eine Alternative. 

★ 

Vor dem Hintergrund des permanent 
gewordenen imperialistischen Krieges 
mehren sich auch konjunkturell die 


Negativnachrichten. (Der BIP-Anteil 
der Rüstungsindustrie liegt deutlich 
unter einem Prozent. Noch.) So fiel die 
Industrieproduktion, inklusive Bau¬ 
hauptgewerbe, im August um vier Pro¬ 
zent zum Vormonat. Wichtiger noch: 
Das Auftragsvolumen für die deutsche 
Industrie sank real um minus 5,7 Pro¬ 
zent zum Vormonat, der Auslandsan¬ 
teil um 8,4 Prozent, aus dem Nicht-Eu- 
ro-Bereich sogar um 9,9 Prozent. Be¬ 
sonders drastisch ist der Absturz beim 
Fahrzeugbau hier ging es mit den Auf¬ 
trägen um -18,8 Prozent nach unten. 
Sogar IWF-Chefin Christine Lagarde 
mahnte zur Aktion. Man kann nicht 
den wichtigsten Absatzraum, die Euro- 
Zone wirtschaftlich ruinieren, ihm dann 
ein verheerendes Austeritätsprogramm 
aufzwingen, einen bedeutenden Han¬ 
delspartner und unentbehrlicher Ener¬ 
gielieferant mit einem Wirtschaftskrieg 
überziehen und dann hoffen, dass alles 
immer so weiter geht, wenn nur unten 
im Haushalt eine „Schwarze Null“ steht. 

Die Wirkungen der „Dicken 
Berthas“ scheinen sich erschöpft zu 
haben. Der Eurozone drohen japani¬ 
sche Verhältnisse, ein Abgleiten in eine 
zähe Deflation. Die Idee, die Wirtschaft 
werde schon wieder rund laufen, wenn 
man den Banken Hunderte von Milli¬ 
arden zusteckt, damit sie diese günstig 
an die Realwirtschaft weiterreichen, 
war ohnehin reichlich extravagant. Die 
Bruttoinvestitionen liegen in der Bun¬ 
desrepublik bei mickrigen 16,7 Pro¬ 
zent/BIP. Das Kriterium für Investiti¬ 
onen ist zuallererst der zu erwartende 
Profit. Erst sehr in zweiter Linie der 
zu entrichtende Zins. Bislang hat die 
expansive Geldpolitik, außer die Rei¬ 
chen zu mästen, die Spekulation auf 
den Zusammenbruch der Euro-Zone 
erfolgreich ausgebremst und den Euro 
(im Interesse der Exportwirtschaft) 
geradezu abstürzen lassen. Aber mehr 
auch nicht. Die massiven Probleme und 
Ungleichgewichte in der Eurozone und 
der Weltwirtschaft insgesamt bestehen 
natürlich weiter fort. Und diese drohen 
der Bundesrepublik, bei ihrer selbstge¬ 
machten Abhängigkeit vom Außenhan¬ 
del, übel auf die Füße zu fallen. 

Die tiefere Ursache der Krise, die 
dramatische Überakkumulation von 
Kapital, die flagrante Unfähigkeit die 
enorme Geldschwemme in der Real¬ 
wirtschaft profitabel zu investieren, ist 
durch die bisherige Krisenbekämpfung 
nicht beseitigt worden. Im Gegenteil. 
Ein Rückfall in den akuten Modus ist 
daher jederzeit möglich. Und nach al¬ 
lem, was nun zu hören ist, ist es die 
Sorge der Meinungsindustrie, die Un¬ 
gleichgewichte und damit die Fallhö¬ 
he nach Möglichkeit zu erhöhen. Nach 
bisheriger Erfahrung wird sich Frau 
Merkel der Meinung von Frau Sprin¬ 
ger wohl kaum verschließen. 

Klaus Wagener 
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Die Welt am Abgrund 

WWF stellt neuen „Living Planet Report“ vor 


D ie Art und Weise, wie wir leben 
und produzieren, ruiniert unse¬ 
ren Planeten. Karl Marx stellte 
dies seinerzeit in ähnlicher Weise fest, 
als er schrieb, im Kapitalismus würden 
die Springquellen des Reichtums - 
Mensch und Natur - untergraben. 
Doch wahrscheinlich erahnte er nur 
im Ansatz, welches Ausmaß die Zer¬ 
störung der Natur einmal annehmen 
würde. Kürzlich hat der World Wide 
Fund For Nature (WWF) seinen „Li¬ 
ving Planet Report 2014“ vorgestellt, 
der erneut vor Augen führt, wie stark 
wir unsere Lebensgrundlagen bisher 
zerstört haben. 

Der WWF-Report will den Gesund¬ 
heitszustand der Erde dokumentieren 
und er warnt uns: „Wir riskieren nicht 
nur, in einer Welt ohne Tiger, Elefant 
und Gorilla zu leben. Wir entziehen uns 
und unseren Kindern die Lebensgrund¬ 
lagen in atemberaubender Geschwin¬ 
digkeit.“ Die Lage sei ernst, es helfe 
weder die Lage schön zu reden, noch 
den Kopf in den Sand zu stecken. Mit 
dem Report will der WWF auch Lö¬ 
sungen vorschlagen, die beim Aufbau 
einer nachhaltigen Welt als Leitlinien 
dienen können. 

Seit mehr als 40 Jahren, heißt es im 
WWF-Report, würden die Menschen 
mehr natürliche Ressourcen nutzen als 
die Erde erneuern kann. Heute seien 
wir an einem Punkt angelangt, an dem 
wir 1,5 Erden bräuchten, um unseren 
Ressourcenhunger zu stillen 

Ökologischer Fußabdruck 

Um diese Aussage anschaulicher darzu¬ 
stellen, wird mit dem Begriff des Öko¬ 
logischen Fußabdrucks argumentiert. 
Alles menschliche Wirtschaften und 
Handeln brauche Fläche und der Öko¬ 
logische Fußabdruck sei die Summe all 
dieser Flächen, unabhängig davon, wo 
diese sich befinden. Es sind die Flächen, 
die wir brauchen, um Ressourcen bereit¬ 
zustellen: Ackerland, Weideland, bebau¬ 
te Flächen, Fischgründe und produktive 
Wälder. Aber auch die Waldflächen wer¬ 
den hinzugezählt, die für die Aufnahme 
des Kohlendioxids notwendig wären, 
das nicht von den Ozeanen aufgenom¬ 
men wird. 

Dem Ökologischen Fußabdruck 
steht der Begriff der Biokapazität ge¬ 
genüber. Dieser gibt das Vermögen der 
Natur wieder, nutzbare Ressourcen her¬ 
vorzubringen, Land für bebaute Flächen 
und zur Aufnahme von Abfällen und 
Reststoffen wie etwa Kohlendioxid, be¬ 
reitzustellen. 

Sowohl der Ökologische Fußab¬ 
druck als auch die Biokapazität werden 
in der Einheit „globaler Hektar“ (gha) 
angegeben. Er entspricht einem Hekt¬ 
ar Land mit weltweit durchschnittlicher 
Produktivität. 

So betrug im Jahr 2010 der globa¬ 
le Ökologische Fußabdruck 18,1 Milli¬ 
arden globale Hektar oder 2,6 gha pro 
Kopf. Dem stand die Biokapazität der 
Erde von 12 Milliarden gha oder 1,7 gha 
pro Kopf gegenüber. 

Seit 50 Jahren, heißt es im Report, 
dominiere vor allem eine Komponente 
den Ökologischen Fußabdruck: Kohlen¬ 
dioxid, das entsteht, wenn fossile Ener¬ 
gieträger verbrannt werden. Machte es 
1961 nur etwa 36 Prozent vom Fußab¬ 
druck aus, stieg sein Anteil bis zum Jahr 
2010 auf 53 Prozent. Im gleichen Zeit¬ 
raum konnte zwar die Biokapazität vor 
allem in der Landwirtschaft gesteigert 
werden (von 9,9 Mrd. gha in 1961 auf 
12 Mrd. gha in 2010), aber zur gleichen 
Zeit stieg die Weltbevölkerung von 
3,1 Mrd. auf 7 Milliarden Menschen an. 
Damit sank die pro Kopf verfügbare 
Biokapazität von 3,2 auf 1,7 gha, wäh¬ 
rend der Ökologische Fußabdruck auf 
2,7 gha stieg. Es wird prognostiziert, 
dass die Weltbevölkerung weiter anstei- 
gen wird, was die pro Kopf verfügbaren 
Ressourcen noch knapper werden lässt. 
Im Jahr 2050 sollen bereits 9,6 Milliar¬ 
den Menschen den Erdball bewohnen, 
im Jahr 2100 sollen es dann schon 10,9 
Milliarden sein. 

Mit dem Begriff des Ökologischen 
Fußabdrucks ist es nicht nur möglich, 
Fehlentwicklungen im globalen Maß¬ 


stab sichtbar zu machen. Es lassen sich 
Unterschiede zwischen einzelnen Län¬ 
dern, sogar zwischen einzelnen Bevöl¬ 
kerungsgruppen oder -schichten in ei¬ 
nem Land sichtbar machen. Der WWF 
unterlässt es in seinem Report natür¬ 
lich aufzuzeigen, welche Gruppen und 
Schichten in einem Land mehr Ressour¬ 
cen verbrauchen als andere. Aber auch 
der Vergleich des Verbrauchs einzelner 
Länder ist interessant. 

So lag im Jahr 2010 der Ökologische 
Fußabdruck Deutschlands bei 4,56 gha 
pro Kopf und ihm stand eine Biokapa¬ 
zität von 1,9 gha pro Kopf gegenüber. 


Anders ausgedrückt: Würden alle Men¬ 
schen so leben wie wir Deutschen, wä¬ 
ren 2,6 Erden notwendig, um die ver¬ 
brauchten Ressourcen bereitzustellen. 
Weil die Biokapazität Deutschlands 
nicht ausreicht, um den Verbrauch zu 
decken, nimmt Deutschland Flächen an¬ 
derer Länder in Anspruch. So werden 
z.B. allein in Südamerika auf 2,2 Milli¬ 
onen Hektar Fläche Sojabohnen für die 
deutsche Fleischproduktion angebaut. 
In den Jahren 2001 bis 2010 importierte 
der deutsche Agrarhandel jährlich Pro¬ 
dukte von bis zu sieben Millionen Hekt¬ 
ar Land aus Ländern außerhalb der Eu¬ 
ropäischen Union. 

Ähnlich sieht es mit anderen Län¬ 
dern aus. Zu den 25 Ländern mit dem 
größten Ökologischen Fußabdruck pro 
Einwohner zählen vor allem die reichen 
Länder. Würden alle Menschen so leben 
wie die in Katar, bräuchten wir 4,8 Er¬ 
den. Hätten alle den Lebensstil wie die 
Menschen in den USA, bräuchten wir 
3,9 Erden, im Fall Belgiens wären es 4,2 
Planeten. 

Der Ökologische Fußabdruck pro 
Kopf der Länder mit mittleren Einkom¬ 
men wächst langsam, aber stetig. Zu die¬ 
ser Gruppe zählen bevölkerungsreiche 
Länder wie China, Indien, Brasilien und 
Indonesien. In ihnen nimmt die Belas¬ 
tung der Ökosysteme besonders drama¬ 
tisch zu. In den Ländern mit niedrigen 
Einkommen hat sich der Ökologische 
Fußabdruck pro Kopf nur wenig verän¬ 
dert. Dramatisch ist allerdings auch hier, 
dass sich die Zahl ihrer Einwohner bis 
2010 verdreifacht hat. 

Der verschwenderische Lebensstil 
der reichen Länder, der von den obe¬ 
ren Schichten der Schwellen- und Ent¬ 
wicklungsländer nachgeahmt wird, hat 
zu ökologischen Problemen geführt, die 
gar nicht oder nur schwer behoben wer¬ 
den können. 

Grenzwerte der Belastung 

Inzwischen gebe es, so der WWF-Re¬ 
port, eine Vielzahl seriöser Informatio¬ 
nen, wie stark Ökosysteme und die Erde 
als Ganzes belastet sind. Als besonders 
aussagekräftig habe sich das Konzept 
der Belastungsgrenzen gezeigt. In die¬ 
sem werden eine Reihe globaler biophy¬ 
sikalischer Prozesse ausgemacht, welche 
die derzeitige Stabilität der Erde beein¬ 
flussen. Für jeden dieser Prozesse wer¬ 
den Grenzwerte der Belastung definiert, 
die, wenn sie überschritten werden, Ri¬ 


siken oder Schäden wahrscheinlich wer¬ 
den lassen. 

Drei dieser Belastungsgrenzen sei¬ 
en bereits überschritten: bei dem Verlust 
der Artenvielfalt, dem Klimawandel und 
bei dem Stickstoffkreislauf. Der Säure¬ 
gehalt der Meere sei ebenfalls schon so 
weit gestiegen, dass die Belastungsgren¬ 
ze der Ozeane bald überschritten sein 
könnte. Der Anstieg des Kohlendioxid¬ 
gehaltes der Atmosphäre trägt zur rapi¬ 
de steigenden Versauerung der Meere 
bei. Die aktuelle Versauerungsrate sei 
die höchste in den vergangenen 65 Mil¬ 
lionen Jahren, möglicherweise sogar in 


den vergangenen 300 Millionen Jahren. 

Die Vielfalt der Arten ist in dem 
Zeitraum seit 1970 um die Hälfte ge¬ 
schrumpft. Mit anderen Worten heißt 
das, im Durchschnitt ist die Hälfte der 
weltweit untersuchten Säugetiere, Vö¬ 
gel, Reptilien, Amphibien und Fische in 
den letzten 40 Jahren verschwunden. Sie 
sind hauptsächlich verschwunden, weil 
ihr angestammter Lebensraum zerstört 
wurde, durch Wilderei oder durch Über¬ 
nutzung der Fischbestände. In Zukunft 
wird es aber der Klimawandel sein, so 
der WWF-Report, der zu einem Rück¬ 
gang der Arten führen wird. Sie können 
sich nicht schnell genug an die sich ver¬ 
ändernden Lebensbedingungen anpas¬ 
sen. 

Wie beim Ökologischen Fußab¬ 
druck lassen sich hier Unterschiede 
zwischen den reichen und den armen 
Ländern zeigen. Haben reiche Länder 
wie Deutschland schon vor 1970 eine 
Vielzahl von Arten verloren, konnten 
sie in der Zwischenzeit dem Verlust der 
Artenvielfalt entschiedener entgegen¬ 
treten als arme Länder. So erklärt sich, 
dass sich die Bestände der bedrohten 
Arten durchaus etwas erholen konn¬ 
ten. Anders dagegen bei den Schwellen- 
und Entwicklungsländern. Sie konnten 
dem Artensterben kaum entschlossen 
entgegentreten. In den Entwicklungs¬ 
ländern ist deshalb auch ein Rückgang 
der Artenvielfalt um 58 Prozent zu ver¬ 
zeichnen. Das liegt aber u.a. auch daran, 
dass die reichen Länder die Folgen ihres 
verschwenderischen Lebensstils in arme 
Länder ausgelagert haben. 

Klimawandel kaum 
noch aufzuhalten 

Im Mai letzten Jahres wurde bei der 
ältesten kontinuierlich aufzeichnen¬ 
den Messstation auf Hawaii zum ers¬ 
ten Mal eine Konzentration der Klima¬ 
gase in der Atmosphäre von 400 parts 
per million (ppm) gemessen. Das war 
der höchste Wert, seitdem aufgezeich¬ 
net wird. Fahren wir fort, klimaschädli¬ 
che Gase in solch großer Menge in die 
Atmosphäre zu leiten wie bisher, wird 
sich die globale Mitteltemperatur bis 
zum Jahr 2100 um 3,7 °C bis 4,8 °C er¬ 
höhen. Der Klimawandel wäre damit 
nicht mehr beherrschbar, Dürren, Über¬ 
schwemmungen, Wirbelstürme und an¬ 
dere katastrophale Wetterereignisse 
würden in einem bisher nicht gekann¬ 
ten Maße zunehmen. Sämtliche Regi¬ 


onen der Erde wären davon betroffen 
und es wäre kaum mehr möglich, die 
Menschheit mit Nahrungsmitteln und 
Trinkwasser in ausreichendem Maße 
zu versorgen. 

Stickstoff ist eines der wichtigsten 
Elemente für alles Lebende auf der 
Erde. Als Grundbaustein für Eiweiße 
spielt es in der Produktion von Nah¬ 
rungsmitteln eine außerordentlich gro¬ 
ße Rolle. Die Luft besteht zu vier Fünf¬ 
teln aus Stickstoff, doch in dieser Form 
ist er für den Großteil der Lebewesen 
nicht zu gebrauchen. Er muss über na¬ 
türliche oder synthetische Prozesse 


umgewandelt werden, damit er für das 
Pflanzenwachstum zur Verfügung steht. 

Heute wird mehr Stickstoff durch 
den Menschen umgewandelt, als es alle 
natürlichen Prozesse vermögen wür¬ 
den. Auf verschiedenen Wegen gelangt 
zu viel davon in die Böden und Gewäs¬ 
ser. Vor allem die Überdüngung in der 
Landwirtschaft ist dafür verantwortlich, 
aber auch unbehandelte Abwässer oder 
das Verbrennen von Kohle, Öl und Gas 
spielen eine entscheidende Rolle dabei. 
Ökosysteme werden durch den Eintrag 
von großen Mengen Stickstoff über¬ 
düngt und geschädigt, die menschliche 
Gesundheit wird beeinträchtigt und in 
der Form von Lachgas wirkt er 200- 
mal klimaschädigender als Kohlendi¬ 
oxid. Wir beeinflussen das direkt über 
die Höhe unseres Fleischkonsums oder 
über den Spritverbrauch unserer Autos. 
★ 

Was kann der Einzelne tun, um unsere 
Lebensgrundlagen zu sichern? Als Ver¬ 
braucher können wir nur relativ wenig 
beeinflussen. Der WWF gibt an, dass wir 
als Endverbraucher nur etwa 40 Prozent 
unseres persönlichen Ökologischen 
Fußabdrucks beeinflussen können. 
Über 60 Prozent seien abhängig von 
wirtschaftlichen Strukturen, von lang¬ 
lebigen Kapitalanlagen wie Kraftwer¬ 
ken, Übertragungsnetzen oder Gebäu¬ 
den. Um die notwendigen Veränderun¬ 
gen einzuleiten, bedürfe es klarer und 
langfristiger politischer Rahmenbedin¬ 
gungen für Wirtschaft und Gesellschaft. 

Unzureichende 
politische Folgerungen 

Die politischen Forderungen des WWF 
rufen durchaus Widerspruch hervor und 
haben sich seit Jahren kaum geändert. 
Sie zeigen zum Teil, dass der WWF die 
von ihm aufgeführten Probleme nicht 
als Resultat der kapitalistischen Wirt¬ 
schaftsweise betrachtet und so stellt 
sich die eine oder andere Forderung als 
illusorisch heraus. 

Dem Kapitalismus wohnt der 
Zwang zum wirtschaftlichen Wachs¬ 
tum inne und mit diesem geht ein ge¬ 
steigerter Ressourcenverbrauch einher. 
Konkurrenzdruck und Profitstreben 
zwingen die Unternehmen, schädliche 
Folgen ihres Wirtschaftens auszulagern 
und auf die Allgemeinheit abzuwäl¬ 
zen, Vorschriften des Umweltschutzes 
zu umgehen oder auch die Produk¬ 
tion in Länder zu verlagern, in denen 


es nur geringe Umweltstandards gibt. 
Dass Unternehmen so handeln, ist dem 
WWF durchaus bewusst, doch im Re¬ 
port wird daraus ein moralisches Prob¬ 
lem. Er appelliert an die Unternehmen, 
anders zu wirtschaften und verweist auf 
die Macht des ethisch kaufenden End¬ 
kunden - eine begrenzte Macht, wie der 
WWF selbst anmerkt. In der kommuni¬ 
kativ vernetzten Welt von heute sei die 
Reputation eines Unternehmens auch 
dann gefährdet, wenn es die Produkti¬ 
on in andere Teile der Welt verlagere. 
Steigende Nachhaltigkeitsanforderun¬ 
gen von Konsumenten würden die Wirt¬ 


schaft überall auf der Erde einholen. 
Deshalb sollten Unternehmen darauf 
achten, dass sie entlang ihrer gesamten 
Wertschöpfungskette nachhaltiger wirt¬ 
schaften. Es ist ein schöner Wunsch und 
es wird sicherlich nicht einfach, ihn mit 
der kapitalistischen Wirklichkeit in Ein¬ 
klang zu bringen. 

Eine andere Forderung richtet sich 
direkt an die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und an die EU: Es sollen Anreize 
für die Wirtschaft geschaffen werden, 
damit sie ihre Emissionen von Koh¬ 
lendioxid senkt. Dazu soll der Handel 
mit Emissionszertifikaten wieder be¬ 
lebt werden. Mit dem Emissionshandel 
wurde ein künstlicher Markt für Zer¬ 
tifikate geschaffen, dem u.a. das Ide¬ 
al vom immer währenden Wirtschafts¬ 
wachstum zugrunde lag. Dass dieses 
mit dem Kapitalismus nicht vereinbar 
ist, der naturgemäß Krisen produziert, 
wurde außer Acht gelassen. Als dann 
aber die Wirtschaftskrise über Europa 
hereinbrach, war der Emissionshandel 
bis 2020 fest geregelt. Dabei war nicht 
vorgesehen, dass die Menge der kosten¬ 
losen Zertifikate, die an Unternehmen 
verteilt und in Umlauf gebracht wurden, 
an neue Entwicklungen angepasst wer¬ 
den kann. Das Ergebnis ist bekannt: Bis 
2020 werden viel zu viele Zertifikate auf 
dem Markt sein und der Emissionshan¬ 
del wird zumindest bis dahin keine steu¬ 
ernde Funktion übernehmen. 

Es gäbe andere Forderungen, die 
auf eine andere Produktionsweise zie¬ 
len, die aber nicht vom WWF auf gestellt 
werden. Der Kapitalismus kann in ge¬ 
sättigten Märkten wie dem deutschen 
seinen Wachstumszwang nur realisieren, 
wenn die Lebensdauer von Produkten 
immer weiter begrenzt wird oder wenn 
den Menschen in aufwändigen PR- 
Kampagnen suggeriert wird, sie müssten 
neue Dinge kaufen, auch wenn die al¬ 
ten noch nicht veraltet und immer noch 
funktionstüchtig sind. So manche kapi¬ 
talismuskritische Bewegung hat in den 
letzten Jahren Forderungen aufgestellt, 
die an diesem Punkt ansetzen. Wenn 
Produkte z.B. länger halten, müsste die 
Produktion nicht stetig wachsen und 
Ressourcen verschwenden. Es wäre 
durchaus nicht schwer, dies umzusetzen: 
Die Garantiezeiten müssten nur verlän¬ 
gert werden. 

Solche Ansätze sucht man beim 
WWF leider vergeblich. 

Bernd Müller 
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„Der Mensch ist erst dann tot, 
wenn niemand mehr an ihn denkt. “ 

Bertolt Brecht 

Unser Freund, Genosse und Kollege 

Bernhard Vogler 

ist im Alter von 83 Jahren gestorben 

Sein Leben lang hat er sich für eine friedliche und gerechte Welt ein¬ 
gesetzt. Er hat seine Stimme erhoben gegen die Wiederbewaffnung, 
gegen atomare Bedrohung und gegen die Militarisierung Osthessens. 
Für unsere Partei, die DKP, war er 30 Jahre im Ortsbeirat Hetten¬ 
hausen, im Gersfelder Parlament und im Magistrat. Gerade hier war 
Bernhard ein unbestechlicher und konsequenter Anwalt der Gersfel¬ 
der Bevölkerung. 

Als Gewerkschafter und Betriebsrat kämpfte er für die Interessen der 
Arbeiter und Kollegen. Viele Jahre lang war er Mitinitiator der 1. Mai- 
Veranstaltungen des Ortskartells Hettenhausen. 

Bernhard liebte seine Heimat, die Rhön, und war ein großer Kenner 
von Rhöner Kultur, ihrer Geschichte und Geschichten. 

Seine Aufrichtigkeit, seine Solidarität und auch sein Humor sollten 
uns ein Vermächtnis sein. 

Seiner Frau Rosel und seinen Kindern Ingeborg und Peter, seiner 
Schwiegertochter Sabine sowie seinen Enkelkindern Jan, Anja, Max 
und Anna gilt unser Mitgefühl. 

Wir werden Bernhard nicht vergessen. 

DKP Kreisgruppe Fulda-Rhön-Vogelsberg 
DKP Bezirk Hessen 




Paul Kirsch 


Herzlich danken wir allen für ihr Mitgefühl, das sie mit Briefen und 
persönlichen Worten zum Ausdruck gebracht haben. 

Es war überwältigend, wie viele Menschen meinem Mann, unserem 
Vater Anerkennung und Wertschätzung entgegenbrachten. 


Ilse Kirsch und Familie 


JUMP UP Aktuell Oktober 2014 

Frisch elngetroffen bei JUMP UP 


Pete Seeger: 

America f s Staryfe/Zer N&. 1 - 10 Chs EU ft 14,50 
Woody Guthrie; 

America's Falk Idcl Na. 1 - IO CDs EUR 14 r 5Ü 
Modena City Ramblers; 

Vcnti: In Concerto A Bologna, Estragon £014 
Doppel CD + DVD EUR 24 p 0Q 



www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Sc hoff pfatten versand Matthias Henk PF II 04 47_ 29207 Bremen 
_ Td/Fgx: Q4Z1/49SS535 (AB) _ 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

En t sc hleunigu ng: 

Ruhe & Natur utt Wwtlrlü- 
Natiütiüdpark. 3 PkiWbj« 2^5 He:&. 

Ln KraiM barg-ÜyaLrjLri. 

Etuvrinl t*e. Havrh:p« 3 i Boot l l C Kiid. 

lafo: wff-triflojui-dc 

Toi : 03 31/07079« [AB* 


(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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S*t höbtn kein* z *it 

$^h alt zu fühlen 

m »ftkl di< i*t 

Und Id«, für fit iu leben 


Helmut Koos 

feiert am ZI. C?ktpber seinen 75. Geburtstag, 

Dazu gratulieren Dir ganz herzlich Deine Genossinnen und Genassen und 
wiinSchan Dir G&fiundheir und ein tangeä leben 

Besonders freut uns, dass D*r der Weg zu unseren Gruppenabenden nie 
zu weit ist, dafür verdienst Du unseren Dank tmd fieSpekt. 

Wir sind stolz auf Dich als unseren treuen Oenosseni 

Deutsche Kommunistische Partei 
Schwain furt - Haßberge - Würzburg 


LLL-Treffen und Demo in Berlin 

Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer / 85,- Einzelzimmer (Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6:30 Duisburg, 7:00 Essen, 7:45 Dortmund 
Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, Tel: 0201 225147 
Fax: 0201 2698038 eMail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 

DKP Ruhr-Westfalen 


★ 

Unser Genosse 


Anzeigen helfen der UZ! 


Liebe Genossinnen und Genossen, 
bitte nutzt noch die 

UZ-Extra 


„Ausbildung - Übernahme - Zukunft: 
Dafür lohnt es sich zu kämpfen!“ 


Diese UZ-Extra eignet sich für die Verteilung 
vor Berufsschulzentren und Betrieben, aber 
auch für Infotische. 

Es handelt sich also um ein Material mit 
längerer Haltbarkeit! 

Das Leitmotiv der Ausgabe lautet „Ausbil¬ 
dung - Übernahme - Zukunft: Dafür lohnt 
es sich zu kämpfen!“ 

Dabei wird mit möglichst vielen O-Tönen 
Arbeiterjugendlicher gearbeitet. 


Kostenbeteiligungen: 

Stück - Preise 
70- 10.-€ 

140- 14.-€ 

200 - 20 .-€ 

300- 25.-€ 

400- 30.-€ 

650- 40.-€ 

1300 - 75.-€ 

2000 -110.-€ 


Bestellungen an: vertrieb@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 177889-23 
oder Gustl Ballin 0911 8 019991 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

v_y 


Herzlichen Glückwunsch! 

Die Genossinnen und Genossen der Kreisorganisation Braunschweig 
wünschen ihren 

75-jährigen Aktivisten Hermann und Rolf 

alles Gute und viel Gesundheit. 

Ab und an eine Auszeit mehr gönnen wir Euch gerne, aber ansonsten 
brauchen wir Euch weiterhin sehr dringend! 


Alles Gute nachträglich zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich 
den folgenden Genossinnen und Genossen: 

am 7.7. wurde Helga Orzykowski 82 
am 9.7. wurde Heinz Behnsen 85 
am 9.7. wurde Manfred Ahlbrecht 72 
und am 9.9. wurde Bernd Kister 74 

Wir wünschen euch auch weiterhin alles Gute; 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Mitte 
DKP Gruppe Linden 


Ernst Busch in 
KUHLE WAMPE 
oder: 

Wem gehört die Welt? 

(1932, Slatan Dudow, Bert Brecht) 

Dienstag, 4. November 2014 - 
19:30 Uhr im Habbema, 

Bühne der Peter-Hacks-Gesellschaft, 
Mühlhauser Straße, 10405 Berlin 
Gemeinsam mit der Ernst Busch 
Gesellschaft e.V. 



19. Linke literaturmesse 


"“AI 9 ! 0.-02.11.2014 


kunstlerhäus im kun&lkultunquartl&r I körtig strafte 33 


www. Li nke-literaturmcese.org 
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Inhaber: 

Hh ns-ESenrrj Müller 
Hauplslraße 1 
5739? SchmallcnliRTii' 
Gralschatl 
H üthsauör I a nd 

Tel: 02972-9789-0 
Fax.: 0^72478937 
flesldtiran!: 

Dlfrrtfiag Fiutictpg 

HaißpiwpQfci 
4J ii I □ rdu r ii 


ln unmitrelbargr Slahp le«. Kloswrs Gratechali liegt unser 
Gaslhal. W« vor Jab rhundert&n sorgt atich heute der Wirl 
persönlich IQr das Wotil der Gäste 
Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Timmer haben fiad, Dusche, WC. 
Telefon, Fernssher, die mei&len Balkon und Varraum. Im 
Hotel bereich Oeiindsn sieh Hift. Sauna. Solarium, hiitht- 
r*h5rzimm$f und Kamm, Kinderspiairaüm, Salatöüliet, 
Frühstikfcsbütf&T, Auch SentoröEPürtiönefl. 

ÜhernachlungVFrühstück 30.- bis 53.-€ p.P. 

HP 15,59 €p.R * VP 22,-CO.P. 

KuxlenkiK Eua-und HalinFahreri im KairerLnid!. 

Auch Kinderermäßigung / Nebcn&aisonprei&e. 

Bei 21 l-sycn Aulen I mH. iiTi Jdhi 10% Trtuerab&ll. 


mail@gasUiof-heimes.de * www. gasthof-heimes.de 



Kapuzenpullover 

Rosa + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

22,- € 

Kapuzenpullover 

Che + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

22,- € 

T-Shirt 

Rosa + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

12,- € 

T-Shirt 

Che + DKP-Logo 

(Roter Aufdruck auf Schwarz) 

12,- € 

T-Shirt 

UZ-Pressefest 

(Roter Aufdruck auf Grau) 

10,- € 

T-Shirt 

Free the Cuban 5 

(Bunter Aufdruck auf Grau) 

10,- € 

Fahne (groß) 

Thälmann + DKP 

(Weisser Aufdruck auf Rot) 

20,- € 

Fahne (klein) 

DKP-Logo 

(Weisser Aufdruck auf Rot) 

15,- € 

Schal 

DKP 

(Weisser Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

Schal 

Trotz alledem! 

(Weisser Aufdruck auf Rot) 

10,- € 

Mütze 

DKP 

(Grauer Aufdruck auf Schwarz) 

5,- € 

(Warn-) Weste 

UZ-Zeitung der DKP (Weisser Aufdruck auf Rot) 

10,- € 


CommPress Verlag GmbH. Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt + 2,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 
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Aktionen / Termine / Impressum 


Kuba hält Kurs 

ICAP-Vertreter Roberto Rodriguez in Essen 


A nlässlich des 40. Jahrestages der 
Gründung der Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Kuba e.V. (FG) 
war der stellvertretende Europadirek¬ 
tor des ICAP (Kubanisches Institut 
für Völkerfreundschaft), Roberto Ro¬ 
driguez, zur Bundesdelegiertenkonfe¬ 
renz vom 3. bis 5. Oktober nach Ber¬ 
lin gekommen (die UZ berichtete über 
die Geburtstagsfeier der FG in Berlin). 
Verbunden wurde dieser Besuch mit ei¬ 
ner Vortragsreise, bei der unser kuba¬ 
nischer Gast in verschiedenen Städten 
der Bundesrepublik über die Entwick¬ 
lung seines Landes sprach. Als letz¬ 
te Station stand am 7. Oktober Essen 
auf seinem Kalender. In dieser Ruhr¬ 
gebietsstadt hatten die FG-Regional- 
gruppe und die DKP Essen eingeladen 
zu einer „Informations- und Diskussi¬ 
onsveranstaltung: Quo Vadis Cuba - 
Wohin strebt Kuba?“ 

Nach einer kurzen Einleitung durch 
den Referenten gab es bei der gut be¬ 
suchten Veranstaltung mit Gästen aus 
verschiedenen politischen Spektren 
zahlreiche Fragen und Diskussions¬ 
beiträge, die durchweg von Respekt 
geprägt waren und vom Gast aus der 
Karibik mit großer Sachkenntnis und 
eben solchem Engagement beantwor¬ 
tet wurden. In einem Kommentar aus 
dem Plenum wurde ausdrücklich aner¬ 
kannt, dass dabei „Klartext“ gespro¬ 
chen, auch eigene Unzulänglichkeiten 
benannt und nicht „um den heißen Brei 
herumgeredet“ wurde. 

Die Themenpalette reichte dabei 
von den allgemeinen Prinzipien der 
„Liniamentos“ den Leitlinien für die 
in voller Umsetzung beündliche Aktu¬ 
alisierung des ökonomischen Modells 
Kubas bis zu damit zusammenhängen¬ 
den praktischen sozialen Problemen, 
von der Rolle der Jugend in diesem 
Prozess bis zur aktuellen Lage des Ge¬ 
sundheitswesens, von den praktischen 
Auswirkungen der barbarischen US- 
Blockade bis zu Kubas Rolle in der 
internationalen diplomatischen Are¬ 
na, von der lateinamerikanischen Inte¬ 
gration bis zu Kubas „Helden in wei¬ 


ßen Kitteln“ im internationalistischen 
Kampf gegen Ebola. 

Die Veranstalter hatten die „Ab¬ 
schlusserklärung und den Aktionsplan 
des X. Internationalen Kolloquiums 
für die Befreiung der Fünf Helden und 
gegen den Terrorismus“ sowie eine In¬ 
formation über die internationale Akti¬ 
on „An jedem 5. Für die Fünf“ verteilt 
und riefen die Gäste dazu auf, sich ak¬ 
tiv am Kampf um die Befreiung unserer 
drei immer noch in den USA inhaftier¬ 
ten Brüder zu beteiligen. Wie bei jeder 


Veranstaltung der FG Essen waren auch 
an diesem Abend wieder fünf Plätze mit 
Stelltafeln der fünf Helden als „reser¬ 
viert“ ausgewiesen. 

Der Vertreter der FG Essen versi¬ 
cherte den Gästen wie dem ICAP-Ver¬ 
treter Roberto Rodriguez, dass sie in 
diesem Kampf nicht nachlassen wür¬ 
den, bis auch der letzte der „Miami 5“ 
wieder bei seiner Familie in Kuba sein 
wird. Ebenso wie Kuba selbst ein Vor¬ 
bild an Internationalismus sei, so bedür¬ 
fe das Land weiterhin der internationa¬ 
len Solidarität. Die qualiüzierte Über¬ 
setzung durch den Bundesvorsitzenden 
der Freundschaftsgesellschaft, Günter 


Pohl, trug zum Gelingen der Veranstal¬ 
tung bei. 

Roberto Rodriguez bedankte sich 
seinerseits in seinem Schlusswort für 
die Einladung durch die Freundschafts¬ 
gesellschaft zu der auch für ihn lehrrei¬ 
chen Vortragsreise, für die gute Organi¬ 
sation und die Gastfreundschaft in allen 
von ihm besuchten Gruppen und leg¬ 
te Wert auf die Feststellung, dass es in 
keiner der stattgefundenen Veranstal¬ 
tungen Aggressionen gegen ihn per¬ 
sönlich oder gegenüber Kuba gegeben 


habe, sondern durchweg Diskussionen, 
die auf hohem inhaltlichen Niveau ge¬ 
führt worden seien. 

Alle Teilnehmenden konnten mit 
zahlreichen „frischen“ Informationen 
und der Zuversicht in den Spätsommer¬ 
abend gehen, dass Kuba trotz aller Pro¬ 
bleme, trotz umfassender Blockade und 
anhaltender Subversionstätigkeit durch 
die USA und deren Partner an seiner 
sozialistischen Orientierung festhalten 
wird. Heinz-W. Hammer 

Eine Fotogalerie der Veranstaltung 
gibt es unter http://www.cubafreund- 
schaft.de/ 
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Stuttgart: „Friede den Hütten!“ Infover¬ 
anstaltung der DKP mit Klaus Linder (DKP 
Berlin) zu den Mieterkämpfen in Kreuzberg. 
Linkes Zentrum Lilo Herrmann, Böblinger 
Straße 105, Stuttgart-Heslach, 19.00 Uhr. 

Saarbrücken: „Ukraine und die NATO - 
Ursachen und Triebkräfte einer geplanten 
Eskalation.“ Diskussionsveranstaltung der 
DKP mit Rainer Rupp. Restaurant „Sport- 
Treff-Akropolis“ (ATSV-Halle), Lulustein 5, 
19.00 Uhr._ 

Schwerin: DKP-Lesekreis „Der „Linke Ra¬ 
dikalismus, die Kinderkrankheit im Kommu¬ 
nismus“ . Buntes Q, Lübecker Straße 180, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 18. OKT 


Siegen: „Der Imperialismus als höchstes 
Stadium des Kapitalismus“, Bildungsver¬ 
anstaltung der DKP. VEB Politik, Kunst und 
Unterhaltung, Marienborner Straße 16, 
14.00 Uhr._ 

Stuttgart: „Marx, Engels und die Mieten¬ 
frage“ , Veranstaltung der DKP. Linkes Zen¬ 
trum Lilo Herrmann, Böblinger Straße 105, 
Stuttgart-Heslach, 10.00 Uhr. 

Leverkusen: „Organisationspolitik in Kreis 
und Gruppe“, Wochenendseminar der DKP 
mit Wera Richter und Patrik Köbele an 
der Karl-Liebknecht-Schule. Von Sams¬ 
tag 10:30 Uhr bis Sonntag, 19.10.2014, 
14.00 Uhr. 


SO ★ 19. OKT 


Bochum: „Bolivar, el hombre de las difi- 
cultades“, Filmveranstaltung der Huma¬ 
nitäre Cubahilfe HCH e. V mit dem vene¬ 
zolanischen Filmregisseur Luis Alberto La- 
mata. kino endstation, Wallbaumweg 108, 
17.00 Uhr. 


MO ★ 20. OKT 


Bad Kreuznach: Mitgliederversammlung 
der DKP. Wassersümpfchen 23, 20.00 Uhr. 

Berlin: „Freihandelsabkommen (TTIP) und 
die Zwänge des internationalisierten staats¬ 
monopolistischen Kapitalismus.“ Prof. 
Dr. Gretchen Binus referiert. Kultur- und 
Schankwirtschaft BAIZ, Prenzlauer Berg, 
Schönhauser Allee 26 a/Ecke Wörther Stra¬ 
ße, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 22. OKT 


München: „Festival der Jugend der Volks¬ 
partei Palästinas (PPP) im Westjordanland“, 
Veranstaltung der DKP München. Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Stadtlohn: Mitgliederversammlung der DKP 
im Kreis Borken mit Planung der neuen Aus¬ 
gabe der Kleinzeitung „Roter Kreis“. Par¬ 
teiraum bei Tenbusch, Vredenerstraße 54, 
19.15 Uhr. 


DO ★ 23. OKT 


Krefeld: „Liegt die Vorkriegsphase bereits 
hinter uns?“ Öffentliche Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP Linker Niederrhein mit 
Hans-Peter Brenner, stellvertretender Par¬ 
teivorsitzender der DKP. Brauhaus Wienges, 
Neusser Straße 55,19.30 Uhr. 


SO ★ 26. OKT 


Siegen: „’Wir dienen Deutschland’ - Bürger¬ 
licher Nationalismus und die internationalisti¬ 
sche Antwort der Arbeiterjugendbewegung. “ 
Bildungsveranstaltung der SDAJ Siegen mit 
Jürgen Lloyd. VEB Politik, Kunst und Unter¬ 
haltung, Marienborner Straße 16,11.00 Uhr. 
Anmeldung unter: sdaj-siegen@gmx.de. 


MO ★ 27. OKT 


Darmstadt: „Gedenken an Georg Fröba aus 
Anlass des 70. Jahrestages seiner Ermor¬ 
dung.“ Veranstaltung der DKP Darmstadt- 
Dieburg und der WN-BdA Kreisvereinigung 
Südhessen. Treffpunkt: Alter Friedhof, Ein¬ 
gang Herdweg, 16.00 Uhr. 


Dl ★ 28. OKT 


Aachen: „Mehr sozialer Wohnraum ist nö¬ 
tig“ , Stammtisch der DKP. Zum neuen Eck, 
Adalbertsteinweg 238,19.00 Uhr. 

Bremen: Mitgliederversammlung DKP Bre¬ 
men-Nord. Gustav Heinemann-Bürgerhaus 
Vegesack, Raum E3,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Spendet für das Festival der Jugend 

Die SDAJ lädt zu Pfingsten 2015 nach Köln ein 

„Die DKP unterstützt das bundesweite Festival der Jugend der SDAJ Pfingsten 2015 in Köln finanzi¬ 
ell und organisatorisch.“ Das hat der Parteivorstand der DKP auf seiner letzten Tagung beschlossen. 

Das Festival steht unter dem Motto„make capitalism history- Die Zukunft gehört uns!“ Es ist einge¬ 
bettet in die Mobilisierung der SDAJ zu den Protesten gegen den Gy-Gipfel im Juni 2015 im bayerischen 
Elmau, die mit den Protesten gegen die NATO-Sicherheitskonferenz im Februar in München beginnt. 

Die DKP sieht es als ihre Hauptaufgabe an jugendliche aus ihrem Umfeld für das Festival zu ge¬ 
winnen. Damit verbunden ist auch das Ziel die Partei zu stärken, indem die Grundorganisationen nach 
außen gehen und gezielt Jugendliche ansprechen. Die Grundorganisationen der DKP sind aufgerufen, 


in ihrem Umfeld für das Festival zu werben und sich konkrete Ziele zu 
setzen, wen und wie viele Jugendliche sie für das Festival gewinnen 
wollen. Die SDAJ wünscht sich auch einen größeren Beitrag der DKP 
auf dem Fest. 

Die DKP wird das Festival der Jugend mit mindestens 3 000 Euro un¬ 
terstützen. Dazu bittet der Parteivorstand um Spenden auf das Konto: 

DKP Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 02 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ 430 609 67 

IBAN DE36 4306 0967 4002 4875 02, Stichwort: SDAJ 





Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
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Aktionen 


unsere zeit m 


Arbeitskampf mit der UZ 


An die 3 000 Kolleginnen und Kolle¬ 
gen der Arbeiterwohlfahrt machten 
am vergangenen Freitag ihre Empö¬ 
rung über das lausige Angebot der 
Arbeitgeber sichtbar. Die AWO-Ar- 


Beschäftigten in Bochum haben mit 
ihrer Streikteilnahme gezeigt: „Angst¬ 
mache gilt nicht. Wir wollen gute Ar¬ 
beitsbedingungen und eine gute Be¬ 
zahlung.“ 



beitgeber hingegen zeigen sich über 
die bunten und knackigen Streikak¬ 
tionen von ver.di mehr als verärgert 
und versuchen, mit der Drohung von 
Pleite und Arbeitsplatzverlust unter 
den Beschäftigten Angst und Schre¬ 
cken zu verbreiten. Die unzähligen 


Mitten drin die UZ: In der letzten 
Ausgabe waren Aufmacher und ein 
Interview mit dem zuständigen ver.di- 
Sekretär dem Arbeitskampf der AWO- 
Kolleglnnen gewidmet. Hunderte von 
Zeitungen wurden an die Kolleginnen 
verteilt. 


Die Helfer feierten ihr Fest 



Auf Einladung und als Dank des Parteivorstandes der DKP und der UZ-Redak- 
tion feierten am vergangenen Samstag 80 Helferinnen und Helfer des UZ-Pres- 
sefestes 2014 am Sitz des Parteivorstandes in Esssen. 


Schluss mit Lügen und Kriegshetze! 

Demonstration in Schwerin zum Krieg in der Ukraine 
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SCHLUSS MIT LÜGEN UND KRIEGSHETZE 


Nein zum Krieg in per Ukraine! 
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Nahezu 100 Menschen beteiligten sich 
am 4. Oktober an einer Demonstrati¬ 
on für den Frieden in der Ukraine in 
Schwerin. Initiiert wurde die Aktion 
vom Landesvorstand der DKP Meck¬ 
lenburg-Vorpommern mit Unterstüt¬ 
zung des SDAJ-Landes verbandes Wa¬ 
terkant sowie regionalen Gliederun¬ 
gen des Rotfuchs und der VVN-BdA. 
Sprechchöre wie „Keine Frau und 
Keinen Mann für das NATO-Kriegs- 
programm“ zogen die Aufmerksam¬ 
keit auf das Anliegen der Demonstra¬ 
tion. Zahlreiches Infomaterial, so z.B. 
die aktuelle DKP-Antikriegsinfo, die 
auch über das drohende Verbot der 
Kommunistischen Partei der Ukraine 


(KPU) berichtet, konnte an den Mann 
oder die Frau gebracht werden. 

In den drei Redebeiträgen wurde 
über die Lage in der Ostukraine infor¬ 
miert. So wurde vom SDAJ-Vertreter 
am Bahnhofsvorplatz auf die schwie¬ 
rige humanitäre Lage in der Ostukrai¬ 
ne hingewiesen und ebenfalls das dro¬ 
hende KPU-Verbot massiv kritisiert, 
ist es doch die KPU, die vor allem im 
Süden und im Osten der Ukraine ihre 
Anhängerschaft hat. Vor der Staats¬ 
kanzlei in Schwerin erläuterte Eldor 
Müller, Bezirksvorstandsmitglied des 
VVN-BdA Westmecklenburg/Schwe¬ 
rin, in seinem Redebeitrag die Not¬ 
wendigkeit von friedenssichernden 


und -fördernden Maßnahmen und 
widersprach dem Einsatz der Bun¬ 
deswehr. Am Demonstrationsschluss 
wurde von Mario Berrios Miranda, 
Mitglied des DKP-Parteivorstands, 
auf die Militarisierung der Gesell¬ 
schaft und die Stimmungsmache ge¬ 
gen friedliche Wege hingewiesen. 
Auch die Rolle Russlands wurde von 
ihm beleuchtet: „Sicherlich ist Russ¬ 
land ein kapitalistisches Land, das 
auch seine Interessen in der Außenpo¬ 
litik verfolgt, nichts desto trotz kann 
die Haltung Russlands nur als äußerst 
besonnen und friedenssichernd be¬ 
zeichnet werden.“ 

ler 


• •• 


ich stand dort mit 

Veranstaltung der DKP Berlin zum 


meinem ganzen Staat 

65. Jahrestag der Gründung der DDR 



Eine Veranstaltung zum 65. Jahrestag 
der Gründung der DDR klingt für man¬ 
chen nach Nostalgie (oder Ostalgie). 
Gibt es Lehren aus dem Entstehen des 
ersten sozialistischen Staates auf deut¬ 
schem Boden, die unter heutigen Be¬ 
dingungen für den Kampf der Arbeiter¬ 
klasse wichtig sind, kann die Rückschau 
den Blick nach vorne schärfen? 

So manche/r wird mit diesen oder 
ähnlichen Fragen im Hinterkopf zur 
Veranstaltung der Berliner DKP am 
Abend des 7. Oktober ins Haus des 
„Neues Deutschland“ gekommen sein. 
Viele kamen, bereits vor 19.00 Uhr war 
der Konferenzsaal voll. Gut die Hälfte 
der Gäste waren keine Mitglieder der 
DKP. 

Die Berliner Kommunistinnen hat¬ 
ten ein ganz eigenes Format für den 
Abend gewählt, eine Art Mischung aus 
Podiumsdiskussion, Interview und Kul¬ 
turveranstaltung. Es sollte sich als wir¬ 
kungsvoll erweisen. Die Antworten der 
Podiumsteilnehmer auf Fragen des ein¬ 
fühlsam durch den Abend führenden 
Klaus Linder waren gleichzeitig die 
Positionierungen der drei kommunisti¬ 
schen Parteien, die zur Zeit des Beste¬ 
hens der DDR auf deutschem Boden 
wirkten. Klaus Kubacki (SEW), Eri¬ 
ka Baum (SED), Karin Mack (DKP) 
und ein ganz besonderer Gast, über 
den gleich zu reden sein wird, gehö¬ 
ren heute alle der DKP an und hatten 
eins gemeinsam: Sie bejammerten nicht 
den Untergang der DDR, sehnten sich 
nicht nach rückwärts: Ihre nach vor¬ 
ne blickende, genaue Analyse der Be¬ 
deutung der DDR in allen wichtigen 


Bereichen des Lebens regte die Hir¬ 
ne der Zuhörer an, berührte natürlich 
auch oft die Herzen. Mit dem journa¬ 
listischen Gespür, das den bourgeoisen 
Medien eigen ist, reagierte die Berliner 
Tageszeitung „B. Z.“ und „widmete“ der 
Veranstaltung einen Hetzartikel auf der 
Titelseite mit großem Foto, Überschrift: 
„Honeckers letzte Truppe“ - was sonst? 
Ein Schuss, der bei den dabei gewese¬ 
nen und bei denen, die wir im Gepräch 
erreichen werden, voll nach hinten los¬ 
gehen dürfte. 

Erika Baum schilderte mit dem 
ihr eigenen Temperament die Arbeit 
mit den Kindern (sie war Schulhel¬ 
ferin, später Lehrerin) im zerstörten 
und von faschistischer Ideologie ver¬ 
seuchten Berlin vor und zur Zeit der 
Gründung der DDR und die Bedeu¬ 
tung der internationalen Solidarität für 
die DDR und für jene, die Solidarität 
empfingen: „Kuba, Vietnam, Palästina, 


Chile ... dort stand ich nicht alleine 
auf der richtigen Seite des internatio¬ 
nalen Klassenkampfes, ich stand dort 
mit meinem ganzen Staat, überlegt mal, 
was für einen Unterschied das macht!“ 

Der gedanklichen Schlussfolge¬ 
rung, dass der Kampf für Sozialismus 
für wirklich effektive Solidarität unab¬ 
dingbar ist, konnten sich die Zuhörer 
nicht entziehen. 

Ähnlich bei Klaus Kubacki, der die 
Bedeutung der Arbeiterdelegationen 
aus der Frontstadt Westberlin in die 
DDR, die er als Metallarbeiter mitor¬ 
ganisierte, schilderte: „Die Kollegen 
konnten sehen wie Sozialismus wirk¬ 
lich war. Sie sahen die Probleme, aber 
sie sahen auch, dass dort keine Kon¬ 
zernherren waren, dass die Betriebe 
denen gehörten, die dort arbeiteten.“ 

Karin Mack stellte den heute wie¬ 
der durch die Medien gepeitschten Be¬ 
griff „Unrechtsstaat“ vom Kopf auf die 


Füße und zwar am eigenen Beispiel, 
dem einer Bergarbeiter-Tochter aus 
dem Ruhrgebiet: „Wenn mein Vater 
und andere aus meiner Familie und aus 
unserer Siedlung verhaftet wurden, weil 
sie Ferienfahrten organisierten, bei de¬ 
nen tausende Kinder aus dem Ruhrpott 
preiswerten guten Urlaub in der DDR 
machen konnten, wenn meine Mut¬ 
ter bei der großen Friedenskarawanne 
nach Essen, bei der Philip Müller er¬ 
schossen wurde (der erste Polizei-Mord 
nach Gründung der BRD, H. G.-B.) von 
Polizisten derart niedergeknüppelt wur¬ 
de, dass sie noch Jahre später epilepti¬ 
sche Anfälle erlitt und, wenn dann heu¬ 
te Politiker, die sich Linke nennen, den 
Unsinn vom Unrechtsstaat DDR nach¬ 
plappern, dann kommt mein Blut in 
Wallung und ich frage: Wo war damals 
und wo ist heute der Unrechtsstaat?“ 
Der „Rechtsstaat“ vereintes 
Deutschland verurteilte den Mann, des¬ 
sen Anwesenheit für eine merkbare An¬ 
zahl von Besuchern wichtigster Grund 
ihres Kommens war, zu sieben Jahren 
Knast. Neu war das nicht für ihn, hatten 
ihn doch schon die Nazis in Abwesen¬ 
heit zum Tode verurteilt: Armeegeneral 
a.D. Heinz Kessler. Seine bekannt meis¬ 
terhafte Art, frei zu reden überraschte 
nicht, auch nicht die Bescheidenheit, mit 
der der letzte Verteidigungsminister der 
DDR argumentiert, Fakten immer wie¬ 
der an ganz persönlichen Erlebnissen 
lebendig werden lässt. Aber selbst Be¬ 
sucher, die ihn kennen bzw. vorher ge¬ 
hört hatten, waren erstaunt - und das 
darf man bei einem 94-jährigen Redner 
auch sein - über die minutiöse Genau¬ 


igkeit mit der er, ohne jegliches Rede¬ 
manuskript, Daten aus der Geschichte 
und aus seiner persönlichen Arbeit un¬ 
ter der Jugend Berlins, dem Kampf um 
die Hirne und Herzen, der Gründung 
der FDJ und des ersten Berliner Jugend¬ 
rings schilderte. Und immer wieder der 
Blick nach vorne, O-Ton Kessler: „Die 
neuen Medien machen die direkte Kom¬ 
munikation, die großen Gesprächsrun¬ 
den und öffentlichen Diskussionen, mit 
denen wir die Jugendlichen zu überzeu¬ 
gen versuchten, heute viel schwieriger. 
Wir müssen neue Formen finden, unsere 
Überzeugung der Jugend und auch den 
älteren Menschen zu vermitteln. Wir 
müssen ran an die Leute!“ 

In der Tat, das müssen wir. 

O-Ton Besucherin während der lan¬ 
gen Gespräche, die bis nach 23.00 Uhr 
vor dem ND-Haus andauerten: „Heinz 
Kessler würde doch im Fernsehen je¬ 
den dieser neuen Politiker zerlegen.“ 

In der Tat, das würde er und deshalb 
geifert die reaktionäre Presse, die wis¬ 
sen das sehr genau. 

Isabell Neuenfeldt (Akkordeon/ 
Gesang) war als musikalische Umrah¬ 
mung angekündigt, sie war viel mehr 
als das. Die Frau mit der schönen Stim¬ 
me und der „ganz besonderen Bezie¬ 
hung zu Erich Mühsam“ zielte auf 
die Herzen und traf sie, bei Gisela 
Steineckert’s „einfachem Frieden“ ka¬ 
men auch schon mal Tränen, das durf¬ 
ten sie. Isabell sang auch die National¬ 
hymne der DDR. Das könnte als nos¬ 
talgisch bewertet werden. Wir nennen 
es würdevoll. 

Hermann Glaser-Baur 
























